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Vergebliche Tarnung

Nur wenige Wochen vor jenem Tag, an dem 
Hindenburg den Hitler-Banden die politi-

sche Macht auslieferte – als „letztes Aufgebot“ 
der Weimarer Republik – wurde ich in Berlin 
geboren. So habe ich faschistischen und ras-
sistischen Terror, angstvolle Nächte in Luft-
schutzkellern und von Bomben getroffenen 
Häusern, auch gefährliche Tieffliegerangriffe 
als Kind miterlebt.
Vor 70 Jahren, am 1. September 1939, begann 
das große Menschenabschlachten, das man 
Krieg nennt, wie bereits 1914 mit einer Lüge: 
dem durch die SS ausgerichteten „Überfall auf 
den Reichssender Gleiwitz“. Ein Himmelfahrts-
kommando in polnische Uniformen gesteckter 
KZ-Häftlinge, das noch an Ort und Stelle von 
Himmlers Schergen niedergemäht wurde, bil-
dete die grausige Komparserie für das in die 
Geschichte eingegangene Bubenstück. 
Der „Affäre Gleiwitz“, die Hitler als Anlaß zum 
unverzüglichen Losschlagen gegen Polen hatte 
in Szene setzen lassen, waren bereits die Nie-
derwerfung der Spanischen Republik durch 
deutsche und italienische Legionäre, der Nazi-
Einmarsch in Österreich und die Annexion der 
Tschechoslowakei vorausgegangen. Alle drei 
Aggressionen wurden von der bürgerlichen 
Geschichtsschreibung nicht zum Zweiten Welt-
krieg gerechnet, obwohl sie dessen Bestandteile 
bildeten. Stets dienten obskure Vorwände als 
Auslöser der Amokläufe Nazi-Deutschlands.
„Gleiwitz“, mit dem die Hitlerfaschisten den 
größten Völkermord der Neuzeit einleiteten, 
wurde 1946 vom Nürnberger Hauptkriegsver-
brechertribunal als Anschlag auf das Völker-
recht gebrandmarkt. 
Dennoch ist dieses „Design“ bis auf den heutigen 
Tag in Mode. An Nachahmern fehlt es nicht. 
Erinnert sei nur an den „Zwischenfall im Golf 
von Tonking“, der 1964 durch das Pentagon in 
Auftrag gegeben und von der U.S. Navy ausge-
führt wurde. Es handelte sich um die angebliche 
Torpedoattacke von Küstenschutzbooten der DRV 
auf zwei in der Region operierende US-Zerstö-
rer. Der frei erfundene Zusammenprall war das 
Signal für erste massive Bombenschläge gegen 
Küstenorte Nordvietnams. 
Nicht anders verhielt es sich, als Washington 
Irak zu überfallen beschloß. US-Außenminister 
Colin Powell präsentierte dem UN-Sicherheitsrat 
Satellitenfotos vermeintlicher Massenvernich-
tungswaffen Saddam Husseins. Der Schwindel 
flog unmittelbar nach Erteilung des Angriffsbe-
fehls auf, und selbst Bush sah sich angesichts der 
erdrückenden Fälschungsbeweise schließlich zu 
einem halbherzigen Dementi gezwungen. 

Und wie steht es mit der den Afghanen durch 
NATO-Staaten zuteil werdenden „Aufbauhilfe“? 
Den Heuchlern geht es allein um strategische 
Interessen des nordatlantischen Kriegspaktes. 
Nur deshalb ist die auf dem Petersberg bei Bonn 
zusammengestellte „afghanische Regierung“ 
unter „Präsident“ Karsai installiert worden. 
Zum Reich weitgehend der Phantasie entstie-
gener Anlässe fürs Kriegführen unter NATO-
Flagge zählt sicher auch die wackere Piraten-
jagd bundesdeutscher Fregatten in den durch 
westliche Fangflotten leergefischten Gewässern 
am Horn von Afrika.
Auf besonders faustdicken Lügen fußte die 1999 
vom Schröder-Fischer-Kabinett an der Seite der 
USA und unter dem Dach der NATO begonnene 
Aggression gegen Jugoslawien. Die Blutspur 
imperialistischer Untaten reicht hier von den 
Massenerschießungen gefangener Kämpfer 
und ziviler Helfer der Partisanenarmee Titos 
durch die deutschen Faschisten über die Bom-
bardierung der Brücke von Varvarin durch die 
NATO unter Einschluß der BRD-Luftwaffe bis 
zum ungeklärten Ende Slobodan Milosevics in 
einer Haager Gefängniszelle. 
All das dürfte den salbungsvollen Jubiläums-
reden jener kaum zu entnehmen sein, welche 
nicht nur Korea, Vietnam, Jugoslawien, Irak 
und Afghanistan auf dem Gewissen haben. 
Sie „gedenken“ jetzt mit Kreide in der Kehle, 
mehlbestäubten Pranken und Krokodilsträ-
nen geheuchelter Pietät des „Kriegsausbruchs“ 
vor 70 Jahren. Gedämpfter Trommelschlag ist 
angesagt, wie bei der feierlichen Bestattung der 
drei zuletzt in Afghanistan gefallenen Bundes-
wehrsoldaten aus dem ostdeutschen Rekrutie-
rungsraum. Er wolle das Wort „Krieg“ nicht in 
den Mund nehmen, sagte Merkels Kriegsminister 
Jung. Am Hindukusch lasse er nur „gezwunge-
nermaßen“ mit Mörsern und aus Panzern auf 
Afghanen feuern. Vergebliche Tarnung!
Friedensheuchelei ist die Verhaltensnorm 
des Kriegskabinetts der vielfarbig bejackten 
Kanzlerin. Auch fromme Sprüche und heilige 
Eide, das Gegenteil dessen zu wollen, was man 
gerade tut, gehören dazu. So knüpft man fast 
lückenlos an andere „große Kapitel deutscher 
Geschichte“ an. 
Wir sind wieder wer! verkünden die Großmäuler 
der alten und neuen Großmacht. „Wir sind Papst“, 
multiplizierte das Massenverdummungsorgan 
„Bild“ sogar den Heiligen Vater. Um die Wette 
lügen ist unter Imperialisten inzwischen ein 
Volkssport. „Gleiwitz“ hat Schule gemacht.

Klaus Steiniger
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Angie an der Strippe
Fiktives Telefonat mit einer politischen Jackenwechslerin

Nordhorn-Range und Siegenburg müssen weg!

- Guten Tag, Frau Bundeskanzlerin, hier 
spricht Edda Templin. Sie kennen mich 
vom Hörensagen als Mutter Ihrer Kolle-
gin Gloria Templin an der Akademie der 
Wissenschaften in den 80er Jahren.
- Ich erinnere mich an Gloria, sie war eine 
angenehme Kollegin, aber woher haben 
Sie meine Nummer?
- Vom BND, ein Freund arbeitet  dort.
- Das ist ja ein Ding! Wie ist das mög-
lich?
- Dazu weiß ich nichts, darüber kann Herr 
Schäuble sicher mehr sagen. Ich traue 
mich Sie anzurufen, weil der amerika-
nische Präsident Ihre Klugheit und Ihren 
Sinn fürs Praktische gelobt hat.
- Ja, das hat er, aber bitte fassen Sie sich 
nun kurz.
- Frau Bundeskanzlerin, ich freue mich 
sehr und möchte Ihnen danken für den 
Bescheid zur Rentenerhöhung.
- Nun, das war an der Zeit.
- Leider muß ich Ihnen mitteilen, daß mit 
gleicher Post die Ablehnung auf meinen 

Das war schon ein toller Erfolg für die 
Bürgerinitiative „Freie Heide“! Jahr-

zehntelang haben die Menschen in 
der Region um Wittstock gegen die 
Übernahme des sogenannten Bom-
bodroms durch die Bundeswehr 
gekämpft. Nachdem Kriegsminister 
Jung vorher schon Hunderttausende 
von Euros für die juristische Ausein-
andersetzung um den Schießplatz 
versemmelt hat, mußte er jetzt klein 
beigeben und auf weitere rechtliche 
Schritte verzichten. In Wittstock 
knallen ab sofort ganz sicher nur 
noch die Sektkorken. 
Jetzt ist natürlich in der Grafschaft 
und im Emsland die Not groß. Hatte 
man doch über Jahre und Jahrzehnte 
nach dem Motto „Heiliger Sankt Flo-
rian, verschon mein Haus, zünd andre 
an!“ darauf gehofft, daß eine Über-
nahme des Bombodroms hier vor Ort 
zu einer Entlastung oder sogar einer 
Schließung der Range führt. Aber: 
leider gekniffen! Kriegsminister Jung 
stellte sofort klar, daß die Bundes-
wehr auf keinen Fall auf den weite-
ren Übungsbetrieb in Nordhorn und 
Siegenburg verzichten kann. Sofort 
rücken die hiesigen Kommunalpoliti-
ker in den Mittelpunkt des Interesses. Der 
Nordhorner Bürgermeister konnte sich vor 
Interviewanfragen z. B. der Tagesschau, 
diverser Rundfunksender, der „Frankfurter 
Rundschau“ und vieler anderer Medien gar 

Widerspruch aus dem Jahr 2003 kam. 
Darin hatte ich mich gegen die Ungleich-
behandlung von Ost- und Westrentnern 
ausgesprochen.
- Nun, liebe Frau Templin, das wird auch 
noch geändert werden. Seien Sie gedul-
dig!
- Das geht nicht, ich bin 85 Jahre alt und 
möchte noch etwas davon haben. Und 
im Gegensatz zu Obama, der gesagt hat, 
daß er Ihnen sehr traut, traue ich Ihnen 
nicht.
- Nanu, warum denn nicht?
- Das hat Ihnen schon der Berliner Finanz-
senator Nußbaum gesagt: Sie wollten 
entweder das Land bewußt ruinieren 
oder verstünden nichts von Zahlen. Da 
er davon nicht ausgehe, würden Sie 
wohl die Wahrheit bis nach den Wahlen 
zurückhalten.
- Eine ziemliche Unverschämtheit!
- Nein gar nicht, und legen Sie jetzt bitte 
nicht auf, sonst könnte die Welt erfahren, 
wie Sie schon immer Wahrheiten zu Ihren 

Gunsten verbogen haben. Günter Grass 
konnten Sie im Interview vielleicht weis-
machen, Ihre Tätigkeit als Sekretär für 
Agitation und Propaganda bei der FDJ 
Kreisleitung der Akademie der Wissen-
schaften sei Kulturarbeit gewesen. 
- Na hör`n Sie mal!
- Nein, Sie und ich als gelernte DDR-Bürger 
wissen, daß das gelogen war.
- Ja, aber …
- … und genauso wissen Sie und ich, daß 
die angekündigten Steuervergünstigun-
gen für irgendwann Luftnummern, Wahl-
speck sind.
- Jetzt sind Sie aber unsachlich!
- Ich? Da muß ich lachen. Aber ich ver-
sichere Ihnen, meine Stimme haben Sie, 
sobald Sie per Gesetz verabschiedet haben: 
Rentengleichheit in Ost und West.

Tut, tut, tut ...
Edda Winkel, Hönow

nicht retten. Jetzt müßte man glauben, daß 
in der Region eine Lawine an Protest los-

bricht, die auch in Berlin deutlich zu sehen 
und zu hören ist. Dem ist leider nicht so. 
Die Menschen hier sind einfach schon viel 
zu oft enttäuscht worden. Politiker aller 
Bundestagsparteien haben versprochen, 

daß die Range bald geschlossen wird. 
Gehalten haben sie nichts. Ob Gerhard 

Schröder, Christian Wulff und wie 
sie alle heißen, sie sind immer wieder 
vor den Militärs eingeknickt. Deren 
Lobby hat funktioniert und funktio-
niert auch weiter. Die gleichen Poli-
tiker, die hier von der Schließung der 
Range reden, stimmen im Bundestag 
für die Einsätze der Bundeswehr in 
Afghanistan. 
Das war in Wittstock anders. Da 
haben vom Lärmgegner über den 
Friedensaktivisten bis hin zur 
dortigen Wirtschaft alle an einem 
Strang gezogen – und schließlich 
gewonnen! Dabei befinden sich dort 
keine Atomkraftwerke oder Che-
miefabriken in der unmittelbaren 
Flugzone! Es kann hier nur heißen, 
daß die Range und auch Siegenburg 
jetzt sofort geschlossen werden. Die 
Bevölkerung braucht keine Tiefflüge, 
sie braucht keine Auslandeinsätze 
der Bundeswehr, sie braucht Ruhe 
und Frieden im wahrsten Sinne des 
Wortes. Und wenn Jung, seine CDU, 
aber auch große Teile der SPD das 
nicht kapieren, dann brauchen sie 
ordentlich Zunder! Und das nicht 

erst am Sankt-Nimmerleins-Tag, son-
dern sofort!

Aus „Die Rote Spindel“
Kreiszeitung der DKP Nordhorn

Plakat der Bürgerinitiative für die Schließung der Range
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Imaginärer Held einer großen Tat 
Welcher Sowjetsoldat inspirierte den Schöpfer 

des Treptower Ehrenmals?

Vor zehn Jahren wurde ein Gedenkstein 
abgebaut und in ein unbekanntes Depot 

verbracht. Er trug die Inschrift:
„Trifon Andrejewitsch Lukjanowitsch, 
Obersergeant der sowjetischen Armee, 
rettete an dieser Stelle am 29. April 1945 
ein deutsches Kind vor dem Beschuß 
durch die SS.
Fünf Tage später nach der Heldentat starb 
er an den schweren Verletzungen. Ehre 
und Ruhm seinem Andenken.“
Dieser Stein wurde 1976 eingeweiht. Er 
befand sich gegenüber dem S-Bahnhof 
Treptow, Elsenstraße/ Ecke Puschkinallee. 
Am 29. April 1945 gab es in diesem Bereich 
allerdings keinerlei Kampfhandlungen 
mehr! Mit der Entfernung des Gedenkstei-
nes hatte es also seine Richtigkeit.
Der Oberbefehlshaber der 1. Belorussi-
schen Front, Marschall der Sowjetunion 
Shukow, gab allen Armeen seiner Front, 
die die erste Staffel bildeten, den Befehl, 
gleichzeitig auf Berlin vorzustoßen.
Am 22. April standen Truppen der Roten 
Armee unweit von Treptow, unterhalb des 
Rummelsburger Sees, gegenüber vom Plän-
terwald war das Übersetzen der angreifen-
den sowjetischen Divisionen über die hier 
etwa 200 Meter breite Spree vorgesehen. An 
drei Übersetzstellen erfolgte der Angriff 
in der Nacht vom 23. zum 24. April. Bis 
zum 25. April waren der Treptower Park, 
der Plänterwald und die Gegend um den 
S-Bahnhof Treptow feindfrei. Die letzten 
Tage des verbrecherischen Nazi-Regimes 
waren angebrochen. Am 27. April verlegte 
Generaloberst Tschuikow seinen Gefechts-
stand nach Kreuzberg, Mehringdamm/Ecke 
Schulenburgring. Dort unterzeichnete der 
„Kampfkommandant von Berlin“, General 
Weitling, am 2. Mai 1945 die Kapitulation 
für die Hauptstadt. 
Den Befehl dazu hatte der deutsche Anti-
faschist und Leutnant der Roten Armee 
Stefan Doernberg auf einer Reiseschreibma-
schine getippt. Hierher war in den frühen 
Morgenstunden des 1. Mai auch der letzte 
Generalstabschef des deutschen Heeres, 
General Krebs, gebracht worden. Er wollte 
über einen Waffenstillstand verhandeln. 
Erfolglos mußte er gehen. Kurze Zeit später 
erschoß er sich im Führerbunker.
Während des militärischen Finales in 
Berlin sind der Nachwelt zwei Ereignisse 
überliefert, welche später die Gestaltung 
des sowjetischen Ehrenmals in Treptow 
nachhaltig beeinflußten.
Der Fahnenträger des 220. Gardeschützen-
regiments der 79. Gardeschützendivision 
der Armee Tschuikows, Gardesergeant 
Massalow, hielt sich am 30. April in der 
Nähe des Landwehrkanals unweit der 
Potsdamer Brücke auf. Hier wartete sein 
Regiment auf den Angriffsbefehl. In der 
Phase der „Ruhe vor dem Sturm“ war ein 

schwaches Kinderweinen zu hören. Mas-
salow übergab die Regimentsfahne einem 
Kameraden und erbot sich, das Kind zu 
holen. Trotz des Beschusses gelang es ihm, 
zu dem kleinen Mädchen vorzudringen, 
das neben der toten Mutter lag, und es an 
sich zu nehmen. Als er mit dem Kind im 
Arm die steile Uferbefestigung erklomm, 
begann der sowjetische Angriff. Tausende 
Geschütze und Granatwerfer feuerten los. 
In diesem Inferno lief Massalow mit der 
Dreijährigen aus der Feuerzone zur ret-
tenden Deckung. 
Als in den Jahren 1945 bis 1949 das sowje-
tische Ehrenmal in Treptow erbaut wurde, 
suchte der Bildhauer Jewgeni Wutsche-
titsch eine künstlerische Eingebung für 
die Gestaltung des über 11 Meter hohen 
Sowjetsoldaten. Er fand sie in den Hand-
lungsweisen von Massalow und Lukjano-
witsch. Deren Taten sind in der Figur des 
Sowjetsoldaten nachempfunden, der ein 
Kind schützend in den Armen hält.
Nikolai Iwanowitsch Massalow (1921–2001) 
wurde 1965 Ehrenbürger der Hauptstadt 
der DDR. Im Jahre 2003 brachte man an 
der Potsdamer Brücke gegenüber der 
Neuen Nationalgalerie eine Gedenktafel 
für ihn an.
Bis heute ist die Identität von Lukjano-
witsch nicht nachweisbar. Die Person 
taucht in einer Kriegsreportage mit dem 
Titel: „Frontlinie Eisenstraße“ auf. Hier 
wird ein Ereignis beschrieben, das sich 
am 29. April zutrug. Fest steht allerdings, 
daß sich dieses Geschehen nicht in der 
Elsenstraße in Treptow vollzog.
Urheber dieser Reportage war Boris Polewoi, 
Kriegsberichterstatter der „Prawda“ bei der 
1. Ukrainischen Front, deren Oberbefehls-
haber Marschall der Sowjetunion Konew 
war. Warum später die „Eisenstraße“ in 
„Elsenstraße“ umgedeutet und das Ganze 
einfach in den Bereich der 1. Belorussi-
schen Front verlegt wurde, ist schwer 
nachzuvollziehen. Militärische Abläufe 
und Handlungen der letzten Kriegstage 
in Berlin wurden dabei jedenfalls nicht 
in Betracht gezogen.
Boris Polewoi war am 29. April 1945 auf 
dem Weg vom Frontstab der 1. Ukraini-
schen Front, der sich damals in der Nähe 
von Lübben befand, zur vordersten Front-
linie in Berlin. Er wollte eine Reportage 
über die letzten Stunden des Hitlerregimes 
und über die erbitterten Straßenkämpfe 
für die Festtagsausgabe der „Prawda“ zum  
1. Mai schreiben. 
Polewoi war in Begleitung von zwei Gar-
desoldaten, die im Frontstab Orden für die 
Gefangennahme eines hohen deutschen 
Offiziers verliehen bekommen hatten. 
Mit ihnen erreichte er die Frontlinie, wo 
die Reste ihrer Sturmabteilung, die schon 
stark dezimiert war, gegen eine ebenfalls 

ausgeblutete SS-Einheit kämpften. Beide 
Seiten trennte eine Straße, deren Fahrbah-
nen ein baumbestandener Mittelstreifen 
teilte. Hier befand sich eine Ruine. Bei die-
ser lag eine tote Frau, neben ihr hockte ein 
lockenköpfiges Mädchen, nicht älter als 
drei Jahre. Das leise Weinen des Kindes 
war zu hören. Das Kind retten zu wollen, 
hieß in den sicheren Tod zu gehen.
Ein hochgewachsener blonder Soldat, einer 
der Begleiter Polewois, der sich von den 
anderen durch seine Paradeuniform und 
den Orden sowie Medaillen an der Brust 
abhob, schwang sich über die Deckung, 
warf sich auf den zerschossenen Asphalt 
und robbte zu dem Mädchen. Eigenartig, 
keine Seite schoß. Die Waffen schwiegen. 
Der Soldat erreichte das Mädchen, drückte 
es an sich und kroch, es mit einer Hand 
umklammernd, zur scheinbar sicheren 
und schützenden Deckung zurück. Er 
richtete sich auf. In diesem Moment löste 
sich auf der anderen Seite ein Schuß. Ein 
einziger nur. Der Soldat schwankte, glitt 
mit dem Mädchen im Arm in die Dek-
kung, Kameraden griffen nach ihm und 
dem Kind. Schwerverwundet verlor er 
die Besinnung.
So die Darstellung des schweigsamen Sol-
daten Lukjanowitsch durch Polewoi.
Am gleichen Tag ließ der spätere Schrift-
steller seine Korrespondenz über das Mili-
tärtelegrafenamt nach Moskau durchgeben. 
Er nannte sie „Frontlinie Eisenstraße“.
Wo aber war der Ort, an dem dieses geschah? 
Gab es dort überhaupt eine „Eisenstraße“, 
oder war die Titelbezeichnung eine spon-
tane Eingebung des Autors? 
Als Polewoi am 29. April mit den beiden 
Gardesoldaten unterwegs war, stießen die 
drei Männer in Wilmersdorf im Bereich 
der Eisenzahnstraße auf ihre neue Front-
linie. Nach Konews Angaben fanden zu 
dieser Zeit im südwestlichen Teil Schöne-
bergs und Wilmersdorfs erbitterte Stra-
ßenkämpfe statt. Die Eisenzahnstraße 
ist offensichtlich der Namensgeber für 
Polewois Reportage gewesen.
In der Erstfassung, die er für die „Prawda“ 
schrieb, wurde der Name Lukjanowitsch 
nicht genannt, sondern ein anderer. Erst 
in seinem Buch „Berlin 896 Kilometer“ 
bezeichnet Polewoi seinen Helden in die-
ser Weise.
Es ist davon auszugehen, daß er einen wah-
ren Sachverhalt geschildert hat, sein Prot-
agonist aber symbolischer Natur ist.
Der unbekannte Soldat – Polewoi gab ihm 
den Namen Lukjanowitsch – findet in der 
Figur des Treptower Ehrenmals ebenfalls 
seine Würdigung.  Helmut Wagner

Unser Autor schrieb das Buch „Schöne 
Grüße aus Pullach“ (Operationen des BND 
gegen die DDR).
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Saatkörner
Kindheitserlebnisse mit „Amis“ und „Russen“

Wer wirklich etwas will, der hat tau-
send Möglichkeiten, wer nicht will, hat 
tausend Gründe dafür.

Wer das Kleine nicht achtet, verdient 
nichts Großes.

Wenn ein Blinder einen Blinden führt, 
fallen beide in die Grube.

Die besten Lügen werden aus Halb-
wahrheiten produziert.

Die Wahrheit ist der Sieg des mensch-
lichen Gewissens.

Der Böse weint vor Neid, der Gute vor 
Freude.

Ausgewählt und übersetzt von 
Dr. Hans Jürgen Audehm

Vignetten: Günter Endlich

Der den RotFüchsen eng verbundene 
Güstrower Karikaturist Günter Endlich 
feierte am 26. Juli dieses Jahres seinen 
75. Geburtstag. Wir gratulieren ihm 
nachträglich von ganzem Herzen. 

Russische Weisheiten

Helmuth Hellges Beitrag „Wie mir Omis 
Weltbild Denkanstöße vermittelte“ 

(RF 137) hat eigene Erinnerungen in mir 
wachgerufen. 
Nicht nur Angehörige nehmen gewollt oder 
ungewollt Einfluß auf die Bewußtseinsbil-
dung eines Kindes, sondern auch dessen 
eigene Erlebnisse sind Anstöße für die Ent-
wicklung eines politischen Standpunktes. 
1936 geboren, kam ich 1942 in Berlin zur 
Schule. Mit Erfolg brachte uns der Lehrer 
den „deutschen Standpunkt“ gegenüber 
den Völkern im Osten bei. Begriffe wie 
„Bolschewisten“ oder „russische Unter-
menschen“ waren schon uns Erstkläßlern 
bekannt.
1944 zog meine Mutter mit uns drei Geschwi-
stern wegen der Bombenangriffe zu den 
Großeltern ins Vogtland. Im Sommer jenes 
Jahres zitierte mich der dortige Lehrer als 
schlechtes Beispiel vor die Klasse, weil ich 
nicht barfuß oder in Holzpantinen, sondern 
mit Lederschuhen zur Schule gekommen 
war. „Während unsere tapferen Soldaten 
an der Ostfront kämpfen, kommt man bei 
warmem Wetter nicht in solchen Schuhen 
zum Unterricht, sondern spendet sie dem 
‚Winterhilfswerk’“, herrschte er mich an.

Im Frühjahr 1945 erschienen dann plötzlich 
die Amerikaner in Siebenhitz bei Falken-
stein. Sie richteten in der Gaststätte, die 
dem Haus meiner Großeltern gegenüberlag, 
eine Offizierskantine ein. Durchaus noch 
verwertbare Reste aus der Küche wurden 
in eine Grube neben dem Lokal geworfen. 
Wir versuchten, einiges zu retten und zum 
Verzehr mit nach Hause zu nehmen, wobei 
uns die „Amis“ immer wieder verjagten. 
Schließlich wurden die Abfälle von ihnen 
mit Benzin übergossen und verbrannt. 
Das brachte der Besatzungsmacht bei uns 
Kindern keine Sympathie ein. 
Wie zwischen den Alliierten vereinbart, 
zogen sich die Amerikaner im Mai/Juni 
1945 aus Sachsen zurück. Die Rote Armee 
rückte ein. Nun sahen wir erstmals die 
„bolschewistischen Untermenschen“ und 
hatten Angst vor ihnen. Doch die Solda-
ten waren freundlich. Sie winkten uns 
von ihren Panjewagen zu. Schon allein 
die vielen Pferde veranlaßten uns, Kon-
takt zu den Wachtposten aufzunehmen. 
Diese gaben uns Brot und ließen uns aus 
ihren Kochgeschirren essen. Wir durften 
sogar reiten. So baute sich Sympathie zu 
den Rotarmisten auf.  Noch im Herbst des 

ersten Friedensjahres kehrten wir mit der 
Mutter nach Berlin-Neukölln zurück. Auch 
der Vater tauchte aus englischer Gefangen-
schaft wieder auf. Da wir aber in Lindow 
bei Bernau noch ein Grundstück besaßen, 
verbrachten wir die Sommermonate dort. 
Auf der gegenüberliegenden Straßenseite 
befand sich das einstige Heeresbeklei-
dungsamt, das nun von den „Russen“ als 
Kaserne genutzt wurde. 
1948 stellte uns die Währungsreform vor 
eine Entscheidung: Neukölln oder Lindow? 
Wir Kinder wollten aufs Land. Dort blieb 
es nicht aus, daß sowjetische Offiziere 
im Dorf einkauften. So entwickelten sich 
Kontakte zwischen ihnen und der örtli-
chen Bevölkerung. Eines Abends hatten 
wir wieder einmal sowjetischen Besuch. 
Bald kam das Gespräch auf Krieg und 
Frieden. Der Offizier nahm ein Blatt Papier 
und skizzierte die Umrisse der Sowjet- 
union und Deutschlands. Dann zeichnete 
er Pfeile von dem kleineren zu dem großen 
Land und fragte in gebrochenem Deutsch: 
„Warum das machen? Viele Tote, viel Leid, 
viel Zerstörung.“ Die Diskussion wurde 
immer heftiger. Ich, nun ein zehnjähriger 
Schüler, machte mir so meine Gedanken 
über die Ursachen des Geschehenen. In 
den folgenden Jahren stellte ich meinen 
Eltern und den Lehrern immer wieder die 
Frage: Warum?
Mein Vater hatte 1946 von der Bodenreform 
zwei Hektar Land erhalten. Während der 
Feldarbeit fragte ich ihn einmal: „Was ist 
besser, bei den Amerikanern in Berlin zu 
bleiben oder bei den Russen in Bernau?“ 
Er antwortete mir sinngemäß: Bei den 
Amis wird man eines Tages alles zu kau-
fen bekommen, was das Herz begehrt. 
Vielleicht aber fehlt dir das Geld, weil du 
keine Arbeit hast. Bei den Russen wirst 
du immer Arbeit haben, mußt aber für 
jede Mark viel tun. Wenn die Sozialisten 
und Kommunisten sich hier einig werden, 
können wir in einiger Zeit wahrscheinlich 
auch alles kaufen, was man zum Leben 
braucht.
Dieses Gespräch hat sich mir tief einge-
prägt. Während meiner Studienzeit habe 
ich so manches Mal daran gedacht. Die 
spätere Beschäftigung mit dem Marxis-
mus-Leninismus empfand ich nicht als 
Belastung. Ich vertiefte mich besonders in 
die Problematik von Krieg und Frieden, die 
mich von klein auf begleitet hatte. Dabei 
erarbeitete ich mir einen festen eigenen 
Standpunkt. 
Obwohl sich die beiden Arbeiterparteien in 
der SED vereinten, ist das Ziel, dauerhaft 
eine neue Gesellschaft zu errichten, aus 
vielerlei Gründen in dieser historischen 
Etappe leider nicht erreicht worden. Doch 
die Worte meines Vaters über den Kapita-
lismus der Amerikaner stimmten. Ich habe 
sie nach 63 Jahren noch immer im Ohr. 

Dr. Manfred Graichen, Berlin



RotFuchs / September 2009 Seite 5

„Prüfet aber alles, und das Gute behaltet“
Nach welchen Kriterien man die Geschichte beider 

deutscher Staaten „aufarbeiten“ sollte

Deutsche, die jetzt 60 oder älter sind, 
haben nur 20 Jahre im „wiedervereinig-

ten Vaterland“ gelebt, 40 Jahre dagegen in 
einem der beiden deutschen Staaten. Auch 
die Verfassung oder das Grundgesetz, die 
sie als Staatsbürger zu befolgen hatten, 
waren grundverschieden. Die Verfassung der 
DDR, die 1968 per Volksentscheid beschlos-
sen wurde, bestätigte die Friedenspflicht 
des sozialistischen deutschen Staates und 
den ausbeutungsfreien Charakter seiner 
Gesellschaftsordnung. Seit 1990 gilt das 
provisorische Grundgesetz der BRD nun 
für ganz Deutschland, obwohl es nach 
Artikel 146 durch eine richtige, vom Volk 
legitimierte Verfassung hätte ersetzt wer-
den müssen. 
Unterdessen wird das Geschichtsbild der 
Deutschen staatlich verordnet. Das gilt 
besonders für die 40 Jahre DDR. An der 
„Aufarbeitung“ ihrer Realität waren zwei 
Enquête-Kommissionen unter Leitung Rai-
ner Eppelmanns beteiligt. Mitgewirkt haben 
überdies auch 3000 Bedienstete der Gauck-
Birthler-Behörde. Filmische Pseudodoku-
mentationen und „Unterhaltungsstreifen“ 
werden wie zu Zeiten der Goebbelsschen 
Reichsfilmkammer generalstabsmäßig pro-
duziert (Das Leben der Anderen, Die Frau 
vom Checkpoint Charlie u. a.). 
An der Entstellung der Geschichte der DDR 
beteiligen sich mehr als 1200 „Forschungs-
projekte“, etwa 250 Archive und Bibliothe-
ken, rund 50 Institutionen der politischen 
Bildung sowie 65 Museen und Gedenkstät-
ten. Hinzu kommen 20 Fachzeitschriften. 
Das Ergebnis dieser „Aufarbeitung“ ist 
äußerst mager.
Um besser voranzukommen, möchte ich an 
Tatsachen erinnern, deren Kenntnis einen 
konstruktiven Meinungsstreit über die Erin-
nerung an die DDR fördern könnte.
DDR und BRD wurzelten in der deutschen 
Geschichte. Politiker und Parteien der Bun-
desrepublik setzten dabei die konservativ-
bürgerliche Traditionslinie fort, die in der 
Zustimmung zu Hitlers „Ermächtigungs-
gesetz“ 1933 ihren tragischen Tiefpunkt 
gefunden hat. Folgerichtig wurde Theodor 
Heuss, der dieses „Gesetz“ bejaht hatte, 
erster Präsident der BRD. Andererseits 
bestand die Spitze der DDR aus erprobten 
Antifaschisten. Der Kampfgefährte Karl 
Liebknechts und Rosa Luxemburgs – der 
Arbeiter Wilhelm Pieck – wurde erster Prä-
sident der DDR. 
DDR und BRD hatten mit demselben Erbe 
des Faschismus zu kämpfen. Der ostdeut-
sche Staat übernahm allerdings den Lan-
desteil mit weit weniger Schwerindustrie, 
noch in der letzten Kriegsphase heftig zer-
störten Städten (Anfang 1945 bombardier-
ten angloamerikanische Flugzeuge Dres-
den, Chemnitz und Magdeburg) und einer 
Besatzungsmacht, die berechtigterweise 

erhebliche Reparationen forderte. Unge-
achtet der unterschiedlichen Traditionen 
und Startbedingungen waren DDR und 
BRD gleichberechtigte Subjekte des Völker-
rechts, das den Begriff „Unrechtsstaat“ nicht 
kennt. Beim Vergleich des Wirkens beider 
deutscher Staaten in der UNO und deren 
Spezialorganisationen hatte die DDR auf 
vielen Gebieten „die Nase vorn“. Sie wurde 
niemals von einschlägigen UNO-Gremien 
als „totalitäre Diktatur“ bezeichnet oder 
wegen der Verletzung von Menschenrech-
ten verurteilt. 
Der BRD und deren Institutionen (Justiz, 
Politik, Medien) steht es nicht zu, sich als 
Ankläger und Richter über die DDR, deren 
Geschichte und Bürger aufzuspielen. Deren 
gesamtem Handeln lag die Gesetzlichkeit 
der DDR zugrunde. 
Weder das Völkerrecht noch das 
Grundgesetz der BRD gestatten es, 
diejenigen auszugrenzen und zu 
bestrafen, die in der DDR Funktionen 
ausgeübt haben. Seit deren „Beitritt“ 
zur BRD gelten für sie die Pflichten 
und Rechte des Grundgesetzes. Arti-
kel 103.2 verbietet die rückwirkende 
Einführung von Strafen.
In der deutschen Nachkriegsgeschichte 
waren Politik, Ökonomie, Justiz und 
Kultur stets Bestandteile der Konfron-
tation beider Weltsysteme, denen die 
deutschen Staaten jeweils angehör-
ten: die BRD der NATO, die DDR dem 
Warschauer Vertrag. Die Chronik der 
beiden deutschen Staaten ist nur in 
ihrer dialektischen Wechselwirkung 
zu verstehen.
„Die Geschichtsschreibung ist der 
zweite Triumph der Sieger über die 
Besiegten“, schrieb Bernard L. Mont-
gomery. Institutionen wie die beiden 
erwähnten Enquête-Kommissionen 
und die Inquisitionsbehörde Gauck-
Birthler sind staatliche Instrumente 
zur Erzeugung und Verordnung eines 
Geschichtsbildes der „Sieger“, in dem 
die Gleichsetzung zweier „totalitärer 
Diktaturen“ (Drittes Reich und DDR) 
im Sinne der Totalitarismus-Doktrin 
den zentralen Platz einnimmt.
Der Vergleich von DDR und BRD muß 
auf den Hauptfeldern von Politik 
und Geschichte erfolgen: Stellung zu 
Krieg und Frieden, zu Völkerverstän-
digung und Abrüstung, zu sozialen 
und politischen Menschenrechten 
in ihrer Einheit, zu den kulturellen 
Errungenschaften. 
Die Außenpolitik der beiden deut-
schen Staaten gegenüber der „Dritten 
Welt“ wies gravierende Unterschiede 
auf. Die DDR übte Solidarität mit den 
Völkern, die für ihre Freiheit und 
Unabhängigkeit kämpften, die BRD 

spielte die Karte des Neokolonialismus mit 
Folgen, die bis heute nachwirken.
Der Warschauer Vertrag wurde aufgelöst. 
Statt Institutionen des Kalten Krieges wie 
die NATO aufrechtzuerhalten und massiv  
auszubauen, Aggression und Intervention 
als „Verteidigung am Hindukusch“ auszu-
geben, sollten Friedens-, Abrüstungs- und 
Umweltprojekte gefördert und die Politiker 
danach beurteilt werden.
In den beiden deutschen Staaten herrsch-
ten gegensätzliche Eigentums- und Pro-
duktionsverhältnisse. Aus ihnen folgten 
konträre Rechts- und Sozialsysteme. Die 
Erfahrungen der DDR sind nach dem Bibel-
satz zu beurteilen: „Prüfet alles, das Gute 
behaltet.“ (Erster Brief des Paulus an die 
Thessalonicher 5.21) 
 Prof. Dr. Horst Schneider
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Teppichbombardement mit Lügen
Wie Falschwörter und Falschbilder gezielt eingesetzt werden

Der Wettstreit um die Krone des perfi-
desten Delegitimierers der DDR ist im 

vollen Gange, denn 20 Jahre „Mauerfall“ 
und 20 Jahre Einverleibung der DDR in die 
BRD sind in unmittelbarer Sichtweite und 
werden bis zum Erbrechen strapaziert.
2004 bekam ich eine Einladung der Fried-
rich-Ebert-Stiftung. Es ging um 
die Vorstellung der neuesten 
Publikation des Theaterleiters 
und Essayisten Prof. Ivan Nagel 
„Das Falschwörterbuch – Krieg 
und Lüge am Jahrhundertbeginn“ 
(Berliner Taschenbuch-Verlag) 
Der Kriegsbezug im Titel war 
der Tatsache geschuldet, daß 
die US-Aggression gegen Irak 
ihren Höhepunkt erreicht hatte. 
Fazit des Autors: „Dem Teppich-
bombardement eines fremden 
Volkes mit Raketen geht jedes 
Mal das Teppichbombardement 
mit Lügen voraus.“
In der anschließenden Diskus-
sion – u. a. mit dem inzwischen 
verstorbenen Peter Bender und 
mit Bettina Gaus – wurden auch 
die innenpolitischen Aspekte des 
Buches über die Lügensprache benannt. Es 
fielen damals Sätze wie „Die Öffentlich-
keit wird regelrecht mit Falschwörtern 
umstellt“, „Falschwörter führen letztlich zu 
Falschbildern“ und „Wir lassen Falschwör-
ter einfach widerspruchslos passieren.“ 
Alles gipfelte dann in der Gretchenfrage: 
„Wieviel Desinformation verträgt eigent-
lich eine Demokratie?“
Heute stellt sich die Frage hinsichtlich der 
historischen Wahrheit über die DDR und 
der Unrechtsstaats-Diskussion messer-
scharf: Soll am Vorabend der genannten 
zwei Ereignisdaten gezielt Wissen über die 
DDR und deren Bürger radikal und unwie-
derbringlich vernichtet werden?
Haben wir es mit einer Neuauflage des 
angeblich längst überwundenen Kal-
ten Krieges und der damit verbundenen 
psychologischen Kriegführung zu tun? 
Bekanntlich war die unbestreitbar wich-
tigste Waffe in deren Arsenal schon immer 
die Sprache. Wissenschaftler aus dem 
englischen Sprachraum haben dafür den 
Begriff „verbal warfare“ (Kriegführung mit 
Worten) eingeführt. Sie geht nachweislich 
auf eine Herrschaftspraxis in der Antike 
zurück: Damals wurde auf beschriftete 
Pergamentrollen ein neuer Text aufge-
tragen, nachdem der Ersttext abgeschabt 
worden war.
Verbal warfare arbeitet vergleichsweise 
mit eben dieser Methode: Überdeckun-
gen, gewollte Umfärbungen, scheinbar 
absichtslose Wortverdrehungen, Bedeu-
tungsverschiebungen und andere unter-
schwellige Wirkmittel (Begriffsapologetik, 
Wortmonotonie etc.). Auf dies alles trifft 
zu, was Georg Christoph Lichtenberg vor 

rund 200 Jahren in die Worte faßte: „Die 
gefährlichste Unwahrheit ist die Wahrheit, 
mäßig entstellt.“
Diese mäßige Entstellung der Wahrheit 
kann auf sehr unterschiedliche Art und 
Weise erfolgen:
a) durch Verniedlichung oder Verharm-

losung eines Sachverhalts (z. B. 3. Reich 
oder NS-Staat anstelle von faschistischer 
Diktatur oder Hitler-Regime);
b) durch Überzeichnung einer Situation  
(z. B. Mauerstaat DDR);
c) durch Diffamierung von Personen, Sachen 
oder Maßnahmen (Gauck: „sozialistische 
Globkes“);
d) durch absichtliches 
Weglassen von Worten und 
Begriffsteilen und
e) durch unzulässiges Verän-
dern nicht austauschbarer 
Wörter und Begriffe 
Von Gustave Le Bon, dem 
französischen Soziologen, 
stammt das Wort: „Wer 
die Massen zu täuschen 
versteht, wird leicht ihr 
Herr; wer sie aufzuklären 
versucht, stets ihr Opfer.“ 
Die Beschränkung der Spra-
che auf etwa 200 immer 
wiederkehrende Wörter 
(„basic German“), der sich 
beispielsweise ein erhebli-
cher Teil der „Bild“-Leser 
unterworfen hat, kommt 
der unreflektierten Auf-
nahme von Sprache wil-
lenlos entgegen.
Erinnern wir uns: In den 
Hoch-Zeiten des Kalten 
Krieges wurde der Begriff  
„Psychological war“ in 
den Rang einer „vierten 
Front“ (neben den drei 
bekannten Fronten zu 
Lande, zu Wasser und in 

der Luft) erhoben. Diese Dimension lasse 
sich allerdings „auf keiner strategischen 
Landkarte zeigen, wohl aber überall dort, 
wo Presse, Funk und Bilder auch das letzte 
Dorf erreichen“, hieß es.
Am 6. März 2006 erschien in dem Sprin-
gerblatt „Die Welt“ unter der Überschrift 

„Warum Nachrichten Waffen 
sind“ ein Artikel, in dem der 
damalige US-Kriegsminister 
Donald Rumsfeld mit den Worten 
zitiert wurde: „Wir führen heute 
den ersten Krieg im Zeitalter 
von E-Mail, Blogs, Blackberry, 
Instant Messaging, Digitalka-
meras, Internet, Mobiltelefonen, 
Radiosendungen mit Zuhörer-
beteiligung und Nachrichten 
rund um die Uhr ...“
Wenn man Rumsfelds „klassi-
schen“ Krieg durch den Begriff 
der verbal warfare („Unrechts-
staat DDR“) ersetzt und das 
hier angeführte Zitat nochmals 
liest, dann wird einem klar, was 
uns in nächster Zeit noch alles 
bevorsteht.
Ich setze dennoch auf die Hoff-

nung, die der frühere US-Präsident Abraham 
Lincoln bereits am 8. September 1858 in 
dem Satz zusammenfaßte: „Man kann die 
Menschen eine Zeitlang hinters Licht füh-
ren und manche Menschen auch die ganze 
Zeit, aber man kann nicht alle Menschen die   
g a n z e  Zeit hinters Licht führen.“

Oberst a. D. Dr. Dieter Langer

Wessen sollten wir uns rühmen, 
wenn nicht der DDR? (Peter Hacks)

Verein und Redaktion laden Mitglieder, Leser und 
Freunde des „RotFuchs“ für den 26. September  
um 10 Uhr in den Münzenberg-Saal des ND-Gebäu-
des, Berlin, Franz-Mehring-Platz 1, zu einer zentra-
len Veranstaltung aus Anlaß des

60. Gründungstages der  
Deutschen Demokratischen Republik 

herzlich ein. 

Es spricht der Vorsitzende des RF-Fördervereins  
Rolf Berthold. 
Eine Filmdokumentation von Bruni Steiniger und 
ein Auftritt des Singeclubs Ernesto Che Guevara 
(Dresden) geben der Veranstaltung das Gepräge.
Unterstützer sind die DKP Berlin, die Kommuni-
stische Plattform der Partei Die Linke, Berlin, die 
DKP Brandenburg, die KPD und das Ostdeutsche 
Kuratorium von Verbänden e. V. sowie andere linke 
Organisationen.

Karikatur von Michael Westphal
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Brot und Spiele
Wie „Menschenformer“ das Handeln der Massen in  

erwünschte Bahnen lenken

Wir alle sind heute Zielscheiben der 
„Menschenformer“, deren Aufgabe 

es ist, die sogenannte öffentliche Meinung 
im Sinne der kapitalistischen Machthaber 
auszurichten. Bereits 1978, als der Kapi-
talismus die erste ernstliche Wirtschafts-
krise der Nachkriegsjahre durchmachte, 
schrieb der USA-Journalist Vance Packard: 
„Menschenformer sind auf verschiedenen 
Gebieten am Werk. Sie ermöglichen es 
einer verhältnismäßig kleinen Zahl von 
Leuten, das Leben der großen Mehrheit 
zu kontrollieren, zu ändern, zu manipu-
lieren, umzugestalten. Und sie operie-
ren in vielen Ländern, besonders in den 
Vereinigten Staaten, Großbritannien, 
Deutschland, Frankreich, Japan, Kanada, 
Israel, Australien, Holland, und Skandi-
navien. Sie stützen sich vor allem auf die 
Erkenntnisse und Errungenschaften der 
Sozialwissenschaften, der Biologie und 
der Mikroelektronik. Menschliche Hand-
lungen, Stimmungen, Wünsche, Gedanken 
werden kontrolliert ...“
Die Untergrabung der Sowjetmacht von 
innen, die Slogans vom „gemeinsamen 
europäischen Haus“, von Menschenrech-
ten, Demokratie, Meinungsfreiheit u. a. m. 
sowie das Ködern vieler DDR-Bürger mit 
westlichem Konsumglanz sind Beispiele 
der erfolgreichen, psychologisch ausge-
richteten Meinungsformung.
„Public Relations“ ist mehr als bloße Pro-
paganda. Das Ziel besteht in einer voll-
ständigen Umgestaltung der menschlichen 
Gedanken- und Gefühlswelt, einer buch-
stäblichen „Umwertung aller Werte“, um 
mit Nietzsche zu sprechen. Es geht indes 
nicht darum, das Bewußtsein auf ein höhe-
res moralisch-ethisches Niveau zu heben, 
sondern das Individuum zum willenlosen 
Spielball kapitalistischer Klasseninteres-
sen zu erniedrigen.
1979, also etwa zur gleichen Zeit, als Vance 
Packard vor den „Menschenformern“ 
warnte, veröffentlichte die Organisation 
für Wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung (OECD) in Paris einen Bericht 
der Analytikergruppe „Interfutures“ unter 
dem Titel „Die Zukunft im Blick“ (Pacing 
the Future). Finanziell beteiligt waren  
u. a. die damalige Europäische Wirtschafts-
gemeinschaft (EWG), die Toyota-Stiftung, 
die Ford-Stiftung und der Deutsche Mar-
shallplan-Fonds. Der „Interfutures Report“ 
projizierte die wirtschaftliche Entwick-
lung bis zum Jahr 2000 und warnte, daß 
im Fall einer langsamen Wachstumsrate 
die Möglichkeit der „politischen und sozi-
alen Destabilisierung“ in den entwickelten 
Industrieländern bestehe.
Um künftige Konflikte zu vermeiden, emp-
fahl der Bericht, materielle Bedürfnisse ein-
zuschränken und „post-materielle“ Werte 
gesellschaftlich akzeptabel zu machen, 

darunter eine veränderte Einstellung zur 
Arbeit; die Senkung von Ansprüchen auf 
Arbeitsstellen; mehr Freizeit; geringere 
Bewertung von Produktion und Technologie; 
die Entwicklung sozialer und kultureller 
Beschäftigungsformen; größeres Interesse 
für Ökologie und Umweltprobleme. 

Im Jahr 2009 haben viele „Empfehlun-
gen“ der gesellschaftlichen Planer bereits 
feste Wurzeln geschlagen. Sie untergra-
ben gewerkschaftliche Bemühungen um 
eine gemeinsame Plattform der Arbeiter-
schaft. Konfuse Jugendliche suchen nach 
einem „neuen Lebensstil“ und enden auf 
der Straße, im Drogenrausch.
Die „Menschenformer“ lassen nicht nach. 
Sie koordinieren die Nachrichtendienste, 
zensieren die Presse, haben ihre Leute 
an Universitäten, in Instituten. Sie nut-
zen Religion und Bildungswesen zu ihren 
Zwecken, indem sie Geistliche und Lehrer 
zu Verkündern ihrer „menschlichen und 
gesellschaftlichen Werte“ machen. Weder 
Alt noch Jung bleibt verschont, damit 
Dissidenten und Zweifler die Herde nicht 
scheu machen.
Die Erfolge der radikalen Rechten bei den 
jüngsten Europawahlen sind kein Zufall. 
In England erhielt die „British National 
Party“ (BNP) zwei Mandate in Strasbourg. 
Plötzlich werden Nationalismus und Ras-
sismus braunen Stils wieder salonfähig, 
natürlich im Namen „demokratischer Mei-
nungsvielfalt“! Der „Rechtsstaat“ kann 

jederzeit mit geballter Faust gegen Demon-
stranten vorgehen.
Unterdessen gilt noch immer das erprobte 
Rezept der alten Römer: „Brot und Spiele“ 
(panem et circenses). In unserem Zeitalter 
gibt es keine Gladiatorenkämpfe im Colos-
seum mehr – man ist doch zivilisiert –, dafür 

aber Profifußball und McDonald‘s. 
Die führenden Köpfe des Kapitalismus 
wissen, daß der rasante wirtschaftliche 
Niedergang, der sich gegenwärtig voll-
zieht, die Suche nach Altenativen ver-
stärkt – und damit die Erinnerung an 
den einstigen bürgerlichen „Sozialstaat“, 
aber auch an den Sozialismus, an Marx, 
Engels und Lenin. Um dem vorzubeugen, 
werden schwerste Geschütze mit dem 
Ziel aufgefahren, die Sowjetunion und 
selbst das heutige Rußland zu diffamie-
ren, Stalin mit Hitler gleichzusetzen und 
den Menschen Angst vor der „kommuni-
stischen Diktatur“, dem „Unrechtsstaat“ 
einzujagen.
In den USA erreicht die Verdummung gan-
zer Generationen durch das manipulierte 
Schulwesen unvorstellbare Ausmaße. So 
glauben viele Schüler, der Zweite Weltkrieg 
sei von den Vereinigten Staaten gegen „die 
Russkis“ geführt worden. Hollywoods Sie-
gesfilme verbildlichen den Betrug.
Parallel laufen Subversion und Sturz 
„unzuverlässiger“ Regierungen wie in 
Honduras, wo Präsident Zelaya von einer 
auf USA-Kriegsschulen abgerichteten 
Soldateska über Nacht ins Exil verbracht 
wurde, was man in Washington, Berlin, 
Paris und London mit scheinheiliger Empö-
rung begrüßte. Zelaya stand den „Roten“ 

in Venezuela, Kuba, Ekuador und Bolivien 
zu nahe, überdies durfte ein zweites Nica-
ragua, ein zweiter Ortega in Mittelamerika 
nicht Fuß fassen, um die Besitzrechte der 
Latifundistas, der schwerreichen Agrar-
Aristokratie, nicht in Frage zu stellen.
Der Kapitalismus hat die Lektion von 1917 
besser begriffen als so manche heutige 
„Linke“, die sich in der Illusion wiegen, sie 
könnten das System reformieren. Vielleicht 
werden ihnen ja ein paar Brocken von der 
Herren Tische zugeworfen, solange der 
Kapitalismus noch im Sumpf der Doppel-
krise aus Depression und Inflation steckt. 
Doch einmal durch forcierte Arbeitslosig-
keit, brutale Lohnsenkungen, weiteres 
Eindämpfen des „Wohlfahrtsstaates“ und 
Steuererhöhungen – alles im Namen der 
Krisenbekämpfung – „saniert“, wird der 
Kapitalismus wieder zur Tagesordnung 
übergehen und die Daumenschrauben  
staatlicher Repression noch mehr anzie-
hen. 
Damit alles „nach Wunsch“ verläuft, be-
darf es ganzer Armeen von „Menschen-
formern“.

Dr. Vera Butler, Melbourne

Montage von Dieter Eckhardt
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Heiße Luft
Die SPD gleicht einem röhrenden Sechsender im Herbstwald

Heiße Luft würde „Die Linke“ wählen 
– so schulmeisterte es unlängst von 

großformatigen Europawahlplakaten der 
SPD. Diese Aussage liegt semantisch nahe 
am Totalschaden. Doch sehen wir es der 
Sozialdemokratie nach, daß sie durch den 
Wahlkampf röhrt wie der hormonverwirrte 
Sechsender durch den Herbstwald. 
Lesen wir es so, wie es vermutlich 
gemeint ist: „Die Linke“ produziere 
mit ihrer Politik vorwiegend heiße 
Luft. Der Begriff wird gemeinhin 
als Synonym für leere Versprechun-
gen aufgefaßt. An dieser Stelle aber 
wirkt seine Anwendung paradox, 
sind doch leere Versprechungen 
gerade das patentierte Marken-
zeichen der SPD.
Eine bei weitem nicht vollstän-
dige Aufzählung von Beweisen 
für diese Behauptung könnte mit 
Florian Gerster beginnen. Der 
als großspuriger und arroganter 
Raffke bekannte SPD-Parteibuch-
träger erwarb sich zwischen Mai 
2002 und Januar 2004 besondere 
Verdienste bei einer Großtat: der 
Umbenennung der Bundesanstalt 
für Arbeit in Bundesagentur für 
Arbeit. Viel mehr kam unter seiner 
Ägide für das arbeitsuchende Volk 
nicht heraus.
Erinnert sich noch jemand an Ger-
sters Kumpan Clement? Der wollte 
Ende 2004 als Bundeswirtschaftsmini-
ster – pardon, Superminister – innerhalb  
von fünf Jahren für Vollbeschäftigung in 
der BRD sorgen. Dazu heckte man soge-
nannte Arbeitsmarktreformen aus. Eine 
davon ist unter dem Kürzel Hartz IV in 
die Chronik sozialer Grausamkeiten ein-
gegangen. Für das „Gelingen“ des Kahl-
schlags wurde Clement vom damaligen 
Kanzler Schröder – einem SPD-Mann der 
Hochfinanz – persönlich verantwortlich 
gemacht. Während im Februar 2005 mit 
5,2 Millionen so viele Arbeitslose wie 
nie zuvor in der BRD registriert waren, 
wurden die Opfer sozialdemokratischer 
Politik in einer Broschüre aus Clements 
Ministerium obendrein auch noch als 
„Schmarotzer, Trittbrettfahrer und Pa-
rasiten“ diffamiert. Clement saß seine 
Zeit im SPD-geführten Kabinett ab und 
übernahm dann erneut Verantwortung 
– diesmal nicht   f ü r   d i e    sondern   
i n   d e r   Wirtschaft: Man belohnte ihn 
mit zahlreichen Aufsichtsratsposten, vor 
allem im Energiesektor.
Ein weiterer grandioser SPD-Lufterhitzer 
war Hans Eichel, dessen Tagträume von 
einem ausgeglichenen Haushalt so verläß-
lich platzten wie Seifenblasen. Immerhin 
konnte er sich in seinem letzten Finanz-
minister-Jahr damit brüsten, den Schul-
denrekord seines CSU-Vorgängers Theo 
Waigel nur knapp verfehlt zu haben. 

Rekordhalter in Sachen Staatsverschuldung 
ist zweifelsohne Eichels SPD-Zunftkollege 
Peer Steinbrück. Auch dessen großspurige 
Ankündigung eines ausgeglichenen Etats 
im Jahre 2010 dürfte sich als blauer Dunst 
erster Klasse erweisen. Eine besondere 
Qualitätsstufe heißer Luft.

Mit Rücksicht auf die Klimarettungsver-
suche des gleichfalls großartigen Umwelt-
ministers Gabriel, die von seinen eigenen 
SPD-Genossen nach Kräften unterlaufen 
werden, mögen diese Beispiele genügen. 
Sie zeigen aber, wie dicht die gespielte 
Offenbarung für den Wähler und der 
anschließende Offenbarungseid gerade in 
Vorwahlzeiten beieinander liegen. 
Bei so viel Abgebrühtheit paßt es voll 
ins Bild, daß ausgerechnet der frühere 
Geheimdienst-Oberaufseher Steinmeier 
(BND) nun als Kanzlerkandidat der SPD 
nach dem höchsten Regierungsamt greift. 
Wohl kaum jemand ist so diskreditiert 
wie er. 
Erinnert sei nur an den Fall des Bremers 
Murat Kurnaz. Der wurde Ende 2001 
in Pakistan von Kopfgeldjägern gekid-
nappt und für 3000 Dollar an delikate 
Behörden weitergereicht, die ihn dann 
jahrelang ohne jeden Schuldnachweis in 
Guantánamo gefangenhielten. Steinmeier 
war es, der Bestrebungen selbst der Bush-
Administration, Kurnaz nach Deutschland 
abzuschieben, als Geheimdienstkoordi-
nator im Bundeskanzleramt mit allen 
Mitteln zu durchkreuzen suchte. Man 
kann der bundesdeutschen Wählerschaft 
nur wünschen, daß sie nicht in gleicher 
Weise wie die SPD-Wahlmarketingabtei-
lung von politischem Gedächtnisschwund 
befallen ist.

Allerdings ist dieses Virus weiter verbrei-
tet, als wünschenswert wäre. So äußerte 
sich kürzlich der „Grüne“ Werner Schulz 
über mögliche Koalitionen. Er, der in der 
Biedermannsmaske des ehemaligen Bür-
gerrechtlers auftritt, erwiderte auf die 
Frage, ob er nicht die Partei Die Linke für 

einen besseren Koalitionspartner als 
die SPD halte: „,Die Linke‘ hat eine 
völlig unrealistische Außenpolitik, 
also das kann man jetzt nicht nur 
an der Sozialpolitik festmachen und 
an der Wirtschaftspolitik.“
Da Herr Schulz die Außenpolitik der 
Linken als „völlig unrealistisch“ 
betrachtet, wollen wir seine Aus-
sage an einem konkreten Beispiel 
messen. Stellen wir uns also vor, das 
Volk der BRD würde aufgefordert, 
über den Abzug der Bundeswehr aus 
Afghanistan, wie ihn „Die Linke“ 
fordert, landesweit abzustimmen. 
Ob Herr Schulz von dem Ergebnis 
sehr überrascht wäre? Alle Umfra-
gen mit Ausnahme jener, die von der 
Bundeswehr selbst in Auftrag gege-
ben worden ist, zeigten zu diesem 
Thema eine deutliche Mehrheit für 
die von der Linkspartei eingenom-
mene Position. Ist sie tatsächlich 
„völlig unrealistisch“?
Es wäre schön, würden sich eines 
Tages sowohl die Wähler als auch 
die politischen Parteien an den Vor-

gaben orientieren, die das Grundgesetz, 
die Erklärung der Menschenrechte und 
die Europäische Sozialcharta enthalten. 
Das ersparte es so mancher Partei, der 
Wählerschaft ständig heiße Luft in die 
Nasenlöcher zu blasen.

Michael Schuberth, OV Sonnenberg/
Chemnitz

Vier-Parteien-Mischmasch

Freiheit, Arbeitswürde anzutasten
Dreistigkeit demokratischer Selbstdarstellung
Party mit Sekt, Hummer, Elitedünkel

Christ reimt sich auf List üblen Wählerbetrugs
Demokratie: Krater statt blühender Landschaft
Untatendurst nach Profit-Champagner

Chauvinismus in Sepplhosen
Schwadenlüge Mitglieder glitten nie ganz rechts ab
Utopie einer Friedenspartei

Sozialbezug, ein Zug teilweise entgleist
Pseudoprogressivität
Debakel für Bebels Ideen

Jürgen Riedel

Karikatur von Michael Westphal
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Heinz Herresbach ist ein 
treuer Wegbegleiter des RF 
von Anfang an. Dem pro-
letarischen Cartoonisten 
aus Treuenbrietzen gehen 
die Ideen niemals aus. 
Wie man sieht, liebt er den 
Kapitalismus abgöttisch.

Besonders aber scheint er 
unsere Templiner Volks- und 
Friedenskanzlerin wie deren 
stets auf Waidmannsglück 
bedachte „Stasi“-Jägerin 
in sein Karikaturisten-Herz 
geschlossen zu haben. 

Cartoonist und Klassenkämpfer
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Die Waffen des Albert Nußbaum
Ein Kommunist, der SPD-Genossen am Karabiner ausbildete

Exporteure des Todes

Im Juli 1966 hatte mir Walter Fried-
rich wieder einmal so manches aus der 

Geschichte der örtlichen Arbeiterbewe-
gung der kleinen Bördestadt Seehausen 
erzählt, und natürlich war die Rede auf 
Albert Nußbaum gekommen. Viele erin-
nern sich an ihn, nennen liebevoll seinen 
Namen, gedenken seiner Taten. Für alle im 
Ostfälischen hieß er auf Platt natürlich nur 
Alwert Nottbohm.
Geboren wurde Albert am 8. April 1904 in 
Groß Germersleben. Als Kind kam er mit 
den Eltern dann nach Seehausen. Er wurde 
Steinsetzer. Aus den frühen 30er Jahren gibt 
es ein Foto von ihm, aufgenommen beim Bau. 
Aufrecht und selbstbewußt steht er da, vor 
ihm die hölzerne Schubkarre voller Ziegel. 
Offen, kräftig und sympathisch sieht uns 
der Hüne an. Ein junger Familienvater war 
er damals. Die ihn in jener Zeit kannten, 
schilderten ihn als ruhig und besonnen.
Albert Nußbaum galt als politischer Kopf. 
Er war Mitbegründer einer KPD-Ortsgruppe 
und wurde schon 1925 deren Politischer Lei-
ter. Agitation und Literaturvertrieb lagen 
ihm besonders am Herzen. Aber er hatte 
noch eine andere Spezialstrecke. Albert 
verstand sich auf den Umgang mit Waffen 
und machte seine eigenen Genossen wie so 
manchen aufrechten Antifaschisten aus der 
SPD damit vertraut. 

Die BRD steht beim weltweiten Waffen-
handel fast ganz oben auf der Leiter. 

Zu den Empfängerländern bundesdeut-
schen Kriegsgeräts gehören auch „Kon-
fliktzonen“ wie Pakistan und Indien.
Aus dem aktuellen Rüstungsexportbe-
richt des auf Friedensheuchelei abon-
nierten Merkel-Steinmeier-Kabinetts 
geht hervor, daß 2007 regierungsseitig 
Ausfuhrgenehmigungen für militärische 
Güter im Wert von 8,7 Mrd. Euro erteilt 
worden sind. Das bedeutet einen Anstieg 
um eine Milliarde Euro im Vergleich 
zum Vorjahr. Deutsche Waffensysteme 
seien besonders auch in der Türkei und 
Griechenland gefragt, deren wechselsei-
tige Beziehungen ebenfalls nicht gerade 
spannungsfrei sind. DPA/DDP berichteten 
überdies, Leopard-Panzer und U-Boote 
mit Brennstoffzellenantrieb seien bei 
den Importeuren „am beliebtesten“.
Der BRD-Wehretat wird ständig aufge-
stockt. Von 2008 zu 2009 stieg er abermals 
um 1,7 Mrd. auf die bisherige Höchst-
marke von 31,2 Mrd. Euro – und das in 
„Friedenszeiten“ sowie ungeachtet der 
Tatsache, daß man „nur von Freunden 
umgeben“ ist. 

Walter Friedrich, der frühere Reichsban-
nermann, erinnerte sich: „Auch mir erklärte 
Albert den Karabiner. Wir waren einen Tag 
vor meiner Verhaftung noch zusammen.“ 
Für elf Tage verschleppten die Faschisten 
den Sozialdemokraten Friedrich nach 
Magdeburg. Sie wußten genau, warum 
sie ihn holten. 1924 war er mit seiner 
Reichsbannereinheit im Eilmarsch nach 
Eilsleben gezogen. Dort herrschte Not am 
Mann. Die Genossen brauchten Hilfe. Es 
gab viele Einsätze dieser Art. ... Mit einer 
Klebekolonne waren die SPDler auch in 
Remkersleben.
„Im März 1933“, berichtete Walter Fried-
rich, „gab es in Seehausen 137 Stimmen 
für die KPD. Eine kam von mir. Das erste 
Mal hatte ich die Liste der Kommunisten 
gewählt.“
Am 8. Januar 1934 denunzierte Seehausens 
Nazibürgermeister mehrere Genossen beim 
Landrat in Wanzleben. Dabei fiel auch der 
Name Nußbaum. Am 6. März 1936 wieder-
holte sich das. Albert wurde erneut genannt. 
Man bezichtigte ihn des Waffenbesitzes 
sowie des Abhörens und Verbreitens der 
Nachrichten von Radio Moskau. Prompt 
wurde der so Beschuldigte verhaftet. Sie 
brachten ihn in das Konzentrationslager 
Sachsenhausen. Im März 1940 wurde er 
nach Dachau überführt. Hier starb er schon 

am 18. Mai – nur zwei Monate später. Im 
Sterberegister stand als Todesursache 
„Magen- und Darmkatarrh“. Der Hüne 
wog zuletzt gerade noch 90 Pfund. Über-
lebende Häftlinge berichteten später, die 
Faschisten hätten Albert ganz einfach an 
Hunger zugrunde gehen lassen. 
Es gibt einen Brief vom 27. Dezember 1946. 
Er war an die Witwe gerichtet. Darin ste-
hen herzliche Worte eines Lagergefährten: 
„Albert war sicher kein großer Theoretiker. 
... Er war ein wirklicher Freund und unser 
Leidensgenosse, charakterlich verhielt er 
sich so gut wie selten einer. Als politischer 
Gefangener war er Vorbild. ... Aufrecht und 
ehrlich blieb er bis zum letzten Atemzug 
seiner Gesinnung treu.“
Zu DDR-Zeiten wurde eine Straße in See-
hausen nach Albert Nußbaum benannt. Die 
VVN setzte auch einen Gedenkstein. Neben 
dem Namen des in Dachau Umgebrachten 
wurde der Hinweis auf zwei unbekannte 
Opfer des Faschismus eingraviert, die 
auf dem Todesmarsch der KZ-Häftlinge 
im April 1945 von der SS ermordet wor-
den waren.

Karl Schlimme

Das Manuskript des schreibenden Arbei-
ters entstand 1985.

Allein 5,3 Mrd. Euro sind zur Beschaf-
fung neuer Waffensysteme vorgesehen. 
Für die als „Auslandseinsätze“ oder 
„Aufbauhilfe“ getarnte Beteiligung der 
Bundeswehr an Aggressionskriegen am 
Hindukusch und anderswo standen 
schon 2007 insgesamt 911 Mio. Euro 
zur Verfügung. Während die weltwei-

ten Militärausgaben damals bei mehr 
als 1,3 Billionen Dollar lagen, waren 
die USA auf diesem Gebiet „einsame 
Spitze“. Ihr „Verteidigungsetat“ ver-
doppelte sich seit 2001 und betrug 2007 
mit 580 Mrd. Dollar knapp 45 % aller 
im globalen Maßstab für Rüstungs-
zwecke verwendeten Gelder.  RF
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Vom Sturmbann zum Frontbann
Wie sich heutige Nazis in die Tradition von SS und SA stellen

Seit einiger Zeit treibt eine neugegründete 
Nazikameradschaft namens Frontbann 

24 in Berlin und Brandenburg ihr Unwe-
sen. Wenngleich die Etablierung solcher 
Organisationen hierzulande leider keine 
Seltenheit ist, sollten Antifaschisten die-
ser „Truppe“ besondere Aufmerksamkeit 
widmen. 
Doch zurück ins Jahr 2007: Damals jag-
ten Polizei und Verfassungsschutz bereits 
im siebten Jahr der Heimattreuen Deut-
schen Jugend (HDJ) hinterher, um diese 
irgendwann verbieten zu lassen. Die HDJ 
plante derweil unbe-
irrt ihre Zukunft. 
„Recherche nord“ 
berichtete denn auch 
im Internet von der 
Deutsch-Russischen 
Friedensgesellschaft 
Europäischen Geistes  
e. V. (DRFEG) als „... 
einer 2007 gegründe-
ten Tarnorganisation 
...“ der HDJ.
Zufall oder nicht, 
ebenfalls 2007 trat in 
Berlin eine Neo-Nazi-
„Kameradin“ verstärkt 
in Erscheinung: Gesine 
Hennrich aus Bad 
Bevensen bei Uelzen 
in Niedersachsen – 
einem Bundesland, 
das dem Osten so 
manche Nazi-Größe 
bescherte. Im Berliner 
NPD-Sumpf wirkte 
ihr „Tatendrang“ 
wie ein Katalysa-
tor. Selbstbewußt-
sein, die Wahl richtiger Partner und eine 
dumpfe NPD-Basis führten sie mühelos an 
die Spitze des Kreisverbandes Marzahn-
Hellersdorf. 2008 soll es kaum einen NPD-
Aufmarsch gegeben haben, den sie nicht 
mitprägte. Zugleich rüttelte sie offenbar 
an den Domänen anderer, wodurch Kon-
flikte, besonders mit dem NPD-Landes-
vorsitzenden Jörg Hähnel, eskalierten. 
(Dieser Mann billigte übrigens in der 
Bezirksverordnetenversammlung Lichten-
berg den Meuchelmord an Karl und Rosa, 
wofür er zu einer lächerlichen Geldstrafe 
verurteilt wurde.) Am 6. Februar 2009 
erklärte Gesine Hennrich urplötzlich ihren 
Rücktritt als NPD-Kreisvorsitzende und 
Berliner Landesvorsitzende des Ringes 
Nationaler Frauen. Zugleich vollzog sie 
ihren Austritt aus der Partei. Mit ihr tat 
dies auch der Kreisvorsitzende von Tem-
pelhof-Schöneberg.
Was war geschehen? Im Internet fanden 
sich angeblich pornographische Fotos 
von Gesine Hennrich aus dem Jahr 2007, 
die ihr damaliger Freund „geschossen“ 
und aus Rache veröffentlicht haben soll. 

Offenbar nutzte man diesen Umstand, den 
Rücktritt der allzu ambitiösen „Kame-
radin“ zu erzwingen. Dem Ausscheiden 
der beiden „Größen“ soll bei der NPD eine 
Austrittswelle gefolgt sein. Spötter rea-
gierten darauf mit der Vermutung, ent-
weder bestehe diese Partei jetzt nur noch 
aus Spitzeln des Verfassungsschutzes, da 
diese ja, koste es, was es wolle, ausharren 
müßten, oder die V-Leute hätten die NPD 
alle gemeinsam verlassen. Offenbar sei 
es um die Stützung der fast zeitgleichen 
Behauptung des Innensenators Körting 

gegangen, künftig würden aus taktischen 
Gründen keine VS-Agenten mehr in der 
Berliner NPD geduldet. 
Im Ergebnis solcher Unappetitlichkeiten 
wurden der Frontbann 24 gestärkt und 
ein weiterer „Ableger“, das Freie Natio-
nale Bündnis (FNB), geschaffen. Beides 
schrieb man vor allem Gesine Hennrich 
zu. So sollten unzufriedene NPDler und 
andere rechte „Kameraden“ wieder ver-
eint werden.
Der Frontbann 24 folgte damit übrigens 
dem Beispiel der faschistischen Wehrbe-
wegung Frontbann, die 1924 gegründet 
worden war. Diese Organisation entstand 
nach dem gescheiterten Hitlerputsch. 
Initiator war der spätere SA-Chef Ernst 
Röhm, der sie zur Sammlung versprengter 
NSDAP-Mitglieder und anderer Naziak-
tivisten ins Leben gerufen hatte. Mit der 
abermaligen Legalisierung der zeitweilig 
verbotenen SA und der Neuformierung 
der NSDAP verschwand der Frontbann 
1925 wieder von der Bildfläche. Er hatte 
seine Aufgabe erfüllt. Der neue Front- 
bann 24 – die SS hatte übrigens den Offi-

ziersdienstgrad Sturmbannführer – machte 
zum ersten Mal mit eigenen Fahnen am 
13. Februar 2009 beim sogenannten Trau-
ermarsch für den „Bombenholocaust“ der 
Alliierten in Dresden auf sich aufmerksam. 
Sein Markenzeichen: schwarze Schuhe, 
schwarze Hemden, schwarze Hosen mit 
Bügelfalte, die silberne 24 am Kragenspie-
gel, auf der rechten Brustseite ein weiß-
gestickter Reichsadler mit Lorbeerkranz 
und auf der linken der weiße Namenszug 
Frontbann 24.
Seit Februar verging kaum ein Monat, in 

dem diese Formation 
nicht an einem Nazi-
aufmarsch beteiligt 
gewesen wäre. Mit-
ten unter den Front-
bannerleuten: Gesine 
Hennrich, nun in 
Uniform. 
An eine Erweite-
rung der territori-
alen Aktionsräume 
ist offensichtlich 
gedacht. Schon beste-
hen Ortsgruppen 
in verschiedenen 
Berliner Bezirken. 
Die Kameradschaft 
war mit einer eige-
nen Homepage im 
Internet vertreten. 
Inzwischen ist ihre 
Website zwar nicht 
aktiv, aber in den 
USA registriert und 
damit vor Abschal-
tung gesichert. 
Im Unterschied zur 
Brachialgewalt gegen 

Linke fielen polizeiliche Maßnahmen bis-
lang kaum ins Gewicht. Lediglich beim 
Naziaufmarsch am 4. Juli 2009 in Stor-
kow setzte die Brandenburger Polizei das 
Uniformierungsverbot gegen Frontbann 
24 konsequent durch. Sie verlangte, die 
Kleidung auszuziehen oder sämtliche 
Frontbann-Symbole von ihr zu entfernen. 
Auf Weiteres darf man gespannt sein.
Der Berliner Verfassungsschutz stellte zur 
Rolle des Frontbann 24 auf seiner Home-
page am 25. Juni fest: „... Bei den etwa 50 
bis 60 Mitgliedern handelt es sich überwie-
gend um Personen im Alter von 30 bis 45 
Jahren, die zu großen Teilen bereits einen 
rechtsextremistischen Vorlauf besitzen und 
zum Teil als gewaltbereit einzuschätzen 
sind.“ Behörden-Chefin Claudia Schmid 
ergänzte in der „Berliner Morgenpost“ 
am 26. Juni: „... Der Frontbann 24 hat viel 
mehr Mitglieder, als die Kameradschaften 
in Berlin je hatten ...“ Sie geht davon aus, 
daß mit dieser Neonaziverbindung auf 
Dauer zu rechnen sein werde.

Dr. Udo Stegemann

Zeichnung: Heinrich Ruynat
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Brief aus Karlsruhe
Über „Parallel-Welten“ der Menschen aus Ost und West

Mich beschäftigen Strategie und Taktik 
in der Gegenwart. Deshalb möchte 

ich einige Gedanken dazu darlegen. Meine 
Erfahrungen sind die eines humanistisch 
erzogenen Sozialisten. Ich wollte eine 
sozialistische Welt mitgestalten und wurde 
dann gegen meinen Willen mit der Realität 
des Kapitalismus konfrontiert. Vor über 
15 Jahren übersiedelte ich aus ökonomi-
schen Gründen nach Baden-Württemberg. 
Ich habe die Vorzüge des 
Lebens in der DDR kennen-
gelernt und werfe meine 
Erinnerungen an sie nicht 
weg. Ich bin stolz darauf, 
bereits Erfahrungen mit 
einer besseren Gesellschaft 
gemacht zu haben, die 
meine Mitbürger hier im 
Westen vorerst nicht nach-
vollziehen können. 
Mein Status quo aber ist 
die kapitalistische Lebens-
form. Dabei finde ich das 
bestätigt, was ich als DDR-
Bürger gelehrt bekam und 
als Propagandist anderen 
vermittelt habe. Damals 
wußte ich noch kein kon-
kretes Gefühl mit dem 
Kapitalismus zu verbinden. 
Jetzt kenne ich die Situa-
tion eines „Betroffenen“. 
Kurz gesagt: Ich komme mir ausgebeu-
tet vor. Wenn ich direkt auf andere hier 
zugehe und ihnen in der DDR Erfahrenes 
ehrlich darstelle, stoße ich meist auf ein 
gewisses Interesse. Natürlich wird nicht 
selten auch versucht, mir weiszumachen, 
wie ich angeblich gelebt habe und wie 
marode unser System gewesen sei. Wenn 
solche Leute dann aber mit Tatsachen 
konfrontiert werden, gehen ihnen bald 
die Argumente aus. 
Meines Erachtens müßte man in der RF-
Redaktion zwei Aspekte besonders in 
Betracht ziehen:
Derzeit bestehen in Deutschland „Parallel-
Welten“, die sich aus den unterschiedli-
chen Biographien und Kulturen ergeben. 
Wenn wir das nicht in Rechnung stellen, 
dringen wir nicht zu den Herzen der Men-
schen vor. Es gibt auch „Zeitfenster“, die 
mit der Tatsache zusammenhängen, daß 
das menschliche Leben nur eine bestimmte 
Spanne umfaßt. Anders ausgedrückt: 
Wenn keine Bürger mehr da sind, welche 
die DDR bewußt wahrgenommen und die 
Dinge dort mitgestaltet haben, kann auch 
niemand mehr auf Grund seiner eigenen 
Erfahrung den Sozialismus verteidigende 
Argumente in Diskussionen einbringen. 
Mit diesem biologischen Faktor rechnen 
die Ideologen des Kapitals. 
„Parallel-Welten“ gilt es auch bei Migranten 
zu beachten. Wir erleben selbst Ähnliches, 
wenn wir als Touristen in anderen Län-

dern politische Standpunkte vertreten, die 
durch unsere Lebensläufe geprägt sind. 
Wo mindestens zwei Erfahrungswelten 
aufeinandertreffen und die Beteiligten 
einen gemeinsamen Weg finden müssen, 
steht die Frage der Parallelität unter-
schiedlichen Erlebens. 
In unserer DDR-Welt wurden wir sozia-
listisch erzogen. Ich habe die staatliche 
Fürsorge sogar allzuoft als Gängelei 

empfunden. Heute hat die Bevormundung 
ganz andere Dimensionen angenommen, 
während die Fürsorge komplett weggefal-
len ist. Von einem kapitalistischen Staat 
kann der aus dem Osten in den Westen 
Gezogene sie in keiner Weise erwarten. 
Dennoch gehen nicht wenige frühere DDR-
Bürger, die hier leben, auch weiterhin 
davon aus, daß sich andere um sie küm-
mern müßten. Ich habe das in Gesprächen 
immer wieder so wahrgenommen. 
Doch im Westen gelten ganz andere 
Regeln. Schließlich haben unsere heuti-
gen BRD-Mitbürger bereits 60 Jahre in 
ihrer Welt gelebt. Dort, wo ich jetzt bin, 
herrschen folgende Maximen: Erstens 
sind alle gegen dich; zweitens hilft dir 
keiner von sich aus; drittens mußt du das, 
was du willst, einfordern und dich erst 
einmal selbst darum kümmern.
Diese Welt-Sicht war für mich neu. Sie ist 
das direkte Gegenteil dessen, womit wir 
in der DDR konfrontiert wurden. Ich will 
so nicht leben, befinde mich aber auch 
nicht mehr im sozialistischen Umfeld. 
Als einstiger Beteiligter an einer Solidar-
gemeinschaft kann ich zwar versuchen, 
mich auch weiterhin nach DDR-Regeln zu 
verhalten, erreichen werde ich damit nur 
wenig. Dennoch kann ich als Zeitzeuge der 
besseren DDR-Gesellschaft jeden Ansatz, 
der in eine sinnvolle Richtung geht, bewußt 
unterstützen oder fördern. Zugleich muß 
ich jedoch die genannten Grundsätze 

aus der kapitalistischen Parallel-Welt in 
Rechnung stellen. Ich habe das bisher 
als „Ellenbogenmentalität“ eingeordnet. 
Doch das trifft nicht ganz den Kern. Jetzt 
ordne ich dieses Gefühl eher als „kaltes 
Herz im Kapitalismus“ ein. Die Menschen 
sind nun einmal so und müssen nicht 
knallhart reagieren, wenn sie nach diesen 
drei Regeln leben wollen. Sie tun es aber 
meistens. Was mich betrifft, so will ich, 

daß meine Gesprächspart-
ner für eine sozialistische 
Idee entflammt werden, 
wobei ich mir die Flügel 
ansengen und manche 
Beule holen werde. Aber 
ich gebe nicht auf.
Die Theorie, die man uns 
beigebracht hat, wird der-
zeit von den Apologeten des 
Kapitals pervertiert und 
gegen uns ausgenutzt, damit 
sie nicht in die Köpfe der 
von den Medien abgerich-
teten Mitbürger eindringen 
kann. Man braucht hier-
zulande keine denkenden 
Menschen, sondern billige 
Ausbeutungsobjekte. 
Ich habe gelernt, aufmerk-
sam zuzuhören, um für 
mich Schlüsse ziehen zu 
können, in welcher Welt 

der andere lebt und was er anstrebt. Wenn 
ich zu oberlehrerhaft daherkomme, wer-
den sich mir die Menschen verschließen. 
Im richtigen Herangehen haben mir die 
historischen Exkurse im „RotFuchs“ oft 
geholfen und Argumente geliefert.
Jetzt frage ich Euch: Bin ich mit meinen 
Überlegungen auf dem richtigen Weg, und 
was könnte ich besser machen? Wer hat 
andere Erfahrungen gesammelt?
Ich erwarte natürlich kein fertiges Rezept. 
Ich habe Visionen und bin von revolutio-
närer Ungeduld erfüllt, bleibe aber stets 
auf dem Boden der Realitäten.
Im RF-Extra („Das Feuer des Prometheus“) 
ist übrigens auch von „Parallel-Welten“ 
(Alte – Junge) die Rede: „Wir Jungen sind 
die Zukunft, für die Generationen gefallen 
sind und Millionen Menschen weltweit 
sterben mußten. Bitte helft uns, mit Eurer 
Initiative, mit Eurer Expertise, mit Wissen 
aus Zeiten, in denen es ein Deutschland 
gab, von dem nie wieder Krieg ausgehen 
sollte! Investiert in Eure Zukunft, inve-
stiert in die Jugend!“, hieß es dort. 
Ich sage Ernesto Athanaton: Auch aus dem 
Kapitalismus kann man unsere Weltan-
schauung ableiten. In Deinen Phantasien, 
in Deiner Vorstellungskraft hast Du das 
bereits getan. Mach das Beste daraus – 
ich helfe Dir gern dabei. Mit Hilfe zur 
Selbsthilfe.

Mike Schmidt, Karlsruhe
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Braunschweiger Ammenmärchen
Der Fall Lutz Eigendorf und die  

Unschuldsvermutung eines Oberstaatsanwalts

Was wäre das für ein Super-Jubiläums-
jahr, wenn die Medien nicht auch an 

die Republikflucht des ehemaligen BFC-
Fußballers Lutz Eigendorf vor 30 Jahren 
erinnern und dessen Unfalltod (1983) der 
„Stasi“ in die Schuhe schieben würden. Ich 
hatte mir zunächst weder die TV-Dokumen-
tation „Tod dem Verräter – Der Fall Lutz 
Eigendorf“ von Heribert Schwan im WDR, 
der zuletzt am 11. März im MDR gelaufen 
ist, angetan noch das gleichnamige Buch 
gelesen. Doch war mir die Ankündigung 
nicht entgangen, daß sich ein „DDR-Spezia-
list“, der in der Zentralen Erfassungsstelle 
Salzgitter Pressesprecher gewesen war und 
mit dem notorischen „Forschungsverbund 
SED-Staat“ der Freien Universität Berlin 
liiert ist, des Falles angenommen habe. Er 
wolle mit Vorträgen, Foren und Symposien 
den Aussagen des Films widersprechen. 
Als ich vernahm, daß dieser Mann, Ober-
staatsanwalt Dr. Hans-Jürgen Grasemann 
aus Braunschweig, am 26. März auch in der 
Außenstelle Dresden der Birthler-Behörde 
auftreten sollte, siegte meine Neugier über 
die Hemmung, solche Orte aufzusuchen. 
Ich fuhr einfach hin.
Mit dem offensichtlichen Stammpublikum 
von vielleicht fünfzig Leuten harrte ich der 
Dinge, die da kommen sollten. Zunächst 
wies man einleitend darauf hin, daß es eine 
Vielzahl „solcher Fälle“ gegeben habe, von 
denen einer gleich im Film gezeigt würde. 
Spannung und atemlose Stille erfaßte den 
Raum. Dann lief der Streifen. 
Am 19. März 1979 führte den BFC ein 
Freundschaftsspiel gegen den 1. FCK nach 
Kaiserslautern. Auf der Rücktour setzte sich 
Eigendorf in Gießen nicht nur von seiner 
Mannschaft ab, sondern ließ auch Frau, 
Kind, Eltern und Freunde im Stich. Er ver-
riet sein Land und alle, die ihn gefördert 
und ihm vertraut hatten. Der Traum von 
einer großen Profi-Karriere, von Ruhm und 
Geld sollte Wirklichkeit werden.
Zunächst wurde Eigendorf aber für ein 
Jahr gesperrt, bevor er dann für den FCK 
spielen durfte, nicht sonderlich erfolgreich, 
auch nur für ein halbes Gehalt, wegen 
wiederholter Formschwäche ohne festen 
Stammplatz in der Mannschaft. Sein Trainer 
Feldkamp: Eigendorf war kaum zu steuern, 

was er denn in seinem Privatleben so für 
sich in Anspruch nehmen wollte. Als er gar 
trainingsfrei für Flugstunden beantragt 
habe, sei das Maß voll gewesen. Nach dem 
Wechsel 1982 zu Eintracht Braunschweig 
lief es für ihn kaum besser. Ganze acht Mal 
spielte er für den Verein. Im letzten Spiel 
gegen Bochum habe er wieder voller Zorn 
auf der Reservebank gesessen, sei kaum zu 
beruhigen gewesen. Hiernach habe er in 
seiner Stammkneipe höchstens vier, spä-
ter mit seinem Fluglehrer nochmals ein 
bis zwei Bier getrunken. Kurz vor 23 Uhr 
hätten ihm dann vor dem Lokal „Cockpit“ 
in seinem „Alfa“ der oder die Täter aufge-
lauert. Unter Todesdrohungen sei ihm mit 
einer giftigen Substanz versetzter Alkohol 
eingeflößt worden. Erst nach einer Stunde 
sei er aufgefordert worden, zu verschwin-
den. Eigendorf sei in höchster Todesangst 
davongerast. Action! Im Film sieht man das 
Fahrzeug, wie es auf regennasser Chaus-
see vor einer Rechtskurve von einem dort 
postierten PKW mit plötzlich aufblitzen-
dem Fernlicht geblendet wird. Der „Alfa“ 
schießt geradeaus über die Seitenlinie direkt 
gegen einen Straßenbaum – Totalschaden! 
Schwerste Kopf- und Brustverletzungen 
führten am 7. März 1983 zum Tode. Eine 
Blut-Alkohol-Untersuchung ergab eine 
Konzentration von 2,2 Promille ...
Die Botschaft des Films: Natürlich steckte 
hinter dem Anschlag die „Stasi“, die Eigen-
dorf mit riesigem Aufwand habe ausspionie-
ren lassen. Dieser sei tatsächlich vergiftet 
worden. Außerdem habe es einen anony-
men Hinweis gegeben, wonach auf sein 
Fahrzeug geschossen worden sei. Mielke 
selbst habe wegen erlittener Schmach den 
Mordauftrag erteilt. Den Beweis hierfür 
liefere ein in der Gauck/Birthler-Behörde 
aufgefundenes Dokument, in dem bei 
„Giften und Gasen“ handschriftlich der 
Name Eigendorf gestanden habe. Auch 
von „Verblitzen“ sei die Rede gewesen. Ein 
weiterer „Beweis“: Der IM „Schlosser“ und 
sein Führungsoffizier (beide werden mit 
Klarnamen genannt) seien just nach dem 
Tode Eigendorfs prämiert worden. Soweit 
der Film.
Hiernach war der große Auftritt des Ober-
staatsanwalts angesagt. Er kenne die 
Ermittlungsakten seiner Behörde fast aus-
wendig. Für einen Unfall spreche der fest-
gestellte Blutalkoholwert von 2,2 Promille. 
Die Staatsanwaltschaft Braunschweig sei 
daher von einem „klassischen Fall“ eines 
Menschen ausgegangen, der zu viel Alko-
hol getrunken habe, zu schnell („sport-
lich“) gefahren sei, bei nasser Fahrbahn in 
einer unfallträchtigen Rechtskurve nach 
links hinausgetragen worden sei und sich, 
wie manch anderer zuvor, um die dortige 
„Ulme gewickelt“ habe. Mehr wisse man 
nicht. Manche „milde“ Aussage im Film zur 

Trinkmenge sei nicht so ernst zu nehmen. 
Eigendorf könne durchaus auch mehr als 
nur 5 oder 6 Bier getrunken haben. Mit 
Rücksichtnahme auf die Ehefrau habe man 
„nicht so deutlich gesagt“, daß ihr Mann 
mit einem Kasten Sekt nach „irgendwohin“ 
unterwegs gewesen sei. Und Trainer Maslo 
habe am Abend den Frustrierten mit den 
Worten nach Hause geschickt: „Lutz, mach 
Dir mal keine Sorgen, das wird schon wieder 
mit Dir. Aber baller Dir nicht schon wieder 
einen.“ Ganz wichtig, so der Oberstaatsan-
walt, sei die technische Untersuchung des 
Fahrzeuges gewesen. Weder an der Len-
kung, der Bremsanlage noch sonstwo sei 
etwas Auffälliges festgestellt worden. Von 
Einschüssen in die Reifen habe sich keine 
Spur gefunden. Der Hinweis auf Schüsse 
sei übrigens, „menschlich verständlich“, 
von dem Manager, der Eigendorf betreute, 
gekommen, weil dieser ein gewisses Inter-
esse daran gehabt habe, die Sache irgend-
wie weg von einer Trunkenheitsfahrt 
und persönlicher Schuld zu bringen. Das 
klassische Todesermittlungsverfahren sei 
schließlich eingestellt worden. Es habe 
auch keine Obduktion gegeben.
So gut der Film auch sei, nichts wäre gesi-
chert, weder der Überfall auf Eigendorf 
noch die behauptete Vergiftung, auch nicht 
das „Verblitzen“ durch ein Fremdfahrzeug. 
Das 30seitige Papier aus der „Terrorabtei-
lung“ der „Stasi“ habe aus handschriftlich 
„so locker hingeschriebenen Stichwor-
ten“ bestanden – völlig untypisch für die 
pedantisch genau arbeitende „deutsche 
Behörde“ ... 
Ende der Unschuldsvermutung! Die Vielzahl 
der Maßnahmen der „Stasi“ lasse dennoch 
nur den einen Schluß zu: „Man muß etwas 
gewollt haben, entweder die Entführung 
oder die Liquidierung Eigendorfs.“ Das 
Schlimme sei, man könne die Frage nicht 
beantworten.
Das alles hinderte den Berufsankläger 
dann aber nicht daran, in der folgenden 
Diskussion wie ein Wahrsager über andere 
„Mordfälle der Stasi“ zu berichten. Die 
Tatsache, daß es dafür ebenfalls kaum 
Beweise, schon gar keine Schuldsprüche 
gibt, überging er mit leichter Hand: mal 
witzelnd, mal tiefsinnig dreinschauend, 
immer charmant. Sein Motto: Einen unbe-
wiesenen Fall mit anderen unbeweis-
baren zu lösen, kam beim Publikum an: 
Kein Zweifel, Eigendorf ist ermordet wor-
den. Hinter allem steckte die „Stasi des 
Unrechtsstaates DDR“. Eine Dame wollte 
selbst einen Mordanschlag überlebt haben. 
Keiner würde ihren Anzeigen nachgehen, 
weil die „Stasi“ auch heute noch mit dem 
BND und der Politik verquickt sei. Ein tief 
bewegter Herr mahnte gar die Errichtung 
von Denkmälern für den „Beckenbauer der 
DDR“ an ...  Volker Link, Frankfurt (Oder)

Berichtigung
Unser Autor Oberstleutnant a. D. Wolf-
gang Kutz (RF Nr. 139, S. 2) war nicht 
Offizier der Grenztruppen, bei denen er 
nur seinen Grundwehrdienst absolvierte. 
Nach dem Studium an der Offiziershoch-
schule „Ernst Thälmann“ diente er in 
den Landstreitkräften und war zuletzt 
stellv. Leiter des Wehrkreiskommandos 
Bitterfeld.
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Eisenacher Grotesken
Ein Arbeitsgerichtstermin, der eher  

einer Faschingsveranstaltung ähnelte

Vor dem Hintergrund der aktuellen Diskus-
sion um 60 Jahre Grundgesetz, 19 Jahre 

Eingliederung des DDR-Territoriums in den 
Hoheitsbereich der BRD und des Geredes 
über den angeblichen Unrechtsstaat DDR 
beschloß ich, an einer öffentlichen Arbeits-
gerichtsverhandlung teilzunehmen. Wäre 
es nicht so ernst, würde sich mein Bericht 
über das Erlebte vielleicht besser für eine 
Faschingszeitung eignen.
Durch Zufall erfuhr ich von einem Termin 
vor dem Arbeitsgericht Eisenach. Dort klagte 
eine Lehrerin auf Vollzeitbeschäftigung 
gegen den Freistaat Thüringen. 
Da sich der durch die Gewerkschaft gestellte 
Rechtsvertreter verspätete, hatte ich Gele-
genheit zu einem kurzen Gespräch mit der 
Klägerin. Sie ist 41 Jahre alt und hat von 1986 
bis 1991 an der Pädagogischen Hochschule 
Halle Biologie und Chemie studiert. Ihre 
Ausbildung schloß sie als Diplom-Lehrerin 
ab. Anschließend bekam sie vom damaligen 
Land Thüringen eine Referendarstelle mit 
zweijähriger Laufzeit und Verbeamtung 
auf Widerruf. Das Referendariat beendete 
sie mit der Ablegung des 2. Staatsexamens. 
Sie besaß damit sowohl einen anerkannten 
Hochschulabschluß als auch die Voraus-
setzung für eine Verbeamtung. Aus diesem 
Jahrgang der Referendare wurde jedoch 
niemand in den Schuldienst des Landes 
übernommen. 
Mit verschiedenen Tätigkeiten, darunter 
eine Schwangerschaftsvertretung, ver-
suchte sie, die Zeit zu überbrücken, bis sie 
1999 eine 80prozentige Teilzeitbeschäfti-
gung im Schuldienst des inzwischen zum 
Freistaat avancierten Landes Thüringen 
bekam. Ihre Einstellung erfolgte mit der 
Besoldungsstufe eines Beamten des geho-
benen Dienstes. Zwischenzeitlich hatte sich 
Thüringen für eine Beamtung seiner Lehrer 
entschieden. Dennoch wurde die Klägerin 
als Angestellte, nicht aber entsprechend 
ihrer Ausbildung als Beamtin unter Ver-
trag genommen.
Nach Eröffnung der Verhandlung begann 
der Richter übergangslos seinen Monolog 
zur Begründung des zu erwartenden Urteils. 
Ausgehend vom Ergebnis des bereits erfolg-

ten Sühnetermins sowie einer Beratung der 
Kammer, bemühte er sich, die 1991 zwischen 
Land und Lehrern getroffene, arbeitsrecht-
lich dubiose Vereinbarung einer vorüber-
gehenden Teilzeitbeschäftigung für alle 
Lehrer als „solidarische Notmaßnahme“ 
zu erklären. Diese eigenwillige Konstruk-
tion wurde als Floating bezeichnet. Dabei 
unterschied man sogar noch unter „echten“ 
und „unechten“ Floatern. Zahlreiche Einzel-
entscheidungen der Arbeitsgerichte waren 
die Folge. Die nach Laufbahnverordnung 
und Beamtenrecht nur in Ausnahmefällen 
mögliche Teilzeitverbeamtung sorgte bis 
zum Grundsatzurteil des Bundesverfas-
sungsgerichts für zusätzliche Verwirrung. 
Sein vager Versuch, die arbeits- und dienst-
rechtlichen Unterschiede zwischen auf 
Lebenszeit verbeamteten und als Angestellte 
geführten Lehrern bei gleichen Aufgaben 
und gleicher Verantwortung zu erläutern, 
blieb leider unvollendet. 
Zurück zu unserem Fall. Trotz der stän-
digen zusätzlichen Vertretungsstunden 
der Klägerin begründeten diese nicht den 
Anspruch auf Vollzeitbeschäftigung. Sie 
hätten zwar knapp die Unterrichtsstun-
den einer Vollbeschäftigung unter- und 
teilweise sogar überschritten, bekundete 
der Richter. Zum Anspruch auf eine ganze 
Stelle müßten jedoch die Vertretungs- bzw. 
Überstunden den Umfang einer Vollbeschäf-
tigung wesentlich überschreiten. Er könne 
das Ansinnen der Klägerin durchaus ver-
stehen. Dieses sei aber rechtlich und unter 
den Bedingungen des derzeitigen Schuletats 
nicht umsetzbar. 
Nach der Frage des Vorsitzenden an die 
Prozeßparteien, ob noch Einwände erhoben 
würden, berief sich der durch die Gewerk-
schaft Beauftragte auf seinen Schriftsatz, 
während der Vertreter des Schulamtes Eisen-
ach, der für die Regierung des Freistaates 
Thüringen agierte, von sich gab: „Mir ist der 
Schriftsatz der Gegenpartei nicht bekannt.“ 
Daraufhin der Richter: „Vermutlich habe ich 
ihn nach Erfurt geschickt, weil er sowieso 
keinen Einfluß auf das zu erwartende Urteil 
hätte.“ Der Vertreter des Schulamtes gab 
bei dieser Groteske noch einen drauf: „Na, 

Der Vorstand des „RotFuchs“ Förder-
vereins e. V. lädt für den 31. Oktober  
ab 10 Uhr in das Berliner ND-Ge-
bäude am Franz-Mehring-Platz 1, 
Willi-Münzenberg-Saal, zur 5. Mitglie-
derversammlung des RF-Förderver-
eins ein. Für die Tagesordnung wird 
folgender Vorschlag unterbreitet:

Konstituierung der Versammlung•	

Wahl der Kommissionen•	

Bericht des Vorstandes•	

Bericht des Kassierers•	

Bericht der Revisionskommission•	

Diskussion•	

Wahl der Wahlkommission  •	

(Die Wahl eines 2. Stellvertreters 

des Vorsitzenden wird erwogen.)

Wahl des Vorstandes und der  •	

Revisionskommission

Schlußwort•	

Ende gegen 16 Uhr

Es musiziert das chilenische Ensemble 
Tiemponuevo.

Alle Mitglieder sind herzlich  
eingeladen.

Am 12. September um 10 Uhr spricht 
in Chemnitz, Rothaus, Lohstraße 2 
(Getreidemarkt), auf einer Veranstal-
tung der RF-Regionalgruppe Chemnitz-
Zwickau-Plauen der Dresdner Historiker  
Prof. Dr. Horst Schneider über das 
Thema

Die DDR – Ergebnis und größte 
Errungenschaft des Kampfes 
der deutschen Arbeiterklasse

wenn er nach Erfurt gegangen ist, dann 
liegt er sowieso erst einmal längere Zeit 
dort herum, bis ihn jemand bearbeitet oder 
weiterleitet“, stellte er die reale Bürokratie 
der BRD in Rechnung. 
Bevor der Richter die Sitzung unterbrach, 
fragte er die Klägerin, ob sie auf einem Urteil 
bestehe. Als sie das bejahte, meinte er nur, 
die Kammer benötige für den Spruch etwa 
eine Stunde. Die Entscheidung werde dem 
Rechtsvertreter der Klägerin telefonisch 
mitgeteilt.
Ich war von dieser halbstündigen Lektion in 
Staatsbürgerkunde, Arbeitsrechtsprechung 
und schulischer Personalpolitik derart 
verwirrt, daß ich einen längeren Waldspa-
ziergang benötigte, um in die Wirklichkeit 
zurückzufinden. 
Gravierende Fragen bleiben offen: Wieviel 
Unterrichtsstunden müssen noch ausfal-
len, bis der Freistaat einen ausreichenden 
Lehrerbestand schafft? Bedeuten Vertre-
tungsstunden, daß sich die Schüler ständig 
auf andere Pädagogen einzustellen haben? 
Und: Wird nicht seit 19 Jahren „aus Haus-
haltsgründen“ im Schulwesen des Freistaates 
Thüringen mit hochqualifizierten Lehrern 
Schindluder getrieben?

Volker Trauboth, Bad Liebenstein

Am 10. September um 14 Uhr spricht 
Generaloberst a. D. Werner Groß-
mann auf einer Veranstaltung der 
RF-Regionalgruppe Magdeburg im 
Kulturraum der Kfz-Werkstatt Kühle-
weinstraße 1, über das Thema

Bonn im Blick und mehr – die 
DDR-Aufklärung aus der Sicht 
ihres letzten Chefs
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Offizier in der Matrosenbluse
Als chinesische Erfahrungen in der Flotte der NVA erprobt wurden

In seinem Buch „Kommando Ostsee“ 
beschreibt der letzte DDR-Verteidi-

gungsminister, Admiral a. D. Theodor 
Hoffmann, auch die Wirkungen der „Über-
nahme chinesischer Erfahrungen bei der 
klassenmäßigen Erziehung der Offiziere“ 
durch die NVA Ende der 50er Jahre. 
Ich gehörte als Kapitänleutnant zu jenen 
Admiralen und Offizieren unserer See-
streitkräfte, die gewissermaßen „auf 
Probe“ vier Wochen als einfache Matro-
sen in der Truppe Erfahrungen sammeln 
sollten. Als Offizier der Politabteilung im 
Kommando der Seestreitkräfte (Kmdo. 
SSK) meldete ich mich freiwillig. Auch 
aus heutiger Sicht beeinflußten neben 
meiner Grundeinstellung zur VR China 
– einem Eckpfeiler des sozialistischen 
Lagers – bestimmte Ereignisse meine 
damalige Entscheidung.
In einer Offiziersversammlung des Kmdo. 
SSK in Gehlsdorf berichtete dessen Chef, 
Vizeadmiral Waldemar Verner, als Teil-
nehmer der ersten nach China entsand-
ten NVA-Delegation sehr emotional über 
seine Eindrücke, die er an der Seite des 
Ministers für Nationale Verteidigung, 
Generaloberst Willi Stoph, von dem fern-
östlichen Land, seinen Menschen und 
besonders der Volksbefreiungsarmee wie 
deren Flotte hatte sammeln können. Er 
informierte auch über chinesische Metho-
den zur politisch-moralischen Erziehung 
von ranghohen Offizieren und Generalen. 
Das war neu, ließ aufhorchen, fand aller-
dings nicht ungeteilte Zustimmung.
Zu einem Gegenbesuch wurde dann im 
Frühjahr 1959 eine Militärdelegation 
Chinas unter Leitung von Marschall 
Peng Dehuai in der DDR empfangen. Eine 
Visite bei der 1. Flottille in Peenemünde 
war im Programm vorgesehen. Ich selbst 
beteiligte mich an der Vorbereitung und 
Sicherstellung des Aufenthalts der chi-
nesischen Gäste. 
Wenn ich mich heute zurückerinnere, 
dann übte man in Bezug auf das recht 
ungewöhnliche „Erziehungsvorhaben für 
Offiziere“ eine gewisse Zurückhaltung. 
Vorherrschend war die Auffassung: Hof-
fentlich geht der Kelch an mir vorüber! 
Warum soll ich denn noch einmal von 
vorn anfangen! Das habe ich doch alles 
schon lange hinter mir! Oft hörte man 
auch die Meinung, dieser Weg sei zwar 
für China richtig, aber nicht auf unsere 
Verhältnisse übertragbar.
Ich hatte mich, ausgehend von meiner 
beruflichen Entwicklung als Elektroinstal-
lateur und -mechaniker, als Matrose auf 
einem TS-Boot gemeldet. Bei der Jahres-
grunduntersuchung war mir „S- + U-Boot-
Tauglichkeit“ bescheinigt worden.
Als dann erste Namen für das Matrosen-
vorhaben im Kmdo. SSK bekannt wur-
den – an der Spitze stand Konteradmiral 
Scheffler – entspannte sich die Situation 

unter den Offizieren. Waren erst Zurück-
haltung und Skepsis vorherrschend gewe-
sen, so hielten sich nun Schulterklopfen 
ob meines Entschlusses und nachsich-
tiges Lächeln unter ernstzunehmenden 
Freunden in etwa die Waage. 
Im Sommer 1959 begann für mich die 
persönliche Vorbereitung auf den Einsatz 
als Maschinist für die 6. TS-Abteilung. 
Es ging um das Studium der Vorschriften 
und Pläne für das TS-Boot „183“, die in 
unserer VS-Stelle nicht vorhanden waren. 
Meist abends konnte ich mit Hilfe zweier 
technischer Offiziere Rollenverteilung, 
Betriebsstoffschemas und andere Doku-
mente studieren. Vieles mußte einfach 
gepaukt werden, und ich lernte in den 
Gesprächen so manche „Schwachstelle“ 
meiner künftigen Tätigkeit kennen.
Die Einkleidung in der BA-Kammer 
bescherte mir einen vollen Seesack, mit 
dem ich mich – per Dienstauftrag für den 
Matrosen Peter Barth – Richtung Gager/
Rügen in Marsch setzte. An die verstoh-
lenen Blicke mancher Mitreisender in 
Bahn und Bus ob meines zu Kieler Bluse 
und Bändermütze nicht ganz passenden 
Alters erinnere ich mich noch gut. 
In Gager, dem Liegeplatz der 6. TS-Abtei-
lung, meldete ich mich beim Dienst-
habenden und wurde dem Boot 5 als  
4. Mot.-Gast zugeteilt. Man wies mir im 
Acht-Mann-Deck auf der Backbordseite 
die oberste Koje mit einer spartanischen 
„Korkmatratze“ zu, die gewöhnungsbe-
dürftig war.
Empfangen wurde ich nicht unfreund-
lich, aber reserviert. Meine theoretische 
Vorbereitung auf das Maschinistendasein 
zahlte sich aus. Im Bordalltag mußte ich 
nur wenig „erfragen“.
Schon tags darauf lief die 6. TS-Abteilung 
aus. Ich erfuhr Lärm, Gerüche und das 
Rumoren der „Pferdestärken“, spürte die 
„Verwindungen“ des hölzernen Boots-
körpers bei verschiedenen Fahrstufen 
und Manövern. Auch zeigten sich leichte 
Symptome einer Seekrankheit, wenn nach 
dem Kommando „Feuer aus“ die Maschi-
nen gestoppt wurden und das kleine Boot 
wie ein Stück Holz Wellen und Wind aus-
gesetzt war.
Die Hafentage – nicht nur in Gager – emp-
fand ich als ebenso spannend wie lang. 
Angefangen von der Brennstoffübernahme 
(als die Seeleute schon lange Feierabend 
machten) über die Pflege und Wartung 
der Maschinen und Anlagen bis zu Säu-
berungsarbeiten erschlossen sich mir 
neue Erkenntnisse. 
Natürlich übernahm ich an Bord den 
Politunterricht. Auch hier wurde von 
Mal zu Mal deutlicher, wie sich im Kol-
lektiv der Besatzung Vorbehalte, die mir 
gegenüber zunächst bestanden hatten, 
nach und nach auflösten. So konnte ich 
zur Klärung mancher Frage beitragen, 

wobei ich erkannte, daß nicht alles von 
„oben“ Entschiedene „unten“ tatsäch-
lich ankommt. Auf alle Fälle begegnete 
man mir von Tag zu Tag offener. Ich war 
inzwischen besser integriert und wurde 
freundlicher aufgenommen. Auch trug 
man bestimmte dienstliche Probleme 
oder auch persönliche Sorgen von Besat-
zungsmitgliedern an mich heran. 
Lag die Abteilung in Gager, so verblieb 
ich als einziger an Bord von Boot 5, wurde 
nicht mit auf dem Wohnschiff „Grobian“ 
einquartiert, sondern erschien dort nur 
zum „Backen und Banken“. Worin die 
Ursache dafür zu suchen war, kann ich 
heute nicht mehr sagen. 
So ging eine abwechslungsreiche Zeit 
von See- und Hafentagen dahin. In die-
sen Wochen informierte man mich auch 
vom Wechsel an der Spitze des Kmdo. 
SSK. Konteradmiral Ehm wurde nun 
unser neuer Chef.
Nur einmal – kurz vor dem Ende meiner 
Matrosenzeit – nutzten wir den Land-
gang in Gager, um richtig einen drauf-
zumachen. Dabei ging es, gelinde gesagt, 
wohl etwas zu feucht zu. Jedenfalls geriet 
ich mit der Streife, deren Führer ausge-
rechnet der Kommandant unseres Boo-
tes war, aneinander. So fiel ein leichter 
Schatten auf mein insgesamt positiv ver-
laufenes Gastspiel. Dennoch durfte ich 
auf der letzten Fahrt als 1. Maschinist 
tätig sein und erhielt vom Kommandan-
ten, Leutnant Lorenz, das entsprechende 
Rollenbuch überreicht, das ich bis heute 
aufbewahre.
Einschließlich der „Parteischelte“, die 
auf mich nach der Rückkehr vor allem 
von jenen herabprasselte, die sich bei 
der Auswahl der Kandidaten für diese 
„Erprobung“ vornehm zurückgehalten 
hatten, war es für mich eine einpräg-
same Lebenserfahrung, ein lehrreiches 
direktes „Flottenpraktikum“. Die in der  
6. TS-Abteilung gewonnenen persön-
lichen Erkenntnisse erwiesen sich für 
meinen weiteren Weg inner- und nach 
1978 auch außerhalb meiner Teilstreit-
kraft als äußerst nützlich.

Kapitän zur See a. D. Peter Barth

Unser Autor ist überdies Historiker und 
Ingenieur-Ökonom.

Die Regionalgruppe Cottbus und 
Umgebung lädt für den 26. September 
um 10 Uhr zu einer Veranstaltung in 
den „Brandenburger Hof“, Friedrich-
Ebert-Straße 33, ein. 
Rechtsanwalt Dr. Friedrich Wolff 
spricht über sein Buch 

Verlorene Prozesse
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Meist zu vermeintlich gewichtigen 
Anlässen raffen sich bürgerliche 

Historiker und Politiker auf, in die Ver-
gangenheit zu blicken, sofern sie dem 
eigenen Ansehen nicht abträglich ist. Die 
dann präsentierte Darstellung erhebt 
nicht den Anspruch, auf die Frage 
„Warum?“ zu antworten. Eine wahr-
heitsgetreue Analyse würde offenbaren, 
welche politischen und ökonomischen 
Schandtaten schon vor 60 Jahren von 
der BRD ausgingen. SPD-Rechtsaußen 
Stephan Hilsberg bestätigte das mit 
dem Satz: „Es galt, das ,SED-Regime’ 
zu entmachten.“
Da lohnt es sich schon, einen Blick in 
das Jahr 1949 zu wagen, in seriösen 
Zeitschriften wie der „Weltbühne“ und 
dem „Roland von Berlin“ nachzulesen, 
wie damals bereits mit den „Schwestern 
und Brüdern“ im Osten umgegangen 
wurde und welche „bundesdeutschen 
Perspektiven“ sich schon zu jener Zeit 
abzeichneten.
Unlängst beging man 60 Jahre Nord-
atlantikpakt. Doch schon 1949 lag das 
Buch des US-Autors George Marion 
„Bases and Empire“ vor. Dort schrieb 
er: „Zuerst beanspruchen wir als uns 
gehörig das Öl ferner Länder und dann 
die Länder selbst. Daraufhin behaup-
ten wir, ein Verteidigungsinteresse an 
jedem Land zwischen den Ölgebieten und 
der Sowjetunion zu haben. Also erhe-
ben wir ein ohrenbetäubendes Geschrei 
über Sowjetexpansion und rücken in Grie-
chenland, in die Türkei und alle Länder 
ein, die nicht stark genug sind, uns hin-
auszubugsieren. Die Vereinigten Staa-
ten dehnen sich in einem Tempo und in 
einem Umfang aus, die beispiellos sind in 
der Geschichte. Während wir hinter der 
Sowjetunion herrufen: ,Haltet den Dieb!‘, 
sind wir im Begriff, unser Herrschaftsge-
biet immer stärker auszuweiten, militä-
risch und strategisch. Das rückständige 
Westdeutschland wird von Tag zu Tag 
mehr dem nordamerikanischen Einfluß 
unterworfen und als Basis ausgebaut.“ 
So war es im NATO-Gründungsjahr in 
der „Weltbühne“ nachzulesen. 
Der „Verteidigungsbereich“, der im Mitt-
leren Osten aufgezogen werde, erstrecke 
sich von der Türkei bis Afghanistan. 
Westdeutschland und Westberlin wür-
den gleichfalls im Rahmen des Nordat-
lantikpakts den Schutz amerikanischer 
Waffen genießen. 
Hitler müßte vor Neid erblassen, wenn er 
dieses Weltreich, das sich so bescheiden 
als „USA-Sicherheitszone“ titulierte, mit 
seiner schäbigen „Neuordnung Europas“, 
seinen kleinlichen Annexionen, seinen 
lächerlichen Spritztouren durch den Kau-
kasus und die libysche Wüste vergleichen 
könnte, konstatierte damals Wolfgang 
Harich an gleicher Stelle.

Eingetroffene Prognosen
Was honorige Berliner Blätter vor 60 Jahren voraussahen

Die gegenwärtige bundesdeutsche Außen-
politik, auch die von Barack Obama mit 
einigen neuen Akzenten versehene Strate-
gie der USA, bestätigen die Feststellungen 
von 1949. Zur Zeit werde nahe Kabul mit 

Unterstützung des Bundesverteidigungs-
ministers die größte und bedeutendste 
Kommandozentrale für den Mittleren Osten 
einschließlich Luftwaffenbasis ausgebaut, 
konnte man einer Sendung von „Phoenix“ 
entnehmen.
Das „Roland-Tagebuch“ teilte gleichfalls 
schon 1949 mit: „Senator W. R. Poage aus 
Texas hält für das Gebot der Stunde, eine 
Armee aus deutschen Söldnern als Boll-
werk gegen Rußland zu schaffen.“
Vor kurzem war der SPD-Mann Steinmeier, 
BRD-Außenminister mit schattigem BND-
Hintergrund, wieder einmal am Hindu-
kusch unterwegs, um die „Männer“ der 
Bundeswehr zu weiterem Kriegsspiel zu 
ermuntern. Der Mann will Kanzler wer-
den. Seine Partei wurde schon 1949 von 
Leo Menter in der „Weltbühne“ daran 
erinnert, „seit einem Menschenalter den 
Kapitalisten die Pferde zu halten und hin-
terher entlassen zu werden“.
Andere Parallelen? „Die Weltwirtschafts-
krise zieht hoch am Horizont unseres 
Zeitraumes. Es sind genau 20 Jahre her, 
da fing es auch so an. Erst mit Verdunke-
lung der Aussichten, und dann kam das 
Unwetter. Schwarzer Freitag 1929. Bis 
1932 war nichts zu machen“, konstatierte 
die „Weltbühne“ vor 60 Jahren. Heute pro-
gnostizieren honorige Wirtschaftsexper-
ten ebenfalls ein Anhalten der wabernden 
Krise über Jahre. Wir leben noch immer 

oder als Ostdeutsche leider schon wieder 
im Kapitalismus!
Szenenwechsel: Leipziger Herbstmesse 
1949. „Kein Geschäftsmann aus der Bizone 
oder aus den Westsektoren Berlins sollte 

dort ausstellen“, forderte der „Tages-
spiegel“. „Der Westen geht nicht nach 
Leipzig“, geiferte der „Sozialdemokrat“. 
„Jeder westdeutsche Gast sanktioniert 
den kommunistischen Terror in der Ost-
zone, weil er durch seinen Besuch die 
kommunistischen Institutionen aner-
kennt“, giftete der „Telegraf“. 
Doch ein „illegaler“ Besucher aus West-
berlin schrieb in einem Leserbrief: „Mit 
welchem Ekel über die abgrundtiefe 
Gemeinheit der westlichen Hetze gegen 
den ehrlichen demokratischen Aufbau 
des Ostens kehre ich zurück zu den 
Fleischtöpfen unserer freien Wirtschaft!“ 
Jahrzehnte hielt der westdeutsche Wirt-
schaftsboykott gegen die DDR an.
Abermaliger Szenenwechsel: Goethes 
200. Geburtstag. Der Herr Geheimrat 
hatte im „Faust“ festgestellt: „Nein, er 
gefällt mir nicht, der neue Bürgermeister. 
Seit er im Amt ist, wird er täglich drei-
ster.“ Der Oberbürgermeister der Stadt 
Frankfurt am Main, Herr Dr. Kolb, riet 
1949 Thomas Mann ab, einer Einladung 
des Goethe-Ausschusses zu folgen, denn 
„Weimar liegt in der Ostzone“. Er könne 
„Schwierigkeiten in seiner Wahlheimat 
nicht ausschließen“. Man attackierte den 

Autor der „Buddenbrooks“, weil er in den 
Osten zu Goethe ging. Er sei „ein gewese-
ner deutscher Schriftsteller“, zitierte die 
„Weltbühne“ die Rufmörder. 
Ein RIAS-Theater- und Filmkritiker namens 
Friedrich Luft bezeichnete Arnold Zweig, 
Bertolt Brecht, Anna Seghers, Johannes 
R. Becher und Ludwig Renn als „pajokge-
nährte Staatssänger“. Wolfgang Harich 
spießte auch das auf.
Die antikommunistische Kulturbeflissen-
heit hält bis heute an. Die Kanzlerin eröff-
nete in Berlin eine Jubelausstellung „60 
Jahre – 60 Werke“, von der DDR-Künstler 
ausgeschlossen wurden. Der „Tagesspie-
gel“ resümierte: „,Bild‘ im Verein mit vor-
nehmlich pensionierten westdeutschen 
Museums- und Feuilletongranden wollte 
ausschließlich die künstlerischen Errun-
genschaften auf der Basis des Artikels 
5, Absatz 3 des Grundgesetzes feiern: 
Deshalb haben Werke aus dem anderen 
Deutschland nichts in der Ausstellung 
zu suchen, so die Schlußfolgerung von 
Walter Smerling, dessen Bonner Stiftung 
Kunst und Kultur die Schau organisierte.“ 
Da bleibt ein Wort von Jaques Roux aktu-
ell, das er während der Französischen 
Revolution prägte: „Die Freiheit ist nur ein 
Phantom, wenn eine Klasse imstande ist, 
die andere auszuhungern, wenn der Rei-
che durch Monopol das Recht auf Leben 
und Tod der Armen hat.“  Hans Horn

Zeichnung: Heinrich Ruynat
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BERLIN (Eigener Bericht). Der deutsche 
Auslandsgeheimdienst sagt massive 

Verschiebungen im globalen Mächtegefüge 
voraus und verlangt „eine geostrategische 
Debatte in Deutschland“. Der Zusammen-
bruch der westlichen Volkswirtschaften, 
dessen Ende bislang nicht absehbar ist, 
könne den Aufstieg Chinas sowie den 
Abstieg des langjährigen Hauptverbünde-
ten der Bundesrepublik, der Vereinigten 
Staaten, dramatisch beschleunigen, heißt 
es in einer vertraulichen BND-Studie. Das 
Geheimdienstpapier wird gegenwärtig in 
Berlin diskutiert und ist jetzt auszugs-
weise in die Presse lanciert worden, um 
die Öffentlichkeit auf mögliche weltpoli-
tische Umwälzungen vorzubereiten. „Eine 
langanhaltende globale Krise“ könne der-
zeit nicht ausgeschlossen werden, urteilt 
der BND, der „Massenarbeitslosigkeit und 
Wanderungsbewegungen in einem bisher 
unbekannten Ausmaß“ sowie stark eska-
lierenden Nationalismus und schwerste 
internationale Spannungen für diesen 
Fall einkalkuliert. Eine maßgebliche 
Frage sei, ob es gelinge, Rußland an den 
Westen zu binden, oder ob Moskau zum 
chinesischen Gegner überlaufe, heißt es 
in dem Papier über die künftigen globa-
len Konfliktkonstellationen.
Die als „vertraulich“ klassifizierte BND-
Studie, die sich mit den Auswirkungen 
der Weltwirtschaftskrise auf das globale 
Mächtegefüge befaßt, wird seit dem Früh-
jahr in Berliner Regierungskreisen disku-
tiert. Kernaussagen des Papiers werden 
nun in der Fachzeitschrift „Internationale 
Politik“ referiert – wie es heißt, um „eine 
geostrategische Debatte in Deutschland 
anzufachen“. „Die Weltwirtschaftskrise“, 
ist in der Vorbemerkung der Zeitschrift zu 
lesen, „beschleunigt den Anbruch des viel 
zitierten ‚asiatischen Jahrhunderts‘. Das 
globale Machtgleichgewicht verschiebt 
sich nach Osten.“ Verschiedene Szena-
rien zu der Frage, wie diese Verschiebung 
vonstatten gehen werde, hat der BND in 
seiner Studie entwickelt. „Wir erleben 
möglicherweise eine Metamorphose der 
Geopolitik“, resümiert BND-Präsident 
Ernst Uhrlau die erwarteten folgen-
schweren Umbrüche im internationalen 
Staatensystem – unter Rückgriff auf tra-
ditionsreiches Vokabular: Erwägungen 
über „Geopolitik“ begleiteten im letzten 
Jahrhundert die beiden deutschen Ver-
suche, die Weltmacht zu erobern. Nach 
dem Zweiten Weltkrieg jahrzehntelang 
außer Gebrauch, erleben sie seit den 90er 
Jahren eine Renaissance.
„Szenario 1“ der BND-Studie geht „von 
einer Beruhigung der Lage an den Märk-
ten und einer Rückkehr des Vertrauens 
in die Weltwirtschaft“ aus. Zwar könnten 
die Vereinigten Staaten in diesem Falle 
wohl ihre Vormachtstellung „noch eine 
Zeit“ halten; doch werde dies „am ste-

Der BND geht von drei Szenarien aus
Wie man in Geheimdienstkreisen die internationale Entwicklung beurteilt

ten Aufstieg Chinas“ laut BND „nichts 
ändern“. „Die Gewichte zwischen den gro-
ßen Blöcken USA, EU und China“ werden 
sich unvermeidlich „langsam nach Osten“ 
verschieben, sagt der deutsche Auslands-
nachrichtendienst voraus. „Szenario 1“, 
mit dessen Eintreten die Autoren selbst 
nicht rechnen, umfaßt wegen des Auf-
schwungs auch steigende Rohstoffpreise, 
die bedeutenden Rohstoffexporteuren wie 
Rußland, den arabischen Staaten, Iran 
und Venezuela erweiterte politische Spiel-
räume verschafften – „mit allen Vor- und 
Nachteilen“, heißt es in dem Papier. Vor 
allem Venezuela und Rußland könnten 
dies nutzen, um „politisch selbstbewuß-
ter aufzutreten“, warnt der BND.
„Szenario 2“ (das „China-Szenario“) gestaltet 
sich nach Auffassung des BND „wesent-
lich unangenehmer“. Demnach könnten 
die beispiellosen US-Billionenspritzen 
völlig verpuffen, es könnten, ausgelöst 
durch die berüchtigte US-Kreditkarten-
Überschuldung, neue „Finanzblasen“ 
platzen und die Wirtschaft noch weiter 
in den Abgrund reißen. Gelinge es China, 
seine technologische Aufholjagd trotz der 
Zusammenbrüche im Westen fortzuset-
zen, dann werde es „sehr schnell in Asien 
zur dominierenden Macht aufsteigen“. 
Während die USA „ihren Aktionsradius 
schon aus Kostengründen schneller als 
geplant einschränken“ müßten, könne 
Beijing auf Weltebene auftrumpfen. „Je 
stärker China und je schwächer die USA 
erscheinen“, desto klarer dürften sich viele 
Staaten „politisch nach Osten ausrich-
ten“, fürchtet der BND. Als entscheidend 
gilt in diesem Fall die Frage, wohin sich 
Rußland wenden wird. Der Auslandsnach-
richtendienst hofft, Moskau werde sich 
nach Westen halten, „um einer Rolle als 
Juniorpartner des aufsteigenden China 
zu entgehen“. Es sei aber auch denkbar, 
daß sich Rußland „offensiv an Peking 
anlehne“. Dieser Fall beschäftigt die 
„Strategic Community“ in Berlin schon 
länger; im letzten Jahr spekulierte die 
Bundesakademie für Sicherheitspolitik 
bereits offen über eine „drohende bewaff-
nete Auseinandersetzung“ zwischen West 
(EU, USA) und Ost (China, Rußland).
Während die Geheimdienstler offiziell 
eine Entwicklung zwischen den Szena-
rien 1 und 2 erwarten, wollen sie auch 
Tendenzen erkannt haben, die auf „Sze-
nario 3“ deuten. Es sagt „eine lang anhal-
tende globale Krise“ voraus, die zu einer 
weitreichenden Renationalisierung der 
Weltwirtschaft führe. In der Tat sind 
die Ein- und Ausfuhren Deutschlands, 
Chinas und Japans in den vergange-
nen Monaten dramatisch eingebrochen. 
Dauere die Krise an, dann könne sich 
in den Rohstoffländern wegen ausblei-
bender Exporte „politische Instabilität“ 
ausbreiten. Auch China sei in diesem Fall 

von „Massenarbeitslosigkeit und Wan-
derungsbewegungen in einem bisher 
unbekannten Ausmaß“ bedroht. Der BND 
rechnet damit, daß China – wie überdies 
auch Rußland – dazu übergehen könne, 
„mit nationalistischen Tönen“ innere 
„Aggressionen nach außen zu lenken“, 
eventuell sogar gegenüber dem Westen. 
„Es gehört wenig Phantasie dazu, sich 
die daraus folgenden Konflikte etwa mit 
den USA auszumalen“, heißt es über das 
Weltkriegspotential von „Szenario 3“.
Die drei BND-Szenarien verdeutlichen 
Grundlinien der Debatte, die in Berlin 
über die weltpolitischen Entwicklungen 
der kommenden Jahre und Jahrzehnte 
geführt wird. Die wenigen Elemente der 
Studie, die der Öffentlichkeit mitgeteilt 
wurden, blenden Krisentendenzen inner-
halb Deutschlands – auch hier wächst 
der Nationalismus – ebenso aus wie das 
außenpolitische Aggressionspotential 
Berlins. Immerhin läßt der Initiator 
der Studie einiges über hierzulande zu 
erwartende Entwicklungen erkennen. 
Nicht einer von den etablierten Berliner 
Polit-Thinktanks oder eine der großen 
Stiftungen privater Konzerne haben der 
Bundesregierung die Studie über die zu 
erwartenden Verschiebungen im weltwei-
ten Mächtegefüge vorgelegt, sondern der 
Auslandsgeheimdienst, dessen Einfluß in 
den letzten zehn Jahren ohnehin deutlich 
gewachsen ist. Als zentrale Stichwort-
geber erweisen sich damit einmal mehr 
nicht das zivile Berliner Establishment, 
sondern Repressionsbehörden und Spio-
nageapparate.

Aus: Informationen zur Deutschen Außen-
politik, info@german-foreign-policy.com, 
19. 6. 2009 Titel: RF

Am 16. September um 14 Uhr spricht 
Horst Parton, Vorsitzender von ISOR 
e. V., auf einer gemeinsamen Veran-
staltung des RF-Leserkreises, von 
GBM und ISOR in Potsdam, „Stern-
zeichen“, Galileistraße 37, zum Thema  

Aktuelle politische Entwicklungen

Die RF-Regionalgruppe Dresden lädt 
für den 12. September um 10 Uhr in 
die „Drogenmühle“ Heidenau, Dresdner 
Straße 26, ein. 
Dr. Norbert Podewin spricht über das 
Thema

Droht ein neuer Faschismus?
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Schachfiguren im antichinesischen Spiel

Beijings erste Marssonde vor dem Start
Reich der Mitte bald im Anflug auf den roten Planeten

Beijing hat in den vergangenen Jahr-
zehnten enorme Anstrengungen 

unternommen, um die Entwicklung in der 
westchinesischen Region Xinjiang vor-
anzutreiben. Deren Hauptstadt Urumqi 
konnte sich zu einer modernen Metropole 
entwickeln. Die Beziehungen zwischen 
Han-Chinesen und Uiguren – einer der 
vielen nationalen Minderheiten, die auf 
dem riesigen Territorium leben – werden 
trotz gezielter Förderung aller kleineren 
Völkerschaften Chinas durch die Zentral-
regierung von im Ausland gesponnenen 
Intrigen einer 5. Kolonne imperialistischer 
Mächte belastet. Bei den jüngsten heftigen 
Zusammenstößen waren 192 Tote und 1721 
Verletzte zu beklagen. Die meisten Opfer 
erwiesen sich als Han-Chinesen.
Dank des energischen Einschreitens der 
chinesischen Polizei konnten die Unruhen 
inzwischen unter Kontrolle gebracht wer-
den. Es besteht kein Zweifel, daß imperia-
listische Geheimdienste bei dieser Orgie 
der Gewalt im Hintergrund Regie geführt 
haben. Auch gewisse Korrespondenten 
westlicher Medien gossen nach Kräften 
Öl ins Feuer. 
Als ein bereits erprobtes Werkzeug diente 
den Drahtziehern der sogenannte Weltkon-

Chinas erste Marssonde wird den Här-
tetest von fast neun Stunden im eisigen 

totalen Schatten des roten Planeten wäh-
rend ihrer einjährigen Erkundungsmission 
zu bestehen haben. Das Solarsystem von 
Yinghuo 1 wird in dieser kritischen Phase 
völliger Dunkelheit kein Sonnenlicht zur 
Stromerzeugung an Bord bekommen. Wie 
Chen Changya vom Shanghaier Institut 
für Satellitentechnik berichtete, wird ein 
Teil der Aggregate dann aus Gründen der 
Energieersparnis abgeschaltet und deren 
Neustart bei Wiedereintreten in die Sphäre 
der Sonnenbestrahlung erfolgen. Laufe 
dabei etwas schief, würde der künstliche 
Raumkörper „erfrieren“, wie es seinerzeit 
der Phoenix-Landekapsel erging, die auf 
der Marsoberfläche erlosch.
Chen zeigte sich erleichtert, daß der 110 kg  
schwere Mikrosatellit die Laboratoriums-
tests im Februar unter simulierten Mars-
bedingungen (260 Minusgrade bei völliger 
Dunkelheit) gut bestanden hat. Das Team 
des chinesischen Wissenschaftlers konnte 
die Entwicklung des Flugkörpers in nur  
23 Monaten abschließen. Nach Beendi- 
gung der Forschungsphase werde Ying- 
huo 1 zu Verträglichkeitstests nach Mos-
kau auf den Weg gebracht. Im Oktober 
solle die Marssonde dann vom Raumflug-
bahnhof Baikonur in Kasachstan gestartet 

greß der Uiguren (WUC), der seinen Sitz 
nahe der bayerischen Landeshauptstadt 
München hat, wo dann auch prompt ein 
Brandanschlag gegen das dortige Gene-
ralkonsulat der VR China verübt wurde. 
Das Ziel der „uigurischen Befreiungsbe-
wegung“ entspricht haargenau der vom 
Dalai Lama und dessen Hintermännern in 
bezug auf Tibet verfolgten Linie. Es geht 
um die territoriale Abtrennung von China. 
Auf der jüngsten Generalversammlung 
des WUC, die aufschlußreicherweise in 
der USA-Bundeshauptstadt Washington 
stattfand, wurde unmittelbar vor den 
Unruhen in Urumqi zu Kundgebungen 
gegen Beijing aufgerufen.
An der Spitze der die „uigurischen Patri-
oten“ vom Ausland her offiziell unter-
stützenden Gruppen steht die in den USA 
lebende 62jährige Multimillionärin Rewiya 
Kadeer. Sie fungiert als WUC-Präsidentin. 
Ihre Autobiographie trägt den Titel: „Die 
Himmelstürmerin, Chinas Staatsfeindin 
Nr. 1“. Im August 1999 war die erfolgreiche 
Unternehmerin und Vorsitzende der Han-
delskammer von Xinjiang wegen erwiese-
ner Wühltätigkeit gegen die Volksmacht 
durch die Organe der VR China verhaf-
tet und später zu acht Jahren Gefängnis 

werden. Nach zehnmonatiger Reise wird 
sich das in China entwickelte Gerät von 
der russischen Landefähre Phobos-Grunt 
im Mars-Orbit lösen, während diese ihren 
Flug zu Phobos – dem großen der beiden 
Monde des Planeten – fortsetzt.
Obwohl sich China auf die russische Raum-
fahrttechnologie stützt, betrachtet es die 
Entsendung des Mikrosatelliten als einen 
Meilenstein auf dem Weg der tieferen Kos-
mos-Erforschung.
„Wenn Yinghuo 1 den Mars-Orbit erreicht 
und gut funktioniert, wird China neben 
den USA, Rußland und Europa das vierte 
Land oder die Region sein, die jemals mit 
Erfolg eine solche Sonde gestartet hat“, 
erklärte Pang Zhihao von der Akademie für 
Raumfahrttechnologie der fernöstlichen 

verurteilt worden. Nach eigenen Angaben 
hatte sie „Informationen zur Verfolgung 
der Uiguren durch Beijing“ über China 
bereisende USA-Kongreßabgeordnete nach 
Washington bringen lassen. Zur Bedingung 
einer vorzeitigen Haftentlassung mach-
ten die Behörden Kadeers Ausreise in die 
Vereinigten Staaten, wohin sich ihr zwei-
ter Mann bereits früher abgesetzt hatte.
Ohne Zweifel sind die Unruhen in Urumqi 
nicht – wie von den ZDF-Hanos und ihres-
gleichen behauptet wird – „spontan aus-
gebrochen“, sondern von langer Hand 
vorbereitet worden. 
Wie 1989 auf dem Platz des Himmlischen 
Friedens, als die Konterrevolution fast 
zeitgleich mit entsprechenden Operationen 
geheimdienstgelenkter „Bürgerrechtler“ 
in den osteuropäischen sozialistischen 
Ländern auch in Beijing inszeniert wer-
den sollte, haben sich die chinesischen 
Machtorgane einmal mehr der Situation 
gewachsen gezeigt und den schwelenden 
Brand gelöscht. Zugleich ist davon auszu-
gehen, daß die ferngesteuerten subversi-
ven Aktivitäten unter Ausnutzung natio-
nalistischer Vorurteile und bestehender 
Unterschiede ihre Fortsetzung finden 
dürften. K. S.

Volksrepublik. Die Entfernung zwischen 
Mars und Erde beträgt – je nach Position 
beider Himmelskörper – zwischen 56,7 und 
400 Millionen Kilometern. Es wird damit 
gerechnet, daß Yinghuo 1 im September 
2010 die ersten Bilder vom roten Planeten 
übertragen wird.

RF, gestützt auf Beijing Review

Das Ostdeutsche Kuratorium von 
Verbänden e. V. lädt am 3. Oktober ab 
10.30 Uhr zu einer Protestveranstal-
tung in die UCI-Kinowelt, Landsberger 
Allee 54, in Berlin aus Anlaß des 
Anschlusses der DDR an die BRD ein. 
Ab 14.30 Uhr findet am Spanienkämp-
fer-Denkmal im Volkspark Friedrichs-
hain eine Kundgebung statt.

Die RF-Regionalgruppe Gera lädt für 
den 10. Oktober zu einer festlichen 
Veranstaltung aus Anlaß des 60. 
Gründungstages der Deutschen 
Demokratischen Republik in das 
Volkshaus Gera-Zwötzen, Liebschwit-
zer Straße 131, herzlich ein.  
Beginn: 11 Uhr 
Es spricht der stellvertretende Vorsit-
zende des RF-Fördervereins Prof. Dr. 
Götz Dieckmann. Dem schließen sich 
ein Dia-Ton-Vortrag und mehrere kurze 
Beiträge an. 
Unterstützer sind die DKP Thüringen, 
die KPD Thüringen und andere linke 
Vereinigungen. 
Die gastronomische Versorgung ist 
gewährleistet.
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Brasiliens Landlose geben nicht auf

Kubas Agrarreform – Vorbild für Lateinamerika

Im Januar 1984 wuchsen in Brasilien die 
Massenbewegungen stürmisch an. Die 

Arbeiterklasse reorganisierte ihre größer 
werdenden Kräfte. Die im Untergrund wir-
kenden Parteien, darunter auch die der Kom-
munisten (PCB und PCdoB), waren bereits 
auf der Straße. Wir hatten eine Teilamnestie 
erreicht und die Mehrheit der ins Ausland 
Vertriebenen war zurückgekehrt.
Die Arbeiterpartei (PT), die Vereinigte Arbei-
terzentrale (CUT) und der von den Kommu-
nisten ins Leben gerufene Nationalkongreß 
der Arbeiterklassen (CONCLAT), der sich 
später der CUT anschloß, hatten sich schon 
formiert. Kreise der von der Befreiungs-
theorie inspirierten christlichen Kirchen 
erweiterten ihre Arbeit, um Bewußtsein und 
Basiskerne zur Verteidigung der Armen zu 
schaffen. Überall war der Enthusiasmus 
groß, denn die Diktatur war gestürzt wor-
den, und die brasilianische Arbeiterklasse 
befand sich in der Offensive, kämpfte und 
organisierte sich.
Auf dem Land durchlebten die Bauern das 
gleiche Klima und dieselbe Offensive. Zwi-
schen 1979 und 1984 gab es in ganz Brasi-
lien Landbesetzungen. Die Posseiros, die 
Landlosen, die ländlichen Lohnempfänger 
verloren die Angst und begannen zu kämp-
fen. Sie wollten nicht mehr wie Ochsen, die 
zur Schlachtbank geführt werden, in die 
Stadt ziehen (um mit diesem Ausdruck an 
unseren uruguayischen Dichter Zitarroza 
zu erinnern).
Die Frucht von alledem zeigte sich im Januar 
1984 beim Treffen in Cascabel, das von der 
CPT (Kommission der Seelsorger des Land-
strichs) und den Anführern der Kämpfe um 
Land aus 16 brasilianischen Staaten ange-
regt wurde. Wir gründeten nach fünftägi-
gen Debatten den MST: die Bewegung der 
Landlosen.
Unsere Ziele waren klar: Die Organisierung 
einer Massenbewegung auf nationaler Ebene, 
die den kleinen Bauern das Bewußtsein 

schärfen soll, damit sie für eigenen Boden, 
für eine Landreform (breitere Veränderun-
gen in der Landwirtschaft ins Auge fassend), 
für eine gerechte Gesellschaft kämpfen. Wir 
wollten schließlich die Armut und die gesell-
schaftliche Ungleichheit zurückdrängen. Und 
der Hauptgrund für diese Situation war die 
Konzentration des Grundbesitzes, der als 
Latifundio bekannt ist.
Weder hatten wir irgendeine Ahnung, ob dies 
möglich ist, noch wie lange wir zum Errei-
chen unserer Ziele brauchen würden.
Seitdem sind 25 Jahre vergangen. Viel Zeit. 
Es waren Jahre großer Mobilisierungen, 
vieler Schlachten und einer konstanten 
Hartnäckigkeit des „Immer-Kämpfens und 
Mobilisierens“ gegen die großen Besitzer von 
Grund und Boden.
Dafür bezahlten wir teuer. Während der 
Regierungszeit Collors wurden wir hart 
unterdrückt. Die Bundespolizei richtete eine 
Spezialabteilung für uns ein. Danach, mit dem 
Sieg des Neoliberalismus der Regierung Hen-
rique Cardosos, gab es grünes Licht  für die 
Großgrundbesitzer und deren Provinzpolizei, 
die Bewegung anzugreifen. Und innerhalb 
kurzer Zeit kam es zu zwei Massakern: in 
Corumbiara und Carajás. Im Verlauf dieser 
Jahre starben Hunderte von Landarbeitern 
für ihren Traum von freiem Boden.
Aber wir kämpften weiter. Wir wollten mit 
der Wahl Lulas zum Präsidenten Brasiliens 
diese Entwicklung aufhalten. Wir hatten 
die Hoffnung, daß sein Wahlsieg ein neues 
Anwachsen der Massenströmungen aus-
lösen könnte, so daß die Bewegung für die 
Landreform an Kraft gewänne. Doch es gab 
keine Reforma Agraria während der Lula-
Regierung. Im Gegenteil: Die internationalen 
Kapital- und Finanzkräfte weiteten mittels 
ihrer transnationalen Unternehmen die 
Kontrolle über die brasilianische Landwirt-
schaft aus. Heute ist der größte Teil unse-
res Reichtums, unserer Produktion und der 
Verteilung landwirtschaftlicher Güter unter 

Kontrolle dieser Konzerne. Sie verbündeten 
sich mit den Großgrundbesitzern und führ-
ten das Ausbeutungsmodell des Agrarhan-
dels ein. Viele ihrer Sprecher beeilten sich, 
in den Kolumnen der bürgerlichen Presse 
zu verkünden, der MST werde zu existieren 
aufhören. Ein doppelter Irrtum.
Die Hegemonie des Finanzkapitals und der 
Transnationalen über die Landwirtschaft 
erreichte es glücklicherweise nicht, den 
MST zu erledigen. Aus nur einem Grund: 
Das Agrargeschäft ist keine Lösung für die 
Probleme der Millionen Armen, die auf dem 
Land leben. Und der MST ist Ausdruck ihres 
Befreiungswillens.
Der Kampf für die Agrarreform, der frü-
her nur auf der Besetzung von Flächen der 
Latifundieneigner basierte, zeigt sich heute 
komplexer. Wir müssen gegen das Kapital 
kämpfen; gegen die Herrschaft der transna-
tionalen Unternehmen. Und die Agrarreform 
ist nicht mehr jenes klassische Mittel, um 
riesigen Großgrundbesitz zu enteignen und 
die Anteile an die armen Bauern zu verteilen. 
Jetzt hängen die Veränderungen auf dem 
Land, um die Armut, die Ungleichheit und 
die Konzentration von Reichtum zu bekämp-
fen, nicht nur vom Eigentum an Grund und 
Boden, sondern auch vom Produktionsmo-
dell ab. Heute sind die internationalisierten 
Unternehmen, welche die Weltmärkte beherr-
schen, unsere Feinde. Das bedeutet, daß die 
Bauern immer mehr vom Bündnis mit den 
Arbeitern in den Städten abhängen werden, 
wollen sie weiter vorankommen.
Zum Glück erwarb der MST in diesen Jah-
ren Erfahrungen, notwendiges Wissen zur 
Entwicklung neuer Methoden, neuer Formen 
des Massenkampfes, die die Probleme des 
Volkes lösen können. Joāo Pedro Stédile 

Übersetzung: Isolda Bohler

Der Autor des in „Resumen Lationoameri-
cano“ erschienenen Beitrags ist der Leiter 
der Landlosenbewegung MST.

Wenige Monate nach dem Einzug der 
„Barbudos“ in Havanna – am 17. Mai 

1959 – unterzeichnete Fidel Castro in der 
Sierra Maestra das Erste Dekret über die 
Agrarreform. Der Boden wurde überwie-
gend in die Hände jener gelegt, die ihn bear-
beiteten. Dieser Schritt bedeutete das Ende 
des als Latifundium bezeichneten riesigen 
Grundbesitzes. Zuvor hatten sich die besten 
Flächen im Eigentum ausländischer Kon-
zerne befunden. Der Löwenanteil gehörte 
USA-Agrarkapitalisten. Sie entrichteten an 
den kubanischen Staat keinerlei Steuern oder 
Abgaben. Existenzsichernde Löhne wurden 
nirgends gezahlt.
Bei der Enteignung erfaßte man zunächst 
nur Betriebe mit einer Größe von mehr als 

420 ha. Es waren 5,6 Millionen ha Land 
betroffen. Die Agrarreform bildete den 
Ausgangspunkt für alle weiteren sozialen 
Umgestaltungen in Kuba. 
Das U.S. State Department (Außenministe-
rium) reagierte sofort. Es verlangte „rasche, 
angemessene und bare Entschädigung“. 
Doch es gab auch andere Mittel, um solchen 
Forderungen Nachdruck zu verleihen – vom 
Einfrieren der US-Auslandshilfe über die Sen-
kung der Importquote kubanischen Zuckers 
durch Washington bis zum Niederbrennen 
von Zuckerrohrplantagen und die Rohware 
verarbeitenden Fabriken auf der Insel.
Während die Bauern erstmals ein eigenes 
Stück Land erhielten, wurde die für Kuba 
typische Monokultur Zuckerrohr Schritt für 

Schritt überwunden. Man baute nun auch 
Kaffee, Reis und Tabak an. Die Produktion 
von Fleisch und Zitrusfrüchten erlangte 
Gewicht. Am 3. Oktober 1963 konnte ein zwei-
tes Agrarreformgesetz beschlossen werden. 
Es verringerte den zulässigen Privatbesitz 
auf nunmehr 66 ha. Damit wurde auch die 
ländliche Bourgeoisie ausgeschaltet.
Die bereits vor 50 Jahren in Angriff genom-
menen revolutionären Veränderungen – sie 
wurden durch günstige Bankkredite und 
wirksame Entschädigung bei Naturkata-
strophen ergänzt – war ein entscheidender 
Ausgangspunkt für den Sieg der kubanischen 
Revolution, dessen Unterpfand die Einheit 
von Arbeitern und Bauern ist.

RF, gestützt auf „Granma“, Havanna 
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Bacardi – Rum-Marke oder Räuberbande?
Über Versuche, den echten Havana Club vom Markt zu verdrängen

Grenada: Flughafen Maurice Bishop

Denkst Du, Bacardi ist cool? Denkst Du, 
Bacardi ist kubanisch? Denk noch ein-

mal nach! Denk nach, bevor Du trinkst – 
was Du über Bacardi wissen solltest: Die 
Werbung von Bacardi enthält viel über 
seinen kubanischen Ursprung. Tatsächlich 
ist Bacardi kein Freund Kubas, sondern 
vielmehr eine mächtige multinationale 
Kraft, ganz versessen darauf, die kuba-
nische Revolution zu zerstören.
Das Vermögen der Bacardi-Familie wird 
auf 1,8 Milliarden US-Dollar geschätzt. 
Ein Großteil davon ist im vorrevolutio-
nären Kuba durch die Ausbeutung der 
Zuckerarbeiter angehäuft worden.
Bacardis Webseiten im Internet und seine 
Werbung sind mit Lyrik über das Kuba 
der 50er Jahre durchsetzt: „Bacardi-Rum, 
schöne Frauen, ansehnliche Männer, ele-
gante Spielkasinos. Bezaubernde Nacht-
klubs mit den prächtigsten Showgirls 
der Welt.“ Havanna war allerdings ein 
Kasino und Bordell für eine sehr kleine 
korrupte kubanische Oberschicht, für 
die US-Geschäftsleute, die Kubas Wirt-
schaft beherrschten, und für die Mafia. 
Aber unterdessen lebte die Mehrheit der 
größtenteils städtischen Bevölkerung 
Kubas in Hütten ohne fließendes Wasser 
oder Strom; ein Drittel war arbeitslos oder 
teilweise ohne Arbeit, 14 % hatten Tuber-
kulose und 43 % waren Analphabeten. In 
den 50er Jahren ermordete Batistas Armee 
20 000 Kubaner bei deren Versuchen, dem 
glamourösen Lebensstil der „Eliten“ ein 
Ende zu setzen. 
Es ist wenig verwunderlich, daß die Ba-
cardi-Familie und ihr Gefolge während 
der Revolution aus Kuba flohen. 1960 ent-
eignete diese das kubanische Vermögen 
von Bacardi, welches auf 67 Millionen 
US-Dollar (1960) geschätzt und nunmehr 
zum Nutzen des gesamten kubanischen 
Volkes verwendet wurde. Bacardi lehnte 

Am 29. Mai – dem 65. Geburtstag Mau-
rice Bishops – wurde der Internationale 

Flughafen des karibischen Inselstaates 
Grenada nach diesem herausragenden 
Revolutionär und Staatsmann benannt. 
Tausende Bürger des nur 110 000 Ein-
wohner zählenden Landes nahmen an der 
feierlichen Zeremonie teil. Viele von ihnen 
trugen T-Shirts mit Bishops Porträt und 
den Worten: „Ein Traum wurde wahr.“
Am 25. Oktober 1983 hatte USA-Präsident 
Ronald Reagan am Rande eines Golf-
spiels den Befehl zum Überfall auf das 
mit Kuba und anderen sozialistischen 
Ländern – darunter der DDR – eng ver-
bundene Grenada erteilt. 7000 Angehö-

ein Angebot der kubanischen Regierung, 
über eine Entschädigung zu verhandeln, 
ab und zog es vor, sich mit dem US-Impe-
rialismus, der Mafia und gewinnsüchtigen 
Terroristen zu verbinden, um die Revolu-
tion zu Fall zu bringen.

Diese stellte Gesundheitsversorgung, Bildung 
und soziale Gerechtigkeit für alle Kubaner 
bereit. Während der Blütezeit von Bacardi 
in Kuba lag die Kindersterblichkeit bei 60 
je 1000 Lebendgeburten. Heutzutage lautet 
diese Zahl 6,9, trotz der durch eine 40jäh-
rige, von Bacardi verteidigten US-Blockade 
aufgezwungenen Entbehrungen. Kuba ist 
eines der am besten alphabetisierten Län-
der der Welt. Diese Errungenschaften sind 
es, die Bacardi zerstören möchte.
Bacardi gehört zu den wichtigsten finanzi-
ellen Unterstützern einer rabiaten konter-
revolutionären Exilorganisation mit Basis 
in Miami, der Kuban American National 
Foundation (CANF). Sie ist für zahlreiche 

terroristische Handlungen, Morde und 
Sabotageakte gegen Kuba verantwortlich. 
CANF und ihre Unterstützer von Bacardi 
sind Teil eines Netzes der Verschwörung 
gegen Kuba, das andere rechtsgerichtete 
Exil-Kubaner, US-Politiker und die CIA 

umfaßt.
Der Bacardi-Anwalt Ignacio Sanchez, 
ein Mitglied der CANF, half beim Ent-
wurf der Kernpunkte des Helms-Burton-
Gesetzes gegen Kuba. Seine Vorschläge 
waren so bedeutsam, daß ein US-Senator 
bemerkte, das Gesetz könnte passen-
der als „Helms-Bacardi-Schutzgesetz“ 
bezeichnet werden.
1994 vereinbarte die Havana-Club-
Gesellschaft, Produzent kubanischen 
Rums, ein Joint-venture mit der franzö-
sischen Firma Pernod Ricard, um deren 
Getränke anzubieten und dringend 
benötigte Devisen für die kubanische 
Wirtschaft zu erhalten. Bacardi ver-
suchte Pernod davor zu warnen. Seitdem 
hat Bacardi erfolgreich Einfluß auf die 
US-Regierung genommen, eine Bestim-
mung, nämlich den Absatz 211, in die 
Haushaltsgesetzgebung einzufügen. 
Dieser erlaubt Bacardi im Widerspruch 

zu internationalen Handelsgesetzen, die 
Marke Havana-Club in den USA zu verwen-
den. Bei seinen Bemühungen, den echten 
kubanischen Havana Club vom Markt zu 
verdrängen, hat Bacardi sogar versucht, 
dessen Etikett zu stehlen.
Die Antwort auf diese Machenschaften 
sollte eine weltweite Kampagne zum Boy-
kott von Bacardi-Produkten und zum Kauf 
von Havana Club sein. Man muß dieses 
Imperium an seinem neuralgischen Punkt 
treffen: bei den Profiten.
Auch das ist ein Beitrag zur Verteidigung 
des kubanischen Volkes und der gewalti-
gen Errungenschaften, die die Revolution 
gebracht hat! RF

rige von Elitetruppen der Yankees fielen 
mordend und sengend über den kleinen 
Inselstaat her. Anlaß zum „Eingreifen“ 
war der Bau eben jenes internationalen 
Flughafens, der Grenada für Touristen 
attraktiv machen sollte.
Obwohl eine Firma aus Miami die 
Erschließungsarbeiten erbracht hatte, 
bevor kubanische Bauleute eintrafen, 
behauptete Reagan, es handele sich um 
die Errichtung einer sowjetischen Luft-
waffenbasis in der Karibik.
Der Augenblick der US-Intervention war 
gut gewählt: Unmittelbar zuvor hatten 
interparteiliche Gegenspieler Maurice 
Bishop, den Führer der antiimperialisti-

schen New-Jewel-Bewegung, und einige 
seiner engsten Vertrauten heimtückisch 
umbringen lassen. So erfolgte der Angriff 
auf ein de facto führerloses Land. 
Doch das Wirken des charismatischen 
Kämpfers für eine ausbeutungsfreie 
Entwicklung Grenadas geriet nicht in 
Vergessenheit, war doch in knapp drei-
einhalb Jahren Volksmacht Großes gelei-
stet worden. Daran erinnerte der jetzige 
Regierungschef Tillman Thomas, der mit 
der Namensverleihung ein im Wahlkampf 
abgegebenes Versprechen einlöste, bei der 
Einweihung des Internationalen Flugha-
fens Maurice Bishop. 

RF, gestützt auf „Workers World“ (USA)

Als Kuba noch das Bordell der USA war
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Finsteres Ränkespiel gegen Zelaya
Zur Rolle der USA beim Putsch in Honduras

Die Botschaft, die am frühen Morgen auf 
meinem Handy in Caracas erschien, 

lautete unmißverständlich: „Alarm! Staats-
streich in Honduras, Präsident Zelaya ent-
führt. Nachricht weiter verbreiten.“ Für die 
Honduraner, die sich gerade darauf vorbe-
reiteten, zum ersten Mal ihr Recht auf ein 
Referendum über die Einberufung einer 
verfassunggebenden Versammlung wahrzu-
nehmen, gab es ein hartes Erwachen. Dabei 
war dieses Referendum gar nicht bindend, 
sondern nur eine Meinungsumfrage zur 
Feststellung, ob eine Mehrheit der Stimm-
berechtigten des Landes den Beginn eines 
konstitutionellen Veränderungsprozesses 
wünscht oder nicht. 
Eine solche Initiative hatte es in diesem zen-
tralamerikanischen Staat, dessen derzeitige 
Verfassung faktisch keine Beteiligung des 
Volkes am politischen Meinungsbildungs-
prozeß vorsieht, bisher nicht gegeben. Auf 
dem Höhepunkt des schmutzigen Krieges 
der Reagan-Administration in Mittelame-
rika, bei dem Honduras eine Schlüsselrolle 
zu spielen hatte, war die jetzige Verfassung  
entworfen worden. Ihr einziger Auftrag: 
die ökonomische und politische Macht der 
Herrschenden und deren Privilegien zu 
garantieren.
Der 2005 als Kandidat der eng mit der 
FDP der BRD verzahnten Liberalen Partei 
gewählte Präsident Manuel Zelaya, der sich 
dem Lager linksgerichteter lateinamerika-
nischer Politiker zuwandte, hatte die Mei-
nungsumfrage vorgeschlagen, um sich zu 
vergewissern, ob die Mehrheit der Bürger 
mit seinen Vorstellungen zu einer Verfas-
sungsreform übereinstimmt. Sein Projekt 
wurde von den meisten Gewerkschaften, 
den sozialen Bewegungen und anderen 
fortschrittlichen Kräften unterstützt. Bei 
überwiegender Zustimmung wäre parallel 
zu den im November anstehenden Präsi-
dentschaftswahlen das Referendum abge-
halten worden.
Doch die Reaktion schrie Zeter und Mor-
dio. Der Oberste Gerichtshof von Honduras 
erklärte auf Verlangen des Kongresses die 
Umfrage für illegal. Beide Institutionen 
befinden sich fest in der Hand gegen Zelaya 
gerichteter rechtskonservativer Kräfte. Das 
faktische Verbot des Referendums löste 
gewaltige Demonstrationen zugunsten des 
Präsidenten aus. Am 24. Juni setzte dieser 

den Chef der Streitkräfte, General Vásquez, 
ab, nachdem sich das Oberkommando gewei-
gert hatte, die beschlagnahmten Materi-
alien des Referendums freizugeben und 
zu verteilen. Das war offener Ungehorsam 
gegen den Staatschef, der wie in den USA 
militärischer Oberbefehlshaber ist. Um 
die Lage weiter zuzuspitzen, trat auch der 
Verteidigungsminister zurück.
Bereits am nächsten Tag setzte der Ober-
ste Gerichtshof General Vásquez wieder in 
sein Amt ein. Zehntausende Honduraner 
gingen in der Hauptstadt Tegucigalpa zur 
Unterstützung von Zelaya auf die Straße. 
Der rechtmäßige Präsident wurde am fol-
genden Morgen vom Militär festgenommen 
und ins Ausland verbracht. Die Ehefrau des 
gekidnappten Staatsoberhauptes, Xiomara 
Castro de Zelaya, prangerte den Überfall 
und die Entführung ihres Mannes an. Sie 
forderte die internationale Gemeinschaft 
auf, in Honduras die verfassungsmäßige 
Ordnung wiederherzustellen. 
Die linksgerichteten Präsidenten Boliviens 
und Venezuelas, Evo Morales und Hugo 
Chávez, gaben sofort öffentliche Erklä-
rungen ab, mit denen der Putsch scharf 
zurückgewiesen wurde. Am 24. Juni ver-
langten auch die anderen Mitgliedsländer 
der Bolivarianischen Alternative für die 
Amerikas (ALBA) auf einem außerordent-
lichen Treffen in Venezuela ein Ende der 
Untergrabung des demokratischen Prozes-
ses in Honduras.
Aus Tegucigalpa eintreffende Berichte 
besagten, die Situation ähnele in gewisser 
Weise jener vom April 2002 in Venezuela. 
Damals war Präsident Chávez ebenfalls 
von Putschisten entführt worden. Wäh-
rend die in der Hand seiner Gegner befind-
lichen Medien alle wahrhaften Informa-
tionen unterschlugen, begann das Volk zu 
demonstrieren, um letztlich die Aufrührer 
aus Kreisen des Militärs und des Unterneh-
merverbandes zurückzuwerfen, den Präsi-
denten zu befreien und die konstitutionelle 
Ordnung wiederherzustellen. 
Honduras, das jetzt zum Schauplatz des 
ersten Staatsstreichs seit 20 Jahren in Zen-
tralamerika und des ersten Putsches wäh-
rend der USA-Präsidentschaft Barack Oba-
mas geworden ist, war einer ganzen Serie 
von Militärinterventionen des Pentagons 
ausgesetzt. Die letzte ereignete sich in den 
80er Jahren, als Washingtons Todesschwa-
dronen und Paramilitärs zur „Abwendung 
der kommunistischen Gefahr“ in der Region 
operierten. Damals war der berüchtigte CIA-
„Diplomat“ John Negroponte US-Botschafter 
in Tegucigalpa. In jener Zeit verschwanden 
Tausende Antiimperialisten spurlos. 
Nach dem Putsch in Honduras wandte sich 
die Organisation Amerikanischer Staaten 
(OAS) in einem Kommuniqué gegen die 
Bedrohung der honduranischen Demokra-
tie. Sie entsandte sogar eine Delegation an 
den Ort des Geschehens. Auch seitens der 

EU wurden ähnliche Erklärungen abge-
geben. Philip J. Crowley, stellvertretender 
US-Außenminister, weigerte sich indes, die 
Position der Obama-Administration zum 
Putsch gegen Präsident Zelaya klar zu defi-
nieren, und übermittelte stattdessen eine 
zweideutige Erklärung, aus der zu entneh-
men war, Washington mache sich „Sorgen 
über den Abbruch des politischen Dialogs 
zwischen den honduranischen Politikern 
über die Verfassungsbefragung am 28. 
Juni“. Man dränge die Beteiligten, „eine 
abgestimmte demokratische Lösung“ zu 
suchen, „die mit der Verfassung und den 
honduranischen Gesetzen“ übereinstimme, 
lavierte das U.S. State Department zu Beginn 
des Dramas.
Alle Beteiligten sind sich darüber im klaren, 
daß Washington in Honduras die Hände im 
Spiel hat. Das Land ist total von den USA 
abhängig. Zu den Haupteinnahmequellen 
Tegucigalpas gehören die Geldüberweisungen 
in den Vereinigten Staaten lebender Hondu-
raner, die dort aufgrund eines Abkommens 
zeitweilig arbeiten dürfen. Erhebliche Mit-
tel überweist die als „Hilfsorganisation“ 
getarnte AID, deren Geheimdiensthinter-
grund bekannt ist. Sie gibt jährlich mehr 
als 50 Millionen Dollar für Programme zur 
„Förderung der Demokratie“ aus. Das Geld 
fließt in die Schatullen den US-Interessen 
wohlgesonnener politischer Parteien und 
Gruppierungen. Eine zentrale Rolle spielt 
die Pentagon-Basis im honduranischen 
Soto Cano, wo zahlreiche Kampfflugzeuge 
und Hubschrauber stationiert sind. Prä-
sident Zelaya, der den Kampf keineswegs 
aufgegeben hat, war durch seine Forderung 
nach Auflösung dieses US-Stützpunktes ins 
Fadenkreuz des Imperialismus geraten.
Die rechtmäßige honduranische Außenmi-
nisterin Patricia Rodas berichtete kurz nach 
dem Putsch gegen Zelaya, sie habe wieder-
holt versucht, Kontakt mit USA-Botschafter 
Hugo Llorens aufzunehmen. Der Diplomat 
habe auf keinen ihrer Anrufe reagiert. 
Nach Ansicht politischer Beobachter hät-
ten weder die honduranische Armee, deren 
Offiziere durchweg auf USA-Kriegsschulen 
ausgebildet worden sind, noch die „Eliten“ 
des Landes einen demokratisch gewählten 
Präsidenten ohne Rückhalt Washingtons 
abgesetzt. Die konservativen Kräfte hät-
ten Präsident Zelaya vor allem wegen sei-
ner wachsenden Zusammenarbeit mit den 
ALBA-Staaten, insbesondere dem ölreichen 
Venezuela, massiv angegriffen. Offensicht-
lich habe der Staatsstreich darauf abgezielt, 
eine weitere Annäherung des linksliberalen 
Präsidenten, der sich unterdessen von den 
FDP-Schirmherren seiner Partei distanziert 
hat, an die antiimperialistischen Regierun-
gen Lateinamerikas zu verhindern. 

Eva Golinger, Caracas

Übersetzung: Isolda Bohler

Bearbeitung: RF

Am 22. September um 16 Uhr spricht 
RA Dr. Hans Bauer, Vorsitzender 
der Gesellschaft zur Rechtlichen und 
Humanitären Unterstützung e. V. (GRH), 
auf einer Veranstaltung der RF-Regio-
nalgruppe Bitterfeld im Kulturhaus 
Wolfen über das Thema

DDR – Rechtsstaat oder 
Unrechtsstaat?
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Zum Spielraum der neuen Linksregierung in Nuuk
Grönland: dänisch, unabhängig oder mit Stars and Stripes? 

In Grönland stellt die linksgerichtete 
Inuit Ataqatigiit (IA) seit den letzten 

Parlamentswahlen, bei denen sie mit ver-
doppelter Stimmenzahl 43,7 % des Votums 
erhielt, die Regierung. Der Parteiname 
steht für Gemeinschaft des Volkes. Bis-
her befand sich die sozialdemokratische 
Siumut am Ruder. Die eng mit Kopenha-
gener Führungskreisen verbundene 
Partei fiel auf nur 26,5 % zurück. 
„Grönland verdient es. Jetzt können 
wir das Land in eine neue Ära füh-
ren“, erklärte der zum Premiermini-
ster berufene IA-Vorsitzende Kuupik 
Kleist unmittelbar nach dem Wahl-
sieg. Der Urnengang vom 21. Juni war 
angesetzt worden, nachdem rund  
75 % der 63 000 Grönländer bei einem 
Referendum im November 2008 für 
ein größeres Maß an Unabhängigkeit 
von Dänemark gestimmt hatten. 
Dem neuen Kabinett der weltgrößten Insel 
wurde vom Kopenhagener Parlament eine 
Halb-Autonomie eingeräumt. Während in-
nere Angelegenheiten wie Volksbildung, 
Justiz und Polizei jetzt stärker von der 
Hauptstadt Nuuk aus verfolgt werden kön-
nen und das Idiom der Inuit-Ureinwohner 
zur Amtssprache erklärt wurde, bleiben 
Außen- und Verteidigungspolitik weiter-
hin fest in den Händen des NATO-Staates 
Dänemark. Das trifft allerdings insofern 
nur teilweise zu, als Washington den Grön-
ländern in einer Weise gegenübertritt, 
die bisweilen den Eindruck erweckt, als 
handele es sich um den 51. Bundesstaat 
der USA.
Wie ist indes die reale Situation des schon 
1775 von Dänemark kolonisierten und seit 
1953 bis zur Einführung der Teilselbstän-
digkeit im Jahre 1979 (Home Rule) als 

inländische Provinz des skandinavischen 
Festlandstaates betrachteten Territoriums 
und seiner Bewohner?
Der neue Status gibt den Grönländern 
formal das Recht, die unter dem schmel-
zenden Eis vermuteten Bodenschätze „in 
eigener Regie“ zu verwalten. Noch sind die 
meisten Erwerbstätigen in Fischfang und 

-verarbeitung beschäftigt. Doch die Zukunft 
dürfte eindeutig mit den Milliarden Tonnen 
des Energieträgers Erdöl verbunden sein, 
die unter dem erst allmählich tauenden 
Perma-Frostboden lagern. Die Giganten der 
Petro-Industrie haben in imperialistischer 
Arroganz bereits ihre Anwartschaft auf 
das grönländische Öl angemeldet.
Nach dem Abkommen, das am 21. Juni 
zwischen Kopenhagen und Nuuk geschlos-
sen wurde, werden die ersten 14 Millionen 
Öl-Dollar an das Inselbudget überwiesen. 
Alle weiteren Einnahmen sollen dann mit 
Dänemark geteilt werden. Überdies will 
Kopenhagen jährlich 600 Millionen Dollar 
so lange an Grönland überweisen, bis dieses 
selbst 1,5 Milliarden Dollar pro Jahr aus 
der Ölförderung zu erzielen vermag. 
Während die Dänen so den Fuß in der Tür 
des formell halbunabhängigen Riesenrei-
ches behalten, bekundet auch Washington 

strategisches Interesse. Die USA, die seit 
den 20er Jahren des 19. Jahrhunderts in 
Grönland „zu tun“ hatten, boten der däni-
schen Regierung 1946 offiziell den Kauf 
des Territoriums an. Natürlich sind solche 
Leidenschaften nicht touristischer Natur. 
Es geht vor allem um die Überwachung der 
Seewege im Nordatlantik. 

Während des Zweiten Weltkrieges 
wurden erstmals USA-Militärkräfte 
auf der Insel stationiert. Damals 
begann das Pentagon damit, seinen 
Stützpunkt Thule zu einer strategi-
schen Bomberbasis ersten Ranges 
auszubauen. Heute spielt diese eine 
Schlüsselrolle bei der USA-Raketen- 
und -Radar-Dislozierung. Für Thule 
und andere Einrichtungen ihrer Air 
Force und Navy zahlen die Amis einen 
hohen Preis: Er entspricht etwa 20 % 

des grönländischen Budgets. 
Während das USA-Militär natürlich auch 
für den künftigen Zugriff der eigenen Kon-
zerne auf die bisher noch unberührten Res-
sourcen patrouilliert, gibt sich Dänemark 
in diesem ungleichen Kampf keineswegs 
geschlagen. Immerhin hat Kopenhagen seit 
300 Jahren in das gewaltige Gebiet enorme 
Mittel investiert, ohne dafür irgendeine 
Kompensation zu erhalten. 
Grönlands jetzt regierende Linke dürfte 
unter den geschilderten Umständen ihren 
Spielraum kaum wesentlich zu erweitern 
imstande sein. Allerdings ist auch nicht 
auszuschließen, daß sich die Grönländer 
bei den ambitiösen Hahnenkämpfen der 
kapitalistischen Mächte in mancher Hin-
sicht als die lachenden Dritten erweisen 
könnten.

RF, gestützt auf „Prawda“, Moskau, 
 und „The Guardian“, Sydney 

Zum 85. Geburtstag am 10. 9. gratulieren wir Herbert Müller aus Dessau.

Ihren 80. Geburtstag begehen unsere Mitglieder Lothar Klein (6. 9.) aus Eisenhüttenstadt, Heinz Herzog (8. 9.) aus Leipzig, 
Dr. Erhard Reddig (11. 9.) aus Berlin, Helga Buschow (13. 9.) aus Schwerin und Herbert Schwanitz (21. 9.) aus Berlin.

Ihr 75. Lebensjahr vollenden Horst Repschläger (9. 9.) aus Rostock, Dr. Werner Knoll (12. 9.) aus Berlin, Lothar Ludwig  
(28. 9.) aus Bautzen und Karl Schönley (28. 9.) aus Leipzig.

Zum 70. Geburtstag senden wir liebe Grüße an Eberhard Kornagel (5. 9.) aus Leipzig, Roland Fleischer (22. 9.) aus Chemnitz 
und Ingo Böhm (25. 9.) aus Zapel.

65 Jahre alt wird unsere treue Mitstreiterin Ingrid Jahn (25. 9.) aus Grünheide.

Drei „Nachwuchskadern“ gilt unser Glückwunsch zum 60.: Gudrun Potschka (6. 9.) aus Unterhaching, Michael Otto (14. 9.) 
aus Freiberg und Rolf Bullerjahn (15. 9.) aus Berlin.

Allen Genannten wünschen wir maximale Gesundheit und Lebensmut,  
natürlich auch den nichtgenannten Geburtstagskindern des Monats.

Herzliche Glückwünsche unseren Jubilaren des Monats September. 
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Die VDRJ ist unvergessen
Jemen: Neue Zuspitzung im Konflikt zwischen Nord und Süd

Im ND las ich vor einiger Zeit einen Artikel 
über die gegenwärtige politische Situation 

in der Jemenitischen Arabischen Republik 
(JAR). Er trug die Überschrift „Der Süden 
begehrt gegen Sanaa auf. Die Lage im Jemen 
spitzt sich zu“. Der Inhalt dieses Artikels 
weckt in mir Erinnerungen, war ich 
doch Mitte der 70er Jahre als Lehrer 
in Südjemen, der damaligen Volks-
demokratischen Republik Jemen, 
tätig. Die VDRJ gibt es nicht mehr. 
Sie wurde Anfang der 90er Jahre 
von der bürgerlichen JAR „einver-
leibt“, ebenso wie die DDR von der 
BRD. Schon von dieser Warte aus 
gibt es Ähnlichkeiten in der politi-
schen Entwicklung beider Länder, 
wenngleich die spezifischen natio-
nalen Bedingungen dabei nicht zu 
übersehen sind.
Nachdem die Briten und die mit 
ihnen koalierenden Scheichs und 
Emire bis 1963 nach jahrzehntelan-
gen blutigen Kämpfen aus Südar-
abien mit den Hauptstädten Aden 
(Süden) und Sanaa (Norden) vertrie-
ben waren, bildeten sich auf diesem 
Territorium zwei Staaten heraus: 
die bürgerlich-feudale Jemeniti-
sche Arabische Republik (JAR) im 
Norden und die Volksdemokratische 
Republik Jemen (VDRJ) als ein Land 
mit sozialistischer Orientierung 
im Süden. Hier hatten nach 1969 
die Linken in einem zweijährigen 
ideologischen Kampf gegen opportunisti-
sche Kräfte die Oberhand gewonnen. Die 
führenden Leute des neuen Staates kamen 
vor allem aus den Reihen einer revolutio-
nären Intelligenz. Sie vertraten in Anleh-
nung an entsprechende Prozesse in der 
Welt die Auffassung, daß es möglich sein 
könnte, einen nichtkapitalistischen Weg 
mit sozialistischer Perspektive zu beschrei-
ten. Und sie hatten damit auch Grund 
zum Optimismus, besaßen sie doch in der 
Sowjetunion, der DDR, der VR China und 
in Kuba zuverlässige Freunde. Die Unter-
stützung durch diese Länder erfolgte auf 
wirtschaftlichem, politischem, kulturellem 
und militärischem Gebiet. 
Die DDR konzentrierte ihre Hilfe auf die 
Vermittlung von Erfahrungen im landwirt-
schaftlichen Genossenschaftswesen. Ein 
solcher Weg war in der Hochebene, dem 
Hadramaut-Gebiet, durchaus möglich. 
Außerdem richtete die DDR ein nationales 
Fernmelde- und Funkwesen ein, womit 
die Abhängigkeit der VDRJ von einem 
einschlägigen britischen Konzern been-
det wurde. Hinzu kam Unterstützung bei 
der Ausbildung der Kriminal- und Ver-
kehrspolizisten. Die VR China war aktiv 
im Straßenbau tätig und schuf zuverläs-
sige Verbindungswege zwischen einzelnen 
Städten und Ortschaften. Die Sowjetunion 
konzentrierte sich auf die Förderung der 

Entwicklung im industriellen Bereich, 
während Kuba auf militärischem Gebiet 
Hilfe erwies. 
Ein Ersuchen der jemenitischen Staats- 
und Parteiführung, bei der Vermittlung 
politischer und kultureller Erfahrungen, 

vor allem an junge Menschen mitzuwirken, 
führte zur Entsendung von Lehrkräften 
aus der Sowjetunion und der DDR an die 
Hochschule für Politische Wissenschaften 
in Aden, welche 1971/72 ihre Tätigkeit auf-
nahm. Die Studenten dieser Einrichtung 
lernten mit großem Eifer die Geschichte 
ihres Landes kennen und strebten auf-
merksam danach, sich die marxistische 
Theorie anzueignen. Besonders wißbegierig 
waren Funktionäre der Jugendbewegung, 
Lehrer an den Volksschulen des Landes 
und Mitarbeiterinnen des Demokratischen 
Frauenbundes. Aufgeschlossene Kursan-
ten kamen auch aus der staatlichen Ver-
waltung, der Polizei, dem Militär und aus 
Genossenschaften. 
Wie freuten sich die Teilnehmerinnen, im 
Unterricht ohne Schleier erscheinen und 
ihre hübschen Gesichter zeigen zu können. 
Auch im Straßenbild nahm das Schleier-
tragen zusehends ab. Sehr angetan waren 
die Studentinnen der Hochschule vom 
fachlichen Können der Dolmetscherinnen 
aus der DDR. 
Der Weg des jungen Staates war in Doku-
menten und fortschrittlichen Gesetzen 
vorgezeichnet und festgelegt – einmalig 
im arabischen Raum. In der Verfassung 
hieß es: „Die VDRJ ist eine souveräne 
demokratische Volksrepublik, die nach der 
Verwirklichung eines einheitlichen demo-

kratischen Jemens strebt. Alle politische 
Macht ... liegt in den Händen des arbeiten-
den Volkes. Das feste Bündnis zwischen 
Arbeiterklasse, Bauern, Intelligenz und 
Kleinbürgertum ist die unerschütterliche 
Basis der nationaldemokratischen Revo-

lution in der VDRJ.“ 
Im Gesetz über die Agrarreform 
hieß es, daß sie „den Grundstein 
für ein besseres Leben legt, das von 
unserem Volk angestrebt wird“. Es 
„stellt zusammen mit der Natio-
nalisierung der ausländischen 
Monopolfirmen und der Errichtung 
eines staatlichen Sektors ... einen 
großen Schritt vorwärts bei der 
ökonomischen Entwicklung des 
Landes dar“. 
Das Gesetz über die Nationalisie-
rung legte fest, daß „die Kontrolle 
des Staates über die entscheidenden 
Höhen der nationalen Wirtschaft 
zu stärken und eine produktive 
agroindustrielle Basis als Lebens-
alternative für die Verwirklichung 
der ökonomischen Unabhängigkeit 
aufzubauen“ ist. 
Im Programm der „Politischen 
Organisation der Nationalen Front“ 
(der späteren Jemenitischen Sozia-
listischen Partei) wurde formuliert, 
daß sie „das Instrument für die 
Etappe der nationaldemokratischen 
Revolution“ ist, „da sie den brei-
ten Rahmen für das umfassende 

Bündnis zwischen allen demokratischen 
Kräften der Arbeiter, Bauern, Soldaten, 
revolutionären Intellektuellen und dem 
Kleinbürgertum bildet“. Das waren klare, 
unmißverständliche Aussagen über den 
eingeschlagenen Kurs. 
Wie bitter muß es für das Volk der VDRJ 
gewesen sein, als nach 1990, mit dem Wegfall 
der Unterstützung durch die sozialistischen 
Länder, alles Progressive beseitigt wurde 
und im Gefolge der nordjemenitischen Okku-
pation die feudal-kapitalistischen Zustände 
wieder Einzug hielten, die Arbeitslosigkeit 
rapide zunahm, die Frauenrechte wegfie-
len, die Zeitungen linker Kräfte zensiert 
wurden, die Auflösung der landwirtschaft-
lichen Genossenschaften erfolgte, die aus 
dem Südjemen stammenden Soldaten und 
Polizeiangehörigen scharfer Diskriminie-
rung ausgesetzt waren und Funktionäre 
der Jemenitischen Sozialistischen Partei 
allenthalben gemaßregelt wurden. 
Infolge dieser Entwicklung ist es nur all-
zugut zu verstehen, wenn sich im Süden 
des Landes jetzt Kräfte sammeln, die gegen 
den gesellschaftlichen Rückschritt Front 
machen. Dr. Rudolf Dix

Unser Autor war von 1973 bis 1975 Leiter 
der Lektorengruppe des ZK der SED an der 
Hochschule für Politische Wissenschaften 
in Aden (VDRJ).

Grafik: Thomas Kruse, „Ret & Vrang“, Dänemark
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Spuren der Verwüstung
Walter Lauche, ein renom-
mierter Maler aus Rietz bei 
Treuenbrietzen, hat den RF 
schon früher durch seine 
wohltemperierten Werke 
bereichert. Heute zeigen 
wir drei bitter-bissige 
Kommentare zur Zeit-
geschichte aus seinem 
Atelier. Ihr gemeinsames 
Motto könnte man in die 
Worte fassen: Was der 
Anschluß den Ostdeutschen 
brachte. Märkischer Dornenkranz

Ein Märchen der Gebrüder Schlimm

Bahnhof „Altes Lager“

Berliner Begräbnis
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Wer steht wo in Teheran?
Heterogene Widerstandsfront gegen Irans Präsidenten Ahmadinedschad

Auf den Ausgang der iranischen Prä-
sidentschaftswahlen, nach denen 

Amtsinhaber Ahmadinedschad zum Sieger 
erklärt wurde, haben sehr unterschiedliche 
Kräfte – von links bis rechts – mit Protest 
und Widerstand reagiert. 
Das Widersprüchliche 
der Situation besteht 
darin, daß Teheran in 
der internationalen 
Sphäre antiamerikani-
sche und antiwestliche 
Töne anschlägt, während 
das Regime an der Hei-
matfront unter ideologi-
schen Aspekten mittel-
alterlich-klerikale und 
in politischer Hinsicht 
arbeiter- und volksfeind-
liche Züge trägt. 
Diese komplizierte Dia-
lektik hat zur Folge, 
daß sich unter den Geg-
nern des Präsidenten 
sowohl die drakonisch 
verfolgten Kämpfer für 
wirklich demokratische 
Veränderungen und die 
Überwindung des reaktionären Mullah-
Regimes – mit den heldenhaften Genossen 
der Tudeh-Partei in den vordersten Rei-
hen – als auch jene befinden, die heuch-
lerisch „Freiheit“ für die proimperiali-
stischen und proamerikanischen Gegner 
eines unabhängigen Iran einfordern. Mit 
den zuerst Genannten sind wir uneinge-
schränkt solidarisch, der zweiten Grup-
pierung – dieser 5. Kolonne der CIA, der 
MI6, des BND und der Securité des Mon-
sieur Sarkozy – signalisieren wir indes, 
daß wir ihr Spiel mit gezinkten Karten 
durchschaut haben.
Natürlich sind nicht nur diese beiden 
Extreme in der Bewegung gegen Ahmadi-
nedschad vertreten, sondern ein breiter 
Fächer von Kräften sehr unterschiedlicher 
Natur, von denen etliche unsere Sympa-
thie verdienen. Was allerdings die Regis-
seure der Kampagne für den gemäßigteren 
Gegenspieler Mussawi und dessen neue 
Bewegung betrifft, dürften nicht wenige 
von ihnen ihre Verstellungstalente schon 
anderswo erprobt haben. Washingtons 
Antipode Ahmadinedschad ist ein außen-
politischer Partner Moskaus und Beijings, 
zugleich aber auch der Spitzenmann reli-
giös verbrämter Finsterlinge und repres-
siver Machtverhältnisse. In der Wahl 
grüner Erkennungsmerkmale knüpften 
gewisse Hintermänner des rechten Flü-
gels der Opposition im Zusammenspiel 
mit prowestlichen Kräften zweifellos an 
andere bereits bekannte „revolutionäre 
Farbspiele“ an. Erinnert sei hier an die 
Ukraine und an Georgien, wo der Imperia-
lismus ebenfalls am Mischen der Karten 
beteiligt war. 

„Die Herausforderer Ahmadinedschads 
wenden sich gegen die Monopolisierung 
der Macht durch die islamistische Armee 
der ‚Revolutionswächter’, deren Kom-
mandeur Firouzabad 2008 unverblümt 

versichert hatte, man könne sich notfalls 
einem Wahlresultat widersetzen“, bemerkte 
die belgische Wochenzeitung „Solidaire“ 
unter der Schlagzeile „Eine neue farbige 
Revolution?“ Zu den Teilnehmern der 
Protestaktionen hätten Gewerkschafter, 
aber auch Vertreter der Großbourgeoisie 
wie der Milliardär Rafsandschani gehört. 
„Die politische Front ist sehr breit. Sie 
umschließt u. a. auch Mohsen Reza’i, den 
Kandidaten der konservativen Rechten 
und ehemaligen Anführer der Revoluti-
onswächter. Andererseits befinden sich 
in ihren Reihen fortschrittliche Reformer. 
Es wäre daher falsch, wenn man sagte, 
die ganze Bewegung sei eine Fabrikation 
des Westens.“
Dennoch sei es sehr aufschlußreich, die 
Reaktion von Sarkozy, Merkel und USA-
Vizepräsident Biden mit jener der Gruppe 
von Shanghai zu vergleichen. Der Westen 
habe sofort seine „Zweifel“ am Wahlresul-
tat bekundet und die Teheraner Regierung 
verurteilt, während China und Rußland die 
Souveränität Irans respektiert hätten. 
Es ist eine Tatsache, daß die imperialisti-
schen Mächte mit den einst unter Khomenei 
arg gedemütigten USA an der Spitze seit 
30 Jahren alles nur Mögliche unterneh-
men, um den zentralasiatischen Staat in 
die Hörigkeit zurückzuwerfen. George 
W. Bush drohte Teheran mehr als einmal 
mit Militärschlägen wie gegen Irak und 
Afghanistan. Unter Obama hat Washington 
bestehende Sanktionen sogar verschärft 
und unterstützt offen die Subversion pro-
westlicher Gruppen in Iran. 
An den gewaltigen Manifestationen Mus-
sawis waren demnach echte Volkskräfte 

wie iranische Gewerkschafts-, Frauen-  
und Jugendorganisationen aktiv beteiligt. 
Aber es fehlte auch nicht an Provokateu-
ren. Ihr Ziel waren blutige Zusammenstö-
ße. Aufschlußreich ist die Tatsache, daß 

die über jeden Verdacht 
der Fortschrittlich-
keit erhabenen Sender 
der britischen BBC die 
Teheraner unablässig 
dazu aufriefen, sich an 
den Demonstrationen 
zu beteiligen. Und das 
USA-Netz Twitter bot 
iranischen Regimegeg-
nern sogar die ständige 
Nutzung seiner Kommu-
nikationskanäle an. 
Alles in allem mangelt 
es nicht an Verdachts-
momenten, daß Leute 
im Dienste der in- und 
ausländischen Groß-
bourgeoisie ihre Hebel 
genutzt haben, eine von 
der Sache her grandiose 
Massenbewegung zu 
unterwandern. Das ist 

ihnen allerdings nur zum Teil gelungen; 
nicht zuletzt wegen der kompromißlosen 
Haltung der kampferprobten Tudeh-Partei 
Irans, die seit eh und je die meisten Opfer 
für Freiheit und Demokratie in ihrem Hei-
matland gebracht hat. 

RF, gestützt auf „Solidaire“, Brüssel, und 
„The Guardian“, Sydney

Montage von Dieter Eckhardt
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Eigenbedarf
Wie eine Kündigung zum Todesurteil wurde

Er liegt im Schatten unter dem alten 
Apfelbaum, in der Mansarde ist es an 

den Hundstagen nicht auszuhalten. Fast 
dreißig Jahre leben sie jetzt als Mieter in 
dem Nachkriegsbau, dessen Rigipsschrä-
gen er mit Poresta und Profilbrettern wär-
megedämmt hat. Jahrzehnte hat er fast 
kontinuierlich erst in einer gewerblichen, 
dann in der kaufmänni-
schen Branche gearbeitet. 
Als Junggeselle und am 
Anfang ihrer Ehe war er in 
den großen Industriezen-
tren beschäftigt, ist seiner 
Karriere quasi vorausgeeilt. 
Noch ledig, hatte er aber auch 
schon zwei Jahre Arbeitslo-
sigkeit überstanden; in der 
Industrie nannte man seinen 
verdeckten Rauswurf nicht 
Berufsverbot. Die Bosse 
warfen nicht mit Steinen 
und nicht mit Knüppeln, sie 
kündigten einfach, schoben 
unliebsame Kritikaster aufs 
Abstellgleis. Und die Radies-
chen von SPD-Betriebsräten 
rissen sich auch kein Bein 
aus, um einen „Radikalen“ 
im Betrieb zu halten. 
Nach Umschulung und 
erfolgreichem und erfülltem 
Neustart wurde er, nunmehr 
verheiratet, Jahre später wieder aus der 
Arbeit gejagt. Nach insgesamt achtund-
zwanzig Jahren Berufslebens war dann 
im besten Mannesalter absolut Schluß. Da 
nützten kein Diplom und keine AT-Position. 
Er bekam trotz bester Qualifikationen 
keine Anstellung mehr; die Personalleiter 
von Deutscher Lufthansa oder Deutscher 
Bank hatten einen guten und direkten Draht 
zum Verfassungsschutz. Für kleine und 
mittlere Betriebe war er überqualifiziert. 
So wurde aus einem „mündigen Bürger“ in 
Zeiten der Vollbeschäftigung und des NATO-
Doppelbeschlusses ein Langzeitarbeitslo-
ser. Er zog mit seiner Helga in diese billige 
Hütte hier am Stadtrand. Sie machten sich 
wegen ihrer Zukunft keine Illusionen mehr, 
der Garten war ein schwacher Trost. Das 
Leben wurde nicht leichter ohne Arbeit. 
Die Reibereien mit der Arbeitsvermittlerin, 
die keinen blassen Schimmer vom Funk-
tionieren der Nachrichtendienste hatte, 
nagten ganz schön am Selbstbewußtsein. 
Doch Resignation war für ihn dank seines 
Kumpels Helga ein Fremdwort. Und Lange-
weile kannten sie nicht. Demonstrationen 
gegen die Nachrüstung, Raketenstationie-
rung und Neonazis konnten nun wahrge-
nommen werden, ohne daß man Angst vor 
einer Abmahnung haben mußte. Doch da 
wurde er nach einigen Abstufungen, die 
man sich trotz heftiger Gegenwehr nach 
vielen Jahren der Arbeitslosigkeit gefallen 
lassen mußte, auch noch chronisch krank. 

Kein Streß, keine Aufregung, und doch 
wachte man nachts schweißgebadet auf, 
hatte Magenkrämpfe. Das Leben insge-
samt forderte seinen Tribut, aus heite-
rem Himmel kamen die Herzinfarkte. 
Verdammte Qualmerei! Fluchen half auch 
nicht. Bypässe und Kuren. Vorzeitig und 
unerwartet problemlos wurde er in Rente 

geschickt. Vielleicht zehn oder fuffzehn 
Jahre noch, hatte ihm der Kardiologe auf 
sein Drängen eigene Erfahrungswerte 
mitgeteilt. Aber Schonung und Nichtstun 
gab‘s nicht, die Genossen wußten schon, 
wie man „einem, der Zeit hat“, Arbeit auf-
bürdet. Er dachte zwischendurch an die 
prophezeiten verbleibenden zehn Jahre 
und war zufrieden, daß es ihm besser als 
erwartet ging, selbst Rumturnen im Apfel-
baumwipfel beim Ästeschneiden machte 
ihm nichts aus. Polyarthritis, Kortison, 
BEs und Altersdiabetes gehörten fortan zu 
seinem Invalidenvokabular. Im fuffzehn-
ten Jahr der Schwerbehinderung begann 
die Keucherei auf den Treppenstufen. 
Wasser in der Lunge. Herzkatheter – alle 
Gefäße zu, keine Stents und keine OP mehr 
möglich. Nur noch Linderung durch Pil-
len. Na ja, einmal ist jede Vorstellung zu 
Ende. Das Dutzend Pharmazie-Smarties 
pro Tag half kaum. Kopfschmerzen lösten 
Gliederschmerzen ab. Er wollte Tacheles 
mit den Medizinern reden. „Butter bei die 
Fische, Doktor.“
Eine Oberärztin: Wenn Sie es denn unbe-
dingt wissen wollen ... bei allem Vorbehalt 
... vielleicht noch ein Jahr, aber solche Vor-
hersagen sind äußerst vage. Den Hausarzt 
nahm er sich zur Brust, der säuselte: Ich 
halte Sie noch nicht für einen Todeskandi-
daten. Nein, nein, nein! Sicher, seine irdi-
schen Angelegenheiten sollte man davon 
unabhängig schon bei bester Gesundheit 

regeln, schob er noch nach. Was sollte da 
noch Schlimmeres kommen?
Heute ist es noch schlimmer gekommen. 
Nun blinzelt er aus dem Liegestuhl hoch 
in die Baumkrone, hält die Kündigung, 
über die ein Ohrenkneifer läuft, gegen den 
blendenden Sonnenstrahl. Der Kabachel ist 
verkauft. Eigenbedarf! Acht Monate Zeit!

Ich bin bis dahin wahrscheinlich 
schon umgezogen, in die Urne 
gerieselt, aber meine Helga ... 
Wenn ich allein wär, ja dann 
... Er hatte nie aufgegeben, 
aber jetzt ... Im Keller ist eine 
Baretta versteckt, ein gängiges 
Kaliber aus dem Zweiten Welt-
krieg. Sieben-fünfundsechzig. 
„Meine Pflegeversicherung“ 
taufte er die Pistole, von der 
nicht einmal Helga wußte. 
Denn das war für ihn immer 
schon klar: Seine Helga ihn 
als Bettlägerigen pflegen? Ihm 
womöglich Pampers wechseln 
müssen. Das hat sie wirklich 
nicht verdient. Sie wollte ihm 
auch nicht ausdrücklich ver-
sprechen, sich buchstäblich 
an die Patientenverfügung zu 
halten. Er als hilfloser sabbeln-
der alter Sack? Nee, Mund voll 
Wasser und abgedrückt, aus! 
„Gebiß vorher rausnehmen.“ Er 

grinst vor sich hin, schnippt den Ohrenkrie-
cher weg. Eigenbedarf! Acht Monate sind 
schnell um, aber ich pack das nicht mehr. 
Unser Kubatraum bleibt unerfüllt. Wegen 
Helga muß ich wieder Verbindung zu den 
Genossen aufnehmen; mal sehen, daß so 
der Notgroschen für Umzug und neue Bude 
nicht ganz draufgeht. Altersgerechte Woh-
nung kann sie sich von der Rente sowieso 
nicht leisten. Der Garten wird ihr fehlen. 
Trotzdem soll sie für mich eine anonyme 
Urne wählen, für Vogelgezwitscher braucht 
sie nicht auf den Friedhof an einem Grab 
zu sitzen, die Hänskes im Stadtgarten sind 
vielleicht sogar fröhlicher.
Helga ruft aus dem Fenster: „Hörst du? Soll 
ich dir etwas aus dem Kühlschrank mit-
bringen?“ Er lächelt, hebt die Hand.
Das Gartentor quietscht, die grauhaarige 
Frau kommt angewatschelt, streckt ihm 
die Seltersflasche entgegen. Sie beugt sich 
über ihn, sieht den Ohrenkriecher in sei-
nem Gesicht und begreift: Ich muß die 112 
wählen. Hans-Dieter Hesse (2006)

Unser langjähriger Autor – ein angesehe-
ner Arbeiterschriftsteller aus Recklinghau-
sen im Ruhrgebiet – verfaßte diesen Text 
nur Monate vor seinem Tod. Es war das 
letzte Manuskript aus seiner Feder, das 
uns erreichte. Mit dem Abdruck grüßen 
wir seine tapfere Lebens- und Kampfge-
fährtin Rosel. 

Grafik: SHAHAR
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Ehrenmitglied der Dakota
Liselotte Welskopf-Henrich: Mehr als eine profilierte Literatin

An Liselotte Welskopf-Henrich zu erin- 
 nern, heißt, die volksverbundene, vielsei-

tige Schriftstellerin und zugleich die aner-
kannte Wissenschaftlerin zu würdigen. Am 
15. September 1901 wurde sie als Tochter 
eines Münchner Rechtsanwalts geboren. 
Nachdem ein Onkel der Achtjährigen Coopers 
„Lederstrumpf“ geschenkt hatte, waren die 
Indianer „ihre Sache“. Später studierte sie 
Geschichte, Wirtschaftswissenschaften und 
Philosophie. 1925 promovierte sie zum Dr. 
phil. Sie unternahm schon früh literarische 
Schreibversuche. „In meinem 14. Lebensjahr 
beschloß ich, Professor für Geschichte und 
Schriftstellerin zu werden. Mit 17 habe ich 
aus Opposition zu der Papierflut, in der die 
Indianer als Abenteuerfiguren, sympathisch 
nur als Weißenfreunde, die Weißen aber als 
stets überlegen dargestellt wurden, ,Die 
Söhne der großen Bärin‘ konzipiert. Als ich 
50 war, lag dieser Band gedruckt in meiner 
Hand. Mit 58 wurde ich Professor.“
Liselotte Welskopf-Henrich nutzte ihre 
Anstellung beim Statistischen Reichsamt, 
um Juden und Antifaschisten zu helfen. 
Ihren späteren Ehemann, der elf Jahre in 
Gefängnissen und Konzentrationslagern 
hatte zubringen müssen, versteckte sie mit 
Hilfe eines Pfarrers ein Dreivierteljahr bis 
zur Befreiung Berlins. Sie beteiligte sich von 
1943 bis 1945 am antifaschistischen Wider-
standskampf. Davon berichtet der Maler 
Hans Grundig in seinem Buch „Zwischen 
Karneval und Aschermittwoch“. 
1949 nahm Liselotte Welskopf-Henrich 
ihre wissenschaftliche Arbeit an der Hum-
boldt-Universität zu Berlin auf, an der sie 
nach der Habilitation 1960 zum Professor 
für alte Geschichte berufen wurde. Neben 
ihrer Lehrtätigkeit trat sie mit zahlreichen 
wissenschaftlichen Veröffentlichungen und 
Standardwerken hervor, die ihr internatio-
nale Anerkennung einbrachten. 1964 wurde 
sie als erste Frau Ordentliches Mitglied der 
Deutschen Akademie der Wissenschaften 
zu Berlin. Als Wissenschaftlerin sah sie die 
Krönung ihres Lebenswerkes in der fünf-
bändigen Publikation „Die Krise des alten 
Griechenland“, die 1981 unter dem Auto-
rennamen Elisabeth Charlotte Welskopf im 
Akademie-Verlag Berlin erschien. 
Als Schriftstellerin verfaßte Liselotte 
Welskopf-Henrich zunächst  drei Kinderbü-
cher: „Hans und Anna“ und „Drei Wassertrop-
fen“ (beide 1954) sowie „Frau Lustigkeit und 
ihre fünf Schelme“ (1958). „Jan und Jutta“ 
(1954) stellte ein literarisches Zeugnis über 
den illegalen Kampf der Autorin zur Zeit des 
Faschismus dar. 1956 folgte eine Trilogie 
mit den Bänden „Zwei Freunde“, „Die Wege 
trennen sich“ und „Das Wiedersehen“. Das 
spätere Ehrenmitglied des Dakota-Stammes 
schrieb eine beachtliche Zahl spannender 
Indianerbücher, die ein wirklichkeitsgetreues 
Bild des Reservatslebens der Ureinwohner 
Nordamerikas ohne falschen Optimismus 
oder kitschige Romantik zeichneten. Seit 

1951 vermittelte Liselotte Welskopf-Henrich 
allen folgenden Lesergenerationen den von 
ihr selbst erlebten Indianeralltag aus per-
sönlicher Sicht. 
Ihre Dakota-Trilogie befriedigte das Be-
dürfnis nach echter, spannungsreicher 
Abenteuerliteratur, da die Schriftstellerin 
im Ergebnis ihrer ausgedehnten Studien-
aufenthalte vor Ort packend und farbig zu 
berichten wußte. Sie verstand es, Mentali-
tät, Kultur, Sitten, Bräuche und Sorgen der 

Indianer anschaulich darzustellen, mit 
feinem Gespür auch die Psyche der von ihr 
Porträtierten zu erforschen und zu gestal-
ten. Liselotte Welskopf-Henrich betrachtete 
den Spannungsfaktor als oberstes Gesetz 
ihres Schreibens. 
Ihre Dakota-Trilogie mit den Bänden „Die 
Söhne der großen Bärin“ (1951) „Harka, der 
Sohn des Häuptlings“ (1962) und „Top und 
Harry“ (1963) wurde zu einem Standardwerk 
der Kinder- und Jugendliteratur der DDR. 
Der Autorin gelang es, an die großen Tradi-
tionen eines Cooper, Gerstäcker, Hearting 
und Sealfield anzuknüpfen. Ihre Bücher 
zeichneten sich überdies durch ethnogra-
phische und geographische Exaktheit aus. 
Sie waren das Vorbild einer realistischen 
und modernen Indianerliteratur. In diesem 
Sinne stellten sie das Gegenstück zu den 
auf Phantasie beruhenden Büchern von 
Karl May dar. Was die Indianerliteratur der 
Liselotte Welskopf-Henrich auszeichnet, ist 
die Wissenschaftlichkeit ihres Inhalts und 
die künstlerisch-ästhetische Qualität. Sie 
war  eine Meisterin dramatischer Gestal-
tung und fesselnder Darstellung.
Ein Höhepunkt war es für die Schriftstellerin, 
als sie 1963 Nachfahren ihres Bären-Stam-
mes in Kanada besuchen konnte. Mehrere 
Male weilte sie bei den Indianern, insgesamt 
zwei Jahre. In den 60ern erschien zunächst 
eine weitere Trilogie – die Geschichte des 

Indianers Inya-he-yukan (Stonekorn und 
Joe King genannt). Zu dieser zählen die 
Romane „Nacht über der Prärie“ (1966), 
„Licht über weißen Felsen“ (1967) und „Stein 
mit Hörnern“ (1968). Sie berichten von der 
Selbstbehauptung eines Indianers. 1972 
folgte noch ein vierter Band „Der sieben-
stufige Berg“. 1980 legte der Mitteldeutsche 
Verlag Halle den letzten Roman Liselotte 
Welskopf-Henrichs „Das helle Gesicht“ vor, 
mit dem sie ihre Pentalogie „Das Blut des 
jungen Adlers“ beendete. Im Mittelpunkt 
dieses Werkes stand die große Zuversicht 
eines Indianermädchens im Kampf um 
die Menschenrechte der Ureinwohner. Die 
Schriftstellerin bezeugte wiederum in ihrer 
unverwechselbar schlichten Sprache die 
innere Größe der besten Töchter und Söhne 
der Prärie.
Mit ihren Indianerbüchern wurde Liselotte 
Welskopf-Henrich eine der erfolgreichsten 
Schriftstellerinnen der DDR. Die Ergebnisse 
ihres literarischen Schaffens erreichten hohe 
Auflagen und sind in über sechs Millionen 
Exemplaren verbreitet worden. Man über-
setzte sie in 18 Sprachen. Ihr beliebtestes 
Jugendbuch „Die Söhne der großen Bärin“ 
verfilmte der Regisseur Josef Mach 1966 
für die DEFA, wobei Gojko Mitić die Rolle 
des Tokei-ihto übernahm.
Jürgen Kuczynski umriß die Verdienste der 
Literatin sehr treffend: „Als Schriftstelle-
rin sprach sie zu allen Lebensaltern. Als 
Wissenschaftlerin fand sie hohe interna-
tionale Anerkennung. Als Mensch liebte sie 
Angehörige aller Rassen; Weiße und Rote, 
Schwarze und Gelbe.“ 
Die außergewöhnliche Frau starb am  
16. Juni 1979. Dieter Fechner

Am 23. September um 15 Uhr spricht 
Frau Dr. Elke Steven, Sekretär des 
Komitees „Grundrechte und Demokra-
tie“, Köln, zu dem Thema

Die Entwicklung der Demokratie 
in der BRD 

Einlader ist die RF-Regionalgruppe 
Rostock. Die Veranstaltung findet in 
R.-Evershagen, Maxim-Gorki-Straße 
52, (Mehrgenerationenhaus) statt.

Die RF-Regionalgruppe Schwerin 
lädt für den 12. September, 10 Uhr in 
die Altschweriner Schankstuben am 
Schlachtermarkt ein.  
Axel Holz, Bundessprecher der VVN-
BdA, referiert über das Thema

Rechtsextremismus in Mecklen-
burg-Vorpommern. Die NPD muß 
verboten werden
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Archie: Keine Referenzen an den Geßler-Hut

Archie will die DDR wiederhaben, im 
Prinzip und insgesamt. Gelegentlich 

hört er jedoch von einem Dichter-Freund, 
einem ziemlich renommierten DDR-Autor, 
der erfolgreich in vielen Genres der Litera-
tur tätig war und ist, außer als Dramatiker, 
Archie möge doch auch nach anderen The-
men Ausschau halten, die unwiderruflich 
verlorene Zeit sein lassen, er wiederhole 
sich. Der Freund meint es gut mit ihm, er 
möchte, daß Archie Erfolg 
hat. Der Freund selbst hat 
auch keinen mehr, kann 
nicht den ihm gebühren-
den Platz in der Literatur 
seines Landes richtig ein-
nehmen, weil er im Aus-
land sensible Aufgaben 
für die DDR gelöst hat 
und sich dazu bekannte. 
Damals feierte man den 
literarischen Exoten  vor 
den Toren Berlins in der 
Westpresse als einen der 
wenigen DDR-Autoren, die 
Weltniveau produzierten. 
Dafür ist es jetzt so, als sei 
der Mann gesellschaftlich 
ins Koma gefallen, obwohl 
er einen Roman nach dem 
anderen schreibt und man 
eher der Presse bescheini-
gen kann, sie sei ins Koma 
gefallen, vor allem den auf-
lagenstarken bürgerlichen 
Mainstream-Journalen. Diese Literatur-
kritik spielt ihm gegenüber toten Käfer, 
wie auch in bezug auf andere, die nicht 
zu Kreuze gekrochen sind. 
Das Zu-Kreuze-Kriechen, diese Gebets-
mühlenformel, daß man die DDR nicht 
wiederhaben wolle, vor allem von DDR-
Künstlern im Westfernsehen eingefordert, 
diese gnadenlos verlangte Anbiederung, 
die an vielen Talk-Tischen zu hören ist, 
bedingt bei etlichen Leuten im Osten sofor-
tiges Abschalten. Archie quält sich dann 
gelegentlich noch weiter. Ab und zu, nur 
bei wenigen, vernimmt man auch andere 
Töne, die vom Moderator nicht besonders 
honoriert werden. 
Auf Archies Freund trifft das alles nicht 
zu, weil er zu solchen Plapperrunden nicht 
eingeladen wird. Trödel- und Blödel-Spe-
zialisten haben da den Vorrang. Nonsens 
ist Konsens, heißt die Devise. 
Will Archie an etwas Schönes z. B. im Fern-
sehen oder in seinem Berufsleben zurück-
denken, dann muß er sich unwillkürlich 
an die DDR erinnern. Das ist so. Auch ein 
sehr populärer DDR-Schauspieler, der sogar 
nach der sogenannten Wende ein TV-Star 
und Publikumsliebling blieb, kann es sich 
durchaus leisten, in seinen Memoiren zu 
betonen, er habe gern in der DDR gelebt. 
Der virtuose Mime stellt sich die Frage, 
wie lange es die DDR in der Erinnerung 
noch geben wird. Irgendwann dürften 
keine Zeitzeugen mehr zur Verfügung 

stehen. Von der DDR wird man dann nur 
noch aus Berichten, Büchern und vom 
Hörensagen etwas erfahren. Wissen aus 
zweiter Hand sozusagen. 
Der beliebte Volksschauspieler schreibt 
dazu: „Da darf man gespannt sein. Napo-
leon soll gesagt haben: ,Das objektive Bild 
der Geschichte ist die Summe der Lügen, 
auf die sich die Gesellschaft nach 30 Jah-
ren geeinigt hat.’“

Was die Lügen betrifft – sie werden im 
Hinblick auf die DDR bestimmt auch im 
Leugnen von Errungenschaften bestehen. 
Ich bin froh, daß mir das erspart bleibt. 
Ich war gern Bürger der DDR. 
Das Leugnen ihrer Errungenschaften bleibt 
uns ja leider schon heute nicht erspart. Es 
ist in sämtlichen Medien tägliche Realität. 
Inzwischen gibt es keinen Bereich, der 
nicht zur Besudelung freigegeben worden 
wäre. Im Fernsehen wird, was die DDR 
betrifft, das denkbar tiefste Niveau ange-
steuert. Wenn der letzte Aussagefähige 
gestorben ist, könnten die Medienmacher 
völlig freie Hand haben. Sie dürften dann 
z. B. behaupten, die DDR habe den Zweiten 
Weltkrieg vom Zaun gebrochen, obwohl ihr 
Entstehen ein Ergebnis desselben war. Bei 
weiterer Bildungsabflachung ist so etwas 
durchaus vorstellbar. 
Aber auch bei dem Superstar des Fern-
sehens, den ich erwähnte, findet sich in 
den Memoiren die Beidrehformel: „Ich 
will die DDR nicht zurückhaben, aber ...“ 
Zu diesem Vorspruch fühlt sich heutzu-
tage beinahe jeder verpflichtet, der auch 
nur die klitzekleinste Kritik am System 
des Kapitalismus anbringen will. Noch 
dazu, wenn er aus der DDR stammt. Man 
erlebt das auch bei manchen Linken. Es ist 
quasi der Reue-Spruch des Besiegten, die 
Demutspose des Unterlegenen, der Gruß an 
den aus Schillers „Wilhelm Tell“ bekann-
ten Geßler-Hut. Archie würde das etwa 

so formulieren: Die alte DDR wäre auch 
schon gut, aber eine veränderte DDR, die 
aus den sozialen Dammbrüchen gelernt 
hätte, wäre noch besser. 
Und überhaupt regen ihn diese Unterwer-
fungsposen auf, weil es ihm unmöglich 
gemacht wird, seine eigene Kritik an der 
DDR zu äußern, da er sofort Beifall von 
der falschen Seite bekäme oder die eige-
nen Gesinnungsgenossen aufstöhnen und 

knurren würden: „Archie, 
halt die Klappe, das können 
wir uns jetzt nicht leisten, 
in der Zeit der tiefsten 
Niederlage kannst du das 
nicht machen.“ 
Der so gescholtene Archie 
denkt bei derlei Sprüchen 
oft an die Kritik, die Karl 
Marx nach der Niederlage 
der Pariser Commune an 
die Adresse ihrer Führer 
gerichtet hat. Alles ist 
nachlesbar. Aber im übri-
gen will Archie die DDR 
wiederhaben, einfach so, 
als Orientierung wenig-
stens. Das jetzt als BRD 
existierende Deutschland 
kann kein Wegweiser für 
ihn sein, auf Dauer schon 
gar nicht. Also wird er 
gegen den Rat seines guten 
Freundes bei diesem Thema 
bleiben. 

Der bereits zitierte Allround-Fernsehkünst-
ler schreibt treffend in seinen Lebenser-
innerungen: „Wenn gesagt wird, die DDR 
war ein Unrechtsstaat, werde ich immer 
darauf entgegnen: Die DDR war ein Staat, 
in dem auch Unrecht geschah.“ Dem kann 
man nicht widersprechen. Aber Archie 
möchte hinzufügen: Die BRD ist ein soge-
nannter Rechtsstaat, wo Millionen kein 
Recht auf Arbeit haben, kein Recht auf ein 
Leben ohne Kinderelend und kein Recht 
auf ein würdevolles Alter ohne Armut. 
Wer kann dem widersprechen?

Manfred Hocke

Liebe Autoren, falls es sich 
noch nicht herumgespro-
chen haben sollte: 

Der „RotFuchs“ hat wie-
der Sehnsucht nach Euch. 

Die Strand- und  
Datschenpause, die  
wir Euch gegönnt  
haben, ist vorüber!

DDR-Plakat aus den 50er Jahren
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Leserbriefe an
RotFuchs

Aufrichtigen Dank für die Veröffentlichung des 
Artikels „Das Platzen der Gorbimanie“ von Dr. 
Rudolf Dix im RF Nr. 136.
Die „Gorbimanie“ ist eigentlich schon längst 
geplatzt. Einerseits wird ihr Protagonist von ehr-
lichen Kommunisten und Sozialisten verachtet, 
andererseits ist er bei der breiten Masse bereits 
in Vergessenheit geraten. Und viele seiner Versu-
che, die Aufmerksamkeit auf sich zu lenken, wirken 
lächerlich. Mal macht er in Moskau Reklame für 
Pizza, mal tut er ähnliches im Ausland. 
Doch die Rolle Gorbatschows beim Ausverkauf 
der DDR und des Sozialismus war enorm. Wir 
müssen sie noch tiefer analysieren. Mir und vie-
len meiner Kollegen tut es weh, was „Gorbi“ und 
seinesgleichen in der UdSSR, der DDR und ganz 
Europa hinterließen. Seine Vereinbarungen mit 
Kanzler Kohl hatten schwerste Folgen, nicht nur 
für die Bevölkerung der DDR, besonders auf sozi-
alem Gebiet. Ein äußerst harter Schlag war es für 
jene, welche in den bewaffneten Organen dienten. 
Aber es traf auch die sowjetischen Streitkräfte in 
der DDR. Nach dem eiligen Abzug mußten Sol-
daten und Offiziere samt Familien oftmals unter 
freiem Himmel biwakieren.
In eine Reihe mit „Gorbi“ würde ich auch gewisse 
Persönlichkeiten der DDR stellen, die jahrelang 
mit der BRD flirteten und objektiv bestimmte 
Voraussetzungen (auch wenn nur psychologi-
scher und wirtschaftlicher Natur) für die mög-
liche „Vereinigung“ schufen. Sie, aber in erster 
Linie Gorbatschow, haben alles getan, um unser 
Ideengut zugrunde zu richten. Es ist ihnen jedoch 
nicht gelungen.
Vielen Dank für die Möglichkeit des Erhalts Ihrer 
Zeitung. Sie wird auch von vielen meiner Kolle-
gen gerne gelesen.

Oberst a. D. Witali Korotkow,  Moskau

Ich erinnere mich an die Massenflucht von DDR-
Bürgern über Ungarn nach Österreich am 15. August 
1989. Nicht weit von Eisenstadt überschritten sie 
die Grenze. Ich lebe in der Landeshauptstadt des 
Burgenlandes und sah im Fernsehen, wie Flücht-
linge johlend und im blinden Freiheitsrausch in das 
Reich der Reisefreiheit und Arbeitslosigkeit rann-
ten. Wo sind inzwischen die blühenden Landschaf-
ten der DDR geblieben? Schon damals wußte ich, 
wohin diese Reise führen wird. Die freiheitssüch-
tigen DDRler wollten um jeden Preis den Kapita-
lismus kennenlernen.
Doch wer nicht hören will, der muß fühlen. 40 Jahre 
lang hatten die DDR-Bürger Gelegenheit, die Theo-
rie des Kapitalismus zu studieren. Heute spüren 
sie ihn in der Praxis. Doch die Erinnerung an die 
DDR ist bei denen, die sie erlebten, mehrheitlich 
positiv. Das Demoskopische Institut Allensbach 
bestätigte es.
Den 15. August 1989 feierte man hierzulande als 
jenen Tag, an dem sich DDR-Urlauber, denen 
es gutging, mit ihren Trabbis in den „goldenen 
Westen“ absetzten, weil sie es noch besser haben 
wollten. Doch viele von ihnen hatten sich in den 
Finger geschnitten.

Bruno Böröcz, Eisenstadt/Österreich

In diesen Tagen denke ich oft, gern und dankbar an 
40 Jahre DDR zurück. 1937 als Sohn eines Berg-
manns geboren, wurde ich selbst Schlosser für 
Tagebau-Großgeräte in der Braunkohleindustrie. 
Nach der Lehre diente ich drei Jahre freiwillig in 
der NVA. Danach delegierte mich mein Betrieb 
zum kostenlosen Studium der Bergbautechnik 
nach Zwickau. Zurückgekehrt, wurde ich, erst 24 
Jahre alt, Steiger im Tagebau. Diesem Beruf und 
dem Industriezweig blieb ich treu, bis mich die 

kapitalistische BRD aus meiner Arbeit vertrieb. 
Hatte ich schon 1958 für meine junge Familie eine 
Neubauwohnung (Miete: 45,90 Mark) erhalten, so 
konnten wir uns – auch meine Frau arbeitete in der 
Braunkohle – in  den 60er Jahren mit großzügiger 
Hilfe und Unterstützung durch unseren Betrieb 
ein Einfamilienhaus bauen. Auch eine Keller-Bar 
und ein Swimmingpool gehören dazu, was unsere 
Westverwandtschaft damals in Erstaunen ver-
setzte. Dank des sicheren Arbeitsplatzes, eines 
guten Einkommens und der liebevollen Betreu-
ung unserer Kinder durch den Staat schufen wir 
uns einen Lebensstandard, der eine materiell sor-
genfreie Existenz und ein vielfältiges bezahlbares 
Kulturleben ermöglichte. 
Als Bergarbeiter, die nicht nur im Drei-Schich-
ten-System, sondern oft auch unter schwierigen 
Witterungsbedingungen tätig waren, erhielten 
wir kostenlose Erholungskuren und preiswerte 
Urlaubsreisen. 
Wenn wir unser Leben in 40 Jahren DDR mit dem 
heutigen vergleichen, dann stellen wir ohne jede 
Einschränkung fest: Es war das bessere.

Gerd Freyer, Hohenmölsen 

Klaus Baunacks Recherche im Juli-RF („Warum 
das Europaparlament eine Luftnummer ist“) beein-
druckt mich. Eine Lachnummer wird das Thema, 
wenn wir den „Spiegel“ 26/2009 zu Hilfe nehmen. 
Dort berichtet man über den „erbitterten Macht-
kampf“ in der EU-Spitze. „Von Barroso, der wieder 
Kommissionspräsident werden will, hält Angela 
Merkel gar nichts. Für sie ist er der ‚wendige und 
profillose Portugiese, der sich vom Maoisten zum 
Neoliberalen wandelte und sich heute als Christ-
sozialer gebärdet‘.“ Und weiter im „Spiegel“: „Bar-
roso ist der Inbegriff für Europas kleinsten gemein-
samen Nenner – farblos, visionsarm, kurzum: ein 
Produkt der Brüsseler Bürokratie. Doch trotz der 
Vorbehalte wünschen sich Europas Regierende 
genau so jemanden als Chef der Kommission, 
weil er leicht zu handhaben ist.“
Inzwischen hat sich dieser Wunsch ja erfüllt.

Prof. Dr. Horst Schneider, Dresden

Trotz Empfehlung der „Neuen Internationale“ Nr. 
140, „Die Linke“ zu wählen, bin ich nicht zur EU-
Wahl gegangen. Die EU ist ein imperialistisches 
Bündnis von Staaten unterschiedlichsten Ent-
wicklungsstandes unter Führung Deutschlands 
und Frankreichs, das vor Krieg nicht zurück-
schreckt. Wenn ich Deutschland höre, erinnert 
mich das unwillkürlich an „Deutschland, Deutsch-
land über alles“.
Ich war vier Jahre alt, als der Zweite Weltkrieg 
begann. Mein Vater wurde eingezogen. Ich sah 
die ersten Judensterne. Ich erlebte, wie ein Haus 
in Hohenschönhausens Berliner Straße, das von 
Juden bewohnt worden war, über Nacht „leerge-
zogen“ wurde. Juden durften nicht mehr mit der 
Straßenbahn fahren und den Bürgersteig benut-
zen. Zigeuner (die heute üblichen Begriffe gab es 
nicht), welche überwiegend in Marzahn in ihren 
Wagenburgen wohnten, verschwanden aus unse-
rem Gesichtskreis. Der Krieg, den deutsche Über-
menschen in vielen Ländern angezettelt hatten, 
kehrte zurück. Ich sah den feuerroten Himmel über 
Königsberg und Memel. In Berlin erlebte ich dann 
den Feuersturm in Mitte. Während eines Tages-
angriffs schossen Tiefflieger auf Zwangsarbeiter, 
die in der kriegswichtigen Fabrik Hasse & Wrede 
(Marzahn) arbeiteten und zum Bunker wollten. 
Berlin war nur noch ein Trümmerfeld. Doch die 
an diesem Inferno Schuldigen überlebten mehr-
heitlich. Es zog sie nach Westdeutschland. Dort 
bekleideten sie bald wieder einflußreiche Posten, 
vor allem auch in Justiz und Polizei.
Als die PDS gegen ihre Kommunistische Plattform 
Stimmung zu machen begann, verließ ich diese 
Partei. Bei innerdeutschen Wahlen wird „Die Linke“ 
wie immer meine Stimme erhalten, da sie für die 
sozialen Belange derjenigen eintritt, welche die 
Reichtümer schaffen, die wenige verprassen.

Margot Falk, Schulzendorf

Herzlichen Dank für die Glückwünsche zu meinem 
92. Geburtstag. Ich kann nicht umhin, ein paar 
Gedanken zu Papier zu bringen. Warum? Ich bin 
bei den Mobilen Schwestern Zwickaus in Pflege. 
Früh und abends kommen sie zu mir, um nach-
zusehen, ob alles in Ordnung ist. Natürlich führe 
ich mit den Schwestern Gespräche. Ich möchte 
es kurz machen: Ihr Wissen, besser gesagt, ihr 
Nichtwissen ist erschreckend. In Geschichte und 
Politik, von Philosophie ganz zu schweigen, kann 
man heutzutage nichts mehr voraussetzen. Ich ver-
suche, nur die allergrößten Wunden zu heilen. Auf 
Fragen der Schwestern, wie „Herr Meyer, woher 
wissen Sie denn das alles?“ gebe ich zur Antwort: 
„Das verdanke ich alles meiner Deutschen Demo-
kratischen Republik. Sie hat mich als Arbeiterkind 
auf die Universität geschickt!“

Herbert Meyer, Zwickau

Als Frontsoldat des Zweiten Weltkrieges kann man 
nur maßlose Empörung empfinden, wenn man die 
verlogenen Phrasen zum Tod von Bundeswehrsol-
daten in Afghanistan liest. So schrieb z. B. „Bild 
am Sonntag“: „...bevor ihr Freund Martin B. nach 
Afghanistan flog, um Deutschlands Freiheit zu 
verteidigen ...“.
Meine Generation kämpfte und verblutete im Zweiten 
Weltkrieg nicht für Frieden und Freiheit Deutsch-
lands, wie das auch damals behauptet wurde, son-
dern für Profit-, Raub- und Einflußinteressen den 
Staat beherrschender Wirtschaftsgruppen.
Jetzt stehen Bundeswehrsoldaten, zunehmend 
kostensparende „Ossis“, in Ländern, die uns nie 
bedroht haben.
Nachdenkende Weltkriegsveteranen eint die Erkennt-
nis: Geändert haben sich bei Deutschlands Mili-
täreinsätzen nur Umstände, Begründungen und 
Verfahrensweisen, nicht aber Interessenten und 
volksferne Ziele. Arndt Näser, Riesa

Vor der Werratal-Kaserne in Bad Salzungen wurde 
jetzt ein Stein gesetzt. Er trägt die Inschrift: „Zum 
Gedenken an unsere verstorbenen Kameraden“.
Welch eine Heuchelei! In Wahrheit sind sie für eine 
macht- und profitgierige Klasse im Krieg gefallen. 
Doch dieses zutreffende Wort fürchten bestimmte 
Politiker wie der Teufel das Weihwasser. Es könnte 
ja das Volk aufwecken.

Marianne Wuschko, Hoyerswerda

Wir gratulieren der Bürgerbewegung „Freie Heide“ 
zu ihrem Erfolg im 17 Jahre währenden Kampf 
gegen die Nutzung der Ruppiner Heide als Luft-
Boden-Schieß-Übungsplatz für die Bundeswehr. 
Aber auf dem schwer erkämpften – auch juristi-
schen – Sieg dürfen wir uns nicht ausruhen. Nach 
Ankündigung des Herrn Jung sollen die Bundes-
wehrübungsplätze Nordhorn-Range in Niedersach-
sen und Siegenburg in Bayern nun noch intensiver 
genutzt werden. Die Friedensbewegung muß also 
am Ball bleiben. 

Rosemarie und Wolfgang Nicolas, Stralsund

Wenn man Kriegsminister Jungs in holprigem Mili-
taristendeutsch vorgetragene Bundestagsrede 
zum Platzen des Bombodroms genau verfolgt hat, 
spürt man, wie unzufrieden er damit war, daß die 
Abwurfszenerie bei Wittstock unserer neuen Bun-
des-Wehrmacht nicht mehr zur Verfügung steht. 
Dieser „Beschluß“ war nach der Entscheidung des 
Oberverwaltungsgerichts nur noch eine peinliche 
Farce. Herr Jung strebt weiter danach, am Hindu-
kusch und anderswo Krieg zu führen. Ihm reichen 
die Holzkreuze seiner in Afghanistan gefallenen 
„Helden“ offenbar noch nicht. Um die „Opferbe-
reitschaft“ hochzutreiben, wird wieder einmal mit 
billigen Blechorden gelockt. Doch immer mehr 
Menschen durchschauen dieses üble Spiel. 

Dieter Kramp, Grevesmühlen

Unlängst verkündete unsere Kanzlerin in ihrer bun-
ten Jacke dem fernsehzuschauenden Volk, daß sie 
„diesen Krisen den Kampf ansagen“ werde. Damit 
müsse endgültig Schluß sein. In der „Mitteldeut-
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schen Zeitung“ vom 3. Juli las ich dann folgendes 
durchgeistigte Merkel-Zitat: „Wir werden darauf 
beharren, daß sich ... eine solche Krise nie wie-
der wiederholt.“ Abgesehen von der stilistischen 
Qualität der Äußerung fragt sich, wie das denn 
geschehen soll. Führt man den von Frau Merkel 
in ihrer bravourösen Art geäußerten Gedanken 
auf seinen rationellen Kern zurück, dann kann 
nicht ausgeschlossen werden, daß sie die längst 
tot geglaubte Planwirtschaft zu neuem Leben 
erwecken will.
Im Kern keine schlechte Idee, beweist sie doch 
auch damit, daß sie ihre Lektionen bei der Aus-
bildung zum Dr. rer. nat. nicht nur stur eingebimst, 
sondern auch begriffen hat. Selbst in dieser brenz-
ligen Situation vermag sie ihr in der DDR erwor-
benes Wissen gar trefflich einzusetzen.

Dr. Günther Freudenberg, Bernburg

In wenigen Wochen ruft man das Volk an die 
Wahlurnen. Ehe man sich für eine Partei oder eine 
Wählervereinigung entscheidet, muß man deren 
Programme ansehen. Was haben die Regierenden 
zu bieten? Die zweite Weltwirtschaftskrise, sozi-
ale Unsicherheit größten Ausmaßes, die Verstrik-
kung in ganze und halbe Kriege. Nicht eine der 
den Staat tragenden Parteien besitzt ein Konzept, 
wie die Bundeswehr aus ihren „Aufbaueinsätzen“ 
wieder herausgeführt werden soll. 
Man hat das Gefühl, die schwarze Angela wäre am 
liebsten Kanzlerin eines „Vereinigten Europas deut-
scher Nation“. Der blaßrosa Herr Steinmeier hält 
sich da nur wenig bedeckter, und Kriegsminister 
Jung verkündet in altbekannter Manier: „Unsere 
Soldaten am Hindukusch sorgen unmittelbar für 
die Sicherheit der deutschen Bevölkerung.“
Meine Wahl steht fest: Ich halte mich an die Koor-
dinaten von Marx, Engels und Lenin.

Oberstleutnant a. D. Werner Franke, Meißen

Da hat sich doch unser christdemokratischer 
Kriegsminister im Eifer, alles Bestehende und 
Geschehene schönzureden, zu folgendem Satz 
hinreißen lassen: „Die Gefallenen müssen im 
nachhinein erkennen, daß sie nicht umsonst 
gekämpft haben.“ 
Sofern er auch Christ ist, was ich annehme, hat 
er Gottes Wort, wie die Bibel im Untertitel auch 
genannt wird, sträflich ignoriert (oder er wurde 
schlecht informiert).
König Salomo, in seinem Herrschaftsbereich auch 
Oberpriester, verkündet im Prediger 9.5 im obrig-
keitlichen Auftrag folgendes: „Denn die Lebendigen 
wissen, daß sie sterben werden; die Toten aber 
wissen nichts, sie haben auch keinen Lohn mehr; 
denn ihr Gedächtnis ist vergessen.“

Helmut Müller, Berlin

Im aktuellen ARD-Deutschland-Trend fordern 69 % 
der Bundesbürger den Rückzug aus Afghanistan. 
Selbst US-General Petraeus, Oberbefehlshaber 
der dort eingefallenen Truppen des Pentagons, 
kommt zu dem Schluß: „Wir kämpfen in Afghanistan 
gegen einen nationalen antiwestlichen Aufstand. 
Geostrategisch ist die Region interessant, denn 
von dort kann man Rußland, Indien, Pakistan und 
auch China kontrollieren. Rohstoffpolitisch ist das 
Land ein fabelhafter Standort. Die USA wollen eine 
Erdgaspipeline durch Afghanistan bauen.“ 
Verteidigungsminister Jung, der sich besser Kriegs-
minister nennen sollte, züchtet am Hindukusch 
Terroristen, die sein Kollege Schäuble dann in 
Deutschland jagen läßt. Weltweit flimmern in Mil-
lionen und Abermillionen muslimischen Haus-
halten täglich die Bilder von durch Bombenan-
griffe getöteten Zivilisten, zerstörten Dörfern und 
verwüsteten Landstrichen über den TV-Schirm. 
Junge Muslime wollen sich dagegen wehren. So 
gesehen ist der NATO-Krieg am Hindukusch ein 
Terroristenzuchtprogramm.

Egon Eismann, Wernigerode

Der „RotFuchs“ ist sehr interessant und aufschluß-
reich. Ich habe die Artikel über Dresden und die 

BRD-Luftwaffe im Krieg gelesen. Kürzlich fand ich 
in der INFO-Post der Bundeswehr ein Material, in 
dem es  ganz unverfroren heißt: „60 Jahre NATO – 
das sind 60 Jahre Entwicklung in Frieden, Freiheit 
und Demokratie.“ So etwas wird unserer Jugend 
vorgesetzt. Es ist die reinste Märchenstunde, 
wenn in der Zeitschrift behauptet wird, NVA und 
Bundeswehr seien 1990 „zusammengewachsen“ 
und bildeten „eine dufte Truppe“.
Wenn das so weitergeht, muß ich wahrscheinlich 
mein ganzes DDR-Leben umschreiben lassen.

Heinz Fritsche, Berlin

„Und es bleibt dabei: Eine begriffene Niederlage 
trägt im Engelsschen Sinne schon den Keim neuer 
Siege in sich. Auf anderen Kontinenten werden sie 
bereits errungen.“ So steht es im Juli-RF. Und ich 
sage: Nichts und niemand wird vergessen! So ist 
das, und so wird das auch in Zukunft sein.
Herzlichen Dank für Walter Ruges bewegenden 
Artikel „Bringeschuld“ im Juni-RF.

Edwin Wesemann, Hannover

Im bundesdeutschen Wahlkampf nimmt „Die 
Linke“ aus Gefälligkeiten zu viel Rücksicht. Vom 
thüringischen Ministerpräsidenten über die Kanz-
lerin bis zu den Vorsitzenden der um ihre Pfründe 
kämpfenden Parteivorstände verbreitet jeder 
trotz besserem Wissen die Lüge vom „Unrechts-
staat DDR“.
In meiner Dienstzeit bei den Grenztruppen der NVA 
(1954–1988) habe ich die Zeit des Abschusses der 
US-Spionagemaschine U 2 des Gary Powers bei 
Swerdlowsk (1960), die Landung von Exilkuba-
nern unter CIA-Betreuung in der Schweinebucht 
(April 1961), den angeblichen Angriff nordvietna-
mesischer Schnellboote auf US-Zerstörer in der 
Tonking-Bucht (August 1964) und den anschlie-
ßenden Luftüberfall der USA auf die DRV als Sol-
dat erlebt.
Als Kompaniechef vernahm ich freudig die Nach-
richt von der Niederlage der 6. US-Feldarmee in 
Vietnam. Die Verlegung von Teilen dieser Truppe 
in die BRD erfolgte 1970. Das 11. Gepanzerte 
Aufklärungsregiment der Kavallerie wurde nach 
Fulda disloziert. Es bezog Stützpunkte u. a. auf 
den Schmiedeköpfen ca. 150 m von der Staats-
grenze der DDR zu den BRD-Ländern Hessen und 
Niedersachsen. Zum Einsatz kam die Einheit in 
Zugstärke mit einem Panzer vom Typ M 51.
Unter solchen Bedingungen leisteten unsere 
Grenzsoldaten ihren Dienst, um einen Krieg an 
der strategischen Trennlinie zwischen den Staa-
ten des Warschauer Vertrages und der NATO zu 
verhindern. Klaus Keller, Heiligenstadt

Eine Weile habe ich gegrübelt, ob ich diesen Brief 
schreiben soll, weil er als „Reklame in eigener 
Sache“ mißdeutet werden könnte. Deshalb vor-
neweg: Dies ist keine Werbung, sondern nur die 
Aufklärung eines Sachverhalts. Der RF hat völ-
lig zu Recht dem Buch „Was war unsere Schule 
wert?“ eine ausführliche Rezension gewidmet. 
Nicht erwähnt hat der Rezensent, daß ursprüng-
lich auch ein Kapitel über die Volksbildungsmini-
sterin der DDR vorgesehen war. Der Herausgeber 
Markus weigerte sich jedoch, dem Vorschlag des 
Verlags nachzukommen, und drohte sogar, seine 
Mitwirkung einzustellen. Das bewog den Verlag, 
einen „Spotless“-Autor – nämlich mich – zu bit-
ten, in dieser Reihe ein Buch über die Ministerin 
herauszubringen. Sein Titel: „Margot Honecker – 
die rote First Lady“. Dr. Klaus Huhn, Berlin

Obwohl mir als unter Makula-Degeneration Leiden-
dem das Lesen der Zeitschrift kaum bezwingbare 
Schwierigkeiten bereitet und die Computersprache 
der Ausgabe für Sehbehinderte nicht das Gelbe 
vom Ei ist, freue ich mich doch, wenn ich den RF 
allmonatlich aus dem Briefkasten hole, in dem sich 
sonst im allgemeinen nichts anderes als Werbe-
material und die Telefonrechnung befinden. 
Übrigens: Die erste Auflage meines Gedichtban-
des „Gereimtes über Ungereimtes“, aus der auch 

der RF Verse druckte, ist bereits vergriffen. Die 
zweite erscheint umgehend.

Walter Meier, Halle

Bemerkung der Redaktion: Bei der Veröffentlichung 
eines Gedichts des Schreibers dieser Zeilen, der zu 
den legendären Spitzensportlern der frühen DDR 
gehörte, ist uns leider ein Lapsus unterlaufen. Wir 
haben seinen Namen mit y statt mit i geschrie-
ben und bitten um Entschuldigung.

Krieg mit deutschen Soldaten in Afghanistan. Die 
Kanzlerin und ihr Kriegsminister verleihen wieder 
einmal sogenannte Tapferkeitsmedaillen. Neue 
Ehrenkreuze. 
„Nein, dort ist kein Krieg!“ sagt Herr Jung. „Ja, es 
gibt Gott!“ spricht die Pfarrerstochter laut Deut-
sche Welle.
„Durchhalten, die Wunderwaffe kommt bestimmt“, 
spricht ... Heinz Denne, Berlin

Dies ist ein Zwischenruf zum Artikel von Richard 
Georg Richter „Eine andere Sicht“ in der Juli-Aus-
gabe des RF. Richter polemisiert um den Begriff 
des internationalen Terrorismus, mit dem sich Dr. 
Udo Stegemann im RF 136 beschäftigt hat. Die 
Polemik geht den Weg der „brotlosen Kunst“ oder 
ist – wie Marx gesagt hätte – fruchtlos wie eine 
gottgeweihte Nonne. Stegemann behandelt die 
Begriffe, die er verwendet, aus klarer, klassen- 
orientierter Sicht. Das „Selbsterhaltungsinteresse 
des Imperialismus“ zur Zeit des Kalten Krieges 
ist nicht nur erwähnenswert, sondern schuf auch 
reale politische Grundlagen für den Übergang 
der USA zur sogenannten Politik des Appease-
ment, die in gewisser Weise unserem Kurs der 
friedlichen Koexistenz und dem Helsinki-Prozeß 
entgegenkam. Daraus den Schluß zu ziehen, „... 
unsere Teilnahme am Wettrüsten ...“ sei reine 
Spiegelfechterei gewesen, erscheint mir undia-
lektisch. Man darf nicht vergessen, daß sich die 
auch auf eigenes Überleben gerichtete Strategie 
des Imperialismus nicht zuletzt aus den inne-
ren Widersprüchen des kapitalistischen Marktes 
entwickelte, der in den USA während der Carter-
Administration von Kräften dominiert wurde, die 
nicht in erster Linie zum militärisch-industriellen 
Komplex gehörten. 
Wenn Richter schreibt, am Ende seien auch wir 
vom Klassenfeind geschluckt worden, dann schließt 
das nicht aus, daß wir bis dahin unseren Auftrag 
ehrenvoll erfüllt haben. Der politische Kollaps durch 
die Agonie der Führung, der zu den entscheiden-
den Ursachen des Untergangs der DDR gehörte, 
ging nicht auf die Kappe des MfS.

Horst Joachimi, Berlin

„Die Linke“, bei der viele ehrliche Genossen mit 
und ohne Parteibuch einen festen Halt suchen, 
und eine ideologisch wie organisatorisch über-
zeugende, in sich geschlossene Führung erwar-
ten, gab bisher eher ein abschreckendes Beispiel. 
Die Führungskräfte sind sich nicht einig. Etliche, 
von denen die egoistische Teilhabe an der kapi-
talistischen Gewinnverteilung als ihre persönli-
che Parteiarbeit betrachtet wird, gehören nicht 
in eine Partei, die den Klassenkampf allseitig füh-
ren müßte. Ein anderer, keineswegs kleiner Teil 
der Mitglieder schaut diesem Treiben mit Sorge, 
aber untätig zu. Der Klärungsprozeß als Voraus-
setzung für das Entstehen einer in Deutschland 
so dringend gebrauchten großen revolutionären 
Partei hat noch nicht stattgefunden, muß aber 
unter Einbeziehung aller aufrechten Genossen 
geführt werden. Manfred Wulf, Glauchau

Seit geraumer Zeit beziehen mein Mann und ich den 
RF, wobei wir stets auf die nächste Ausgabe war-
ten, die dann gründlich gelesen wird. Heute wage 
ich es zum ersten Mal, eine Meinung zu äußern. 
Wir befinden uns mit vielem, was andere RF-Leser 
schreiben, und mit zahlreichen Beiträgen in Über-
einstimmung. Den Artikel von Ernesto Athanaton, 
dem jungen Mann, der im Extra des RF 136 schrieb, 
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möchte ich besonders hervorheben. Er hat mich 
wegen seines Appells an „Alte und Junge“ sehr 
beschäftigt. Ich selbst wurde 1949 eingeschult 
und habe mit der Mittleren Reife, was damals kei-
nesfalls selbstverständlich war, abgeschlossen. 
Dann absolvierte ich eine dreijährige Ausbildung 
an einer medizinischen Fachschule. Meinen Beruf 
habe ich bis 1991 gerne ausgeübt. 
Jetzt erleben wir den Kapitalismus genau so, wie 
wir es theoretisch gelernt haben. In der DDR hatte 
ich Perspektiven und fühlte mich sicher. Ich emp-
fand weitgehende Zufriedenheit. Diesen Staat 
lasse ich nicht beschmutzen. 
Übrigens: Ich werde – wie andere DDR-Bürger das 
auch tun – meine Biographie zu Papier bringen. 

Sieglinde Ernst, Strasburg 

Als viertes Kind einer Arbeiterfamilie wurde ich 
1954 in Berlin-Buch geboren. Es folgten 35 schöne 
Jahre meiner Entwicklung bis zum Parteiaustritt im 
Frühjahr 1989. Zuletzt war ich für das Parteilehr-
jahr der Parteigruppe eines Instituts der Akade-
mie der Wissenschaften der DDR in Frankfurt/O. 
verantwortlich.
Wegen Arbeitslosigkeit mußte ich diese Stadt ver-
lassen und 1997 mit meinen Söhnen nach Wedel 
ziehen. Auch meine in Templin (Uckermark) erwerbs-
los gewordene Tochter lebt jetzt hier.
In der DDR konnten wir alles Wichtige so leicht 
bekommen! In gewisser Weise waren wir zu satt. Wir 
hatten stets eine angemessene Wohnung, Kinder-
versorgung und Schulbildung waren gesichert. 
Ich bin der Auffassung, daß die Partei im Prinzip 
recht hatte. Nur die Führung ist vom richtigen Weg 
abgekommen. Man hat uns das logische Den-
ken beigebracht, doch dann durften wir es nicht 
anwenden. Ich stehe voll hinter dem RF-Beitrag 
„Auf Tote schießt man nicht“. Er entspricht mei-
nen Überlegungen der letzten 20 Jahre. Auch der 
Bericht „Rede auf einem Klassentreffen“ bestä-
tigt meine Erfahrungen. Der Artikel „Wegbereiter 
der Konterrevolution“ wirft viele Fragen auf. Wie 
konnte man 40 Jahre DDR so leicht wegwerfen? 
Warum wurde nicht rechtzeitig eingegriffen? Der 
Staatsschutz der BRD würde eine analoge Situa-
tion niemals dulden.
Als jemand, der von 1971 bis 1997 selbst in der 
Forschung gearbeitet hat, möchte ich feststellen: 
Was Frau Merkel über die Akademie der Wissen-
schaften der DDR erzählt, ist völlig falsch. Ich 
kann das beurteilen, weil ich wie sie mehrere 
Jahre in Berlin-Adlershof auf dem Gelände der 
Akademie tätig war.

Jürgen Beckmann, Wedel

Das Stahlunternehmen Walzwerk Finow hat in der 
letzten Woche beim Amtsgericht Frankfurt/O den 
Antrag auf Eröffnung eines Insolvenzverfahrens 
gestellt. Der Firma „drohe“ die Zahlungsunfähig-
keit, erklärte der geschäftsführende Gesellschaf-
ter Patrick von Hertzberg. Das Unternehmen ist 
also noch liquide und hätte die Löhne in Höhe 
von 700 000 Euro in der Woche danach auszah-
len können. Von Hertzberg erklärte jedoch, die 
Mittel würden zur Warenbeschaffung benötigt. 
Die Arbeiter müssen also auf Insolvenzgeld von 
der Bundesagentur hoffen, um ihren Lebensun-
terhalt bestreiten zu können. Dieser Fall zeigt ein-
mal mehr, welche neue Qualität der Sozialbetrug 
durch findige Krisennutzer erlangt. Wenn das Bei-
spiel Schule macht, werden die Löhne bald ins-
gesamt aus dem Staatssäckel beglichen, um die 
Profite der Unternehmen zu sichern. Unter dem 
Vorwand der Arbeitsplatzerhaltung läßt sich jede 
bürgerliche Regierung – besonders vor Wahlen – 
wunderbar erpressen.
Ronald Wiese, Vorsitzender der DKP Barnim, 

Ruhlsdorf

Eine RF-Ausgabe wie die des Monats Juli wünschte 
ich mir öfter: ohne Todesanzeige. Im Juni traute 
man sich kaum, die Seiten umzublättern, so viele 
Verluste gab es. Vor dem Hintergrund, daß der 
Klassenfeind wie auch gewisse Kräfte innerhalb 

der Linken – ich spiele auf die scharfe Kontroverse 
zwischen Holz und Haug in der Lenin-Debatte der 
jW an – die alten DDR-Genossen gar nicht schnell 
genug unter der Erde haben können, täte ich die-
sen sämtlich wünschen, daß sie bei guter Gesund-
heit mindestens 120 Jahre erreichen. Hans Heinz 
Holz wünschte ich, daß er sich mehr zu schonen 
vermag, wobei ich allerdings weiß, daß daran 
wohl kaum zu denken ist. H. H. H. hat recht, daß 
man jenen die Stirn bieten muß – und zwar auf 
die Gefahr hin, durch recht häßliche Anfeindun-
gen Kräfteverlust zu erleiden –, die das Lebens-
werk unserer Veteranen schon zu deren Lebzeiten 
demontieren möchten.

Ronald Brunkhorst, Kassel

„Der Zweck des Lebens ist das Leben selbst.“ 
Diese Feststellung des ollen Goethe ist heute noch 
zutreffend. Nur muß man einen Sinn in sein Leben 
bringen. Wie wir „Roten“ es ja wollen. 

Johannes Konopka, Naumburg/S.

Am 13. August 1961 haben die Maßnahmen zur 
Grenzsicherung bei der Mehrheit der DDR-Bür-
ger, so auch bei mir, viel Zustimmung gefunden. 
Unsere Medien begründeten den Schritt als einen 
Akt zur Sicherung des Friedens und der Souverä-
nität des ersten sozialistischen Staates auf deut-
schem Boden. Den Währungsschiebern und allen 
Aktivitäten gegen unseren Staat war ein Riegel 
vorgeschoben. Der Artikel von Hans Horn im Juli-
RF findet bis dahin meine Zustimmung. Doch das 
eigentliche Problem der DDR im Sommer 1961 
beschreibt er nicht. Ralph Hartmann, Autor des 
Bestsellers „Die Liquidatoren“ stellt dazu fest: 
„Die Mauer in Berlin und die Sicherungsanlagen 
an der westlichen Staatsgrenze dienten in erster 
Linie dazu, die Abwanderung von Bürgerinnen 
und Bürgern der DDR ... zu verhindern. ... Infolge 
eines unaufhörlichen Bevölkerungsschwundes 
stand zu befürchten, daß die DDR ausblutete. Seit 
ihrer Gründung haben 2,6 Millionen Menschen ihre 
Koffer gepackt ...“
Im Sommer 1961 ging es um die Existenz des 
Staates DDR. Der Gefahr mußte Einhalt geboten 
werden. Der Bau der Mauer war aus der Not gebo-
ren, es gab keine Alternative. Der Frieden wurde 
für einen hohen Preis bewahrt.
Übrigens: Nach 1990 haben rund 3 Millionen Ost-
deutsche ihre Heimat verlassen – trotz „Demokratie 
und Freiheit“ nach BRD-Maß vor ihrer Haustür.

Dieter Meusel, Strausberg

Wenn zwei das Gleiche tun, ist es noch lange 
nicht dasselbe. Die Staatssicherheit war, wie 
schon das Wort besagt, für die Sicherheit des 
Staates DDR verantwortlich. Mögen sich einzelne 
Mitarbeiter auch gelegentlich unfairer Methoden 
bedient haben, so war das MfS dennoch Schutz-
schild gegen Feinde und Gegner eines erstmals 
auf deutschem Boden zustande gekommenen 
sozialistischen Staates.
Die „Stasi“ war das direkte Gegenstück zum Ver-
fassungsschutz der BRD, der zwar gegen Kom-
munisten aktiv wurde, in bezug auf Altnazis und 
faschistische Militärs aber auf beiden Augen 
blind blieb.
Wie bezeichnet man heute die großangelegte 
Bespitzelung bei Bahn, Telekom, Lidl, Deutscher 
Bank und anderswo? Zieht der „freiheitlich-demo-
kratische Rechtsstaat“ BRD deren Spitzenmana-
ger zur Verantwortung?

Hermann Thomas, Wilsdruff

Beim Lesen des Beitrags „Drohbriefe an Kinder“ 
von Georg Dorn fiel mir ein, daß uns mal – aller-
dings auf ganz anderem Gebiet – ähnliches pas-
siert ist. Auch kurz vor Weihnachten erhielt mein 
Enkel ohne vorherige Rechnung einen Drohbrief mit 
sofortiger Zahlungsaufforderung. Wir vermuteten, 
daß er vielleicht im Internet „Hausaufgaben-Ser-
vice“ angeklickt hatte oder ein Computerspiel in 
der Annahme, es sei kostenlos, während irgendwo 
ein kleingedruckter Preis stand. Also zahlten wir. 

Aber im Jahr darauf, kurz vor Weihnachten, kam 
vom selben Notar wiederum ein Brief gleichen 
Inhalts. Nun ging meine Tochter damit zur Ver-
braucherzentrale. Sie hatte das Schreiben noch 
in der Hand, als der Berater sagte: „Ach, die sind 
mal wieder aktiv! Nicht zahlen, überhaupt nicht 
reagieren, dann geben sie es von allein auf.“ So 
war es dann auch.
Nun liegt dieser Fall ja etwas anders. Doch man 
fragt sich: Was hat die BfA denn überhaupt mit 
Kindern zu tun? Es wäre nicht das erste Mal, daß 
sich Betrüger hinter Institutionen verstecken.

Gisela Tews, Berlin

Liebe „RotFuchs“-Macher, neulich haben wir in 
Irland einen Namensvetter von Euch gesehen. Als 
treuer und dankbarer Leser, für den jede Ausgabe 
Freude bringt und Kraftquell ist, lege ich als Mini-
Dankeschön ein Foto von ihm bei.
Mein RF-Exemplar macht übrigens die Runde zu 
den Kindern, den Nachbarn sowie den Wander- 
und Kegelfreunden. 

Siegfried Promnitz, Werder/Havel

Ich bedanke mich sehr für die Gratulation zu mei-
nem 87. Geburtstag im Juli-RF. Es haben daraufhin 
eine Reihe von Leuten reagiert, von denen ich das 
gar nicht erwartet hätte. Hier und dort gibt es ein 
gewisses Erstaunen über meine Umtriebigkeit bei 
der Werbung neuer Abonnenten für unsere Zeit-
schrift. Wann ich damit aufhören würde, wollte 
jemand von mir wissen. Meine Antwort: Wenn in 
China ein beliebiger Reisbauer gefragt wird, wel-
che drei Begriffe ihm bei dem Wort Deutschland 
sofort einfallen, müßte er zumindest sagen: „Bek-
kenbauer, Mercedes, RotFuchs“.

Helmut Hellge, Berlin

Mir geht es wohl wie den meisten RF-Lesern: Auch 
ich warte voller Spannung am Monatsanfang auf 
das Erscheinen unserer Zeitschrift und lese begie-
rig den Leitartikel, weiß ich doch, daß er eine klas-
senmäßige Antwort auf die brennenden Fragen 
unserer Zeit gibt – auch auf solche, die in unseren 
PDL-Veranstaltungen nur allzu häufig offen bleiben. 
So war es auch bei der 2. Historischen Debatte 
Anfang Juli, an der mehrere RF-Leser teilnahmen. 
Themen wie: Wende oder Konterrevolution? Wie 
war die Zusammenarbeit der Blockparteien in der 
DDR? War die DDR ein Unrechtsstaat? standen 
im Mittelpunkt. Auch Helmut Holter, eingeladen 
nach der 1. Historischen Debatte aufgrund seiner 
unverzeihlichen Äußerungen im „Stern“-Interview, 
konnte uns keine akzeptable Antwort geben und 
vertröstete die Teilnehmer auf die Programmdis-
kussion nach den Bundestagswahlen. Der lang-
jährige Funktionär und Absolvent mehrerer Par-
teihochschulen wich einer klaren Antwort auf die 
Frage der jungen Genossin Daniela Grand aus, die 
wissen wollte, was er eigentlich unter Sozialismus 
verstehe. Und auch dem Genossen Bernd Holtz, 
der sich sehr emotional gegen Holters Unrechts-
staats-Äußerung wandte. Als neues Mitglied der 
PDL brachte dieser seine große Enttäuschung 
über den Umgang mit DDR-Geschichte zum Aus-
druck. Aber Holter offenbarte in seinen Antwor-
ten eine überholte, revisionistische Sichtweise, 
als wäre das „schwedische Modell“ nicht schon 
längst ad acta gelegt.
Wie zutreffend, klar und vor allem parteilich ist hin-
gegen die Einschätzung dieser Fragen in den Leit-
artikeln des RF. „Auf Tote schießt man nicht“ findet 
angesichts der nebulösen Diskussion in der PDL 
zur DDR-Geschichte meine volle Zustimmung.
Erfreulich ist auf jeden Fall, daß trotz all der los-
gelassenen und laut bellenden Hunde bei immer 
mehr nachdenklichen Menschen deutlich wird, wel-
che Spuren die DDR hinterlassen hat. Das macht 
Mut, nach einer schweren Niederlage die richtigen 
Lehren zu ziehen und weiterzukämpfen.

Harald Holtz, Rostock



RotFuchs / September 2009 Seite 32

I M P R E S S U M

Die Mitarbeit weiterer Autoren ist erwünscht. Die in namentlich gezeichneten Beiträgen zum Ausdruck gebrachten Auffassungen müssen nicht immer mit denen der Redaktion übereinstimmen.

Der im Februar 1998 gegründete „RotFuchs“ ist eine von Parteien unabhängige kommunistisch-sozialistische Zeitschrift.

Autorenkreis:
Dr. Matin Baraki
Rolf Berthold
Dr. Manfred Böttcher
Isolda Bohler (Valencia)
Dr. Vera Butler (Melbourne)
Wolfgang Clausner
Prof. Dr. Götz Dieckmann
Dr. Rudolf Dix
Ralph Dobrawa
Dieter Fechner
Dr. Peter Fisch
Bernd Fischer
Peter Franz
Günter Freyer
Prof. Dr. Georg Grasnick
Dr. Ernst Heinz
Dr. Dieter Hillebrenner
Manfred Hocke
Prof. Dr. Hans Heinz Holz

Hans Horn
Dr. Klaus Huhn
Dr. Hans-Dieter Krüger
Rudi Kurz
Wolfgang Mäder
Bruno Mahlow
Dr. Bernhard Majorow
Wolfgang Metzger
Prof. Dr. Harry Milke
Frank Mühlefeldt
Sokrates Papadopoulos (Thessaloniki)
Richard Georg Richter
Prof. Dr. Werner Roß
Walter Ruge
Karl Schlimme
Gerhard Schmidt
Prof. Dr. Horst Schneider
Joachim Spitzner
Fritz Teppich
Dr.-Ing. Peter Tichauer

Herausgeber:

„RotFuchs“-Förderverein e.V.

Chefredakteur: 

Dr. Klaus Steiniger (V.i.S.d.P.)

Rheinsteinstraße 10, 10318 Berlin

Tel. 030/561 34 04

Mail: rotfuchskessel@t-online.de 

          (Redaktionsadresse)

Sekretärin: Karin Mory

Layout: Rüdiger Metzler 
 

Herstellung: Druckerei Bunter Hund

Internet: www.rotfuchs.net

Internet-Präsentation und akusti- 
sche Ausgabe (für Sehbehinderte): 

Sylvia Feldbinder

Redaktionsschluß ist jeweils 

der 10. des Monats.

Künstlerische Mitarbeit:
Dieter Eckhardt, Heinz Herresbach, 
Klaus Parche, Heinrich Ruynat, 
Michael Westphal

Versand und Vertrieb:
Karin Dockhorn
Anna-Louisa-Karsch-Str. 3, 10178 Berlin 
Tel. 030/2 41 26 73
WDockhorn@t-online.de
oder Sonja Brendel
Tel. 030/5 12 93 18 
Bruni Büdler, Hans Ludwig, Harry 
Schreyer, Peter Barth u. v. a. m.

Finanzen: Jürgen Thiele
Wartenberger Str. 44, 13053 Berlin
Tel. 030/981 56 74

Unser Konto:
„RotFuchs“-Förderverein
Kto-Nr.: 2 143 031 400 
Berliner Sparkasse
BLZ: 100 500 00 

Für Einzahler im Ausland
IBAN: DE 27 1005 0000 0220 1607 59
BIC: BELADEBEXXX

Der stellvertretende Vorsitzende des RF-
Fördervereins Prof. Dr. Götz Dieckmann 
spricht am 11. September um 16 Uhr 
auf einer Veranstaltung der RF-Regional-
gruppe Harz in Halberstadt, Gaststätte 
Lindenhof, Spiegelsbergenweg 16, über 
das Thema

70 Jahre nach Hitlers  
Überfall auf Polen

Am 11. September um 16.30 Uhr spricht 
die Botschafterin der Bolivarischen Republik 

Venezuela in der BRD, Frau Dr. Blancanieve 

Portocarrero, auf einer Veranstaltung der 

RF-Regionalgruppe Berlin in der Begegnungs-
stätte der Volkssolidarität, Torstraße 203–205, 
über das Thema

Neues aus Caracas

Am 19. September um 10 Uhr stellt 
Egon Krenz auf einer Veranstaltung der 
RF-Regionalgruppe Neubrandenburg 
in der Gaststätte „REMA-Klause“, Spei-
cherstraße 3, sein jüngstes Buch

Gefängnis-Notizen

vor. 

Mitglieder, Leser und Freunde des RF 
sind herzlich eingeladen.

Flagge zeigen! Grafik von Klaus Parche




